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Vorwort

Das Statistische Bundesamt und die Deutsche Statistische Gesellschaft — Ausschuss
Methodik Statistischer Erhebungen — veranstalten gemeinsam im November jeden Jah-
res in Wiesbaden ein wissenschaftliches Kolloquium zu Themen, die aktuelle sozio-
ökonomische Fragestellungen aus dem Interaktionsbereich zwischen Statistik, Politik
und Forschung behandeln. Diese Veranstaltungsreihe ist seit dem ersten Kolloquium im
Jahr 1992 zu einer die vielfältigen Interessen der statistischen Forschung und ihrer Nut-
zung verbindenden Institution geworden.

Das elfte Kolloquium zum Thema „Sozialer Wandel — Daten, Analysen, Gesamtrechnun-
gen" hatte das Ziel, aktuelle Informationen darzustellen und die gute und eingespielte
Kooperation zwischen amtlicher Statistik, Wissenschaft und ihren Nutzern aus Wirt-
schaft, Politik, Verbänden und Instituten in der Tradition der früheren Wiesbadener
Kolloquien zu fördern und fortzusetzen.

Moderiert wurde die Veranstaltung von Herrn Prof. Dr. Joachim Frohn von der Universität
Bielefeld. Unter seiner Leitung wurde das Thema dem Grunde nach und in ver-
schiedensten Dimensionen behandelt. Am ersten Veranstaltungstag gab es Referate
zum Europäischen Datenbedarf, zur Messung von Armut und sozialer Ausgrenzung, zur
Europäischen Erhebung über Einkommen und Lebensbedingungen, zu Instrumenten und
Indikatoren der Messung des sozialen Wandels sowie zur Armuts- und
Reichtumsberichterstattung in Deutschland. Anschließend gab es jeweils lebhafte
Diskussionen.

Das Ende des ersten Veranstaltungstages war der Verleihung des Gerhard-Fürst-Preises
vorbehalten, der vom Statistischen Bundesamt geschaffenen Auszeichnung für heraus-
ragende wissenschaftliche Arbeiten mit Bezug zur amtlichen Statistik. Die Laudationes
mit eingehenden Würdigungen der Arbeiten hielt Herr Prof. Dr. Hans Wolfgang
Brachinger von der Universität Fribourg. 1 ) Unter großem Beifall der Kolloquiumsteil-
nehmer überreichte Hermann Glaab, Direktor beim Statistischen Bundesamt, die Urkun-
den des Gerhard-Fürst-Preises an Herrn Dr. Markus Gangl 2), Herrn Thomas Gschwend,
Ph.D. 3) , und Herrn Dipl.-Volkswirt Christian Pigorsch 4). Mit einem Förderpreis des Statis-
tischen Bundesamtes für Nachwuchswissenschaftler wurde Herr Dipl.-Kaufmann Gunnar
Hein 5) ausgezeichnet.

Der zweite Tag des Kolloquiums war Überlegungen zum Aufbau eines sozio-ökonomi-
schen Berichtssystems, der Modellierung ökonomischer, ökologischer und sozialer

1) Die Laudationes sind in der Zeitschrift ..Wirtschaft und Statistik", Heft 12/2002, S. 1040 — 1043, abge-
druckt.

2) Ein Auszug aus seiner prämierten Dissertation „Unemployment dynamics in the United States and West
Germany: Economic restructuring, institutions, and labour market processes over the 1980s and 1990s"
ist in der Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik", Heft 2/2003, 5. 140 — 146, erschienen.

3) Ein Auszug aus seiner prämierten Dissertation „Strategic voting in mixed electoral Systems" ist in der Zeit-
schrift „Wirtschaft und Statistik", Heft 3/2003, 5. 262 — 267, erschienen.

4) Ein Auszug aus seiner prämierten Diplomarbeit „Zinsprognose anhand der Zinsstruktur — Ergebnisse für
Deutschland" wird in der Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik", Heft 6/2003, erscheinen.

5) Ein Auszug aus seiner prämierten Diplomarbeit „Zum systematischen Fehler amtlich berechneter
Sterbewahrscheinlichkeiten für Mecklenburg-Vorpommern 1986 bis 1996" wird in der Zeitschrift „Wirt-
schaft und Statistik", Heft 7/2003, erscheinen.
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Vorwort

Interdependenzen sowie der Schätzung des Bildungsvermögens in Deutschland und der
Frage „Ausbildungsvermögen versus Humankapitalansatz" gewidmet. Am Abschluss der
Veranstaltung wurde über die in der EU verwendeten Sozialrechnungsmatrizen und Ar-
beitskräftegesamtrechnungen referiert.

Allen, die zu dem guten Gelingen und dem interessanten Verlauf des Kolloquiums ihren
Sachverstand, ihr Wissen und ihre Erfahrung eingebracht haben, gilt der besondere
Dank der Veranstalter. Darüber hinaus danken wir allen, die durch ihre engagierten Fra-
gen und fundierten Beiträge die Darstellungen und Analysen in den Diskussionen er-
weitert und vertieft haben. Herr Professor Frohn moderierte in souveräner, freundlicher
und kompetenter Art die Präsentation der einzelnen Beiträge, verband ihre Abfolge und
leitete die Diskussion mit viel Verständnis und Kenntnis zum Nutzen aller Teilnehmer.
Hierfür gebührt ihm der respektvolle Dank der Veranstalter.

Das Wiesbadener Kolloquium wird in bewährter Kooperation zwischen dem Statistischen
Bundesamt und der Deutschen Statistischen Gesellschaft weitergeführt werden und
auch künftig ein Forum für den Austausch zwischen Produzenten und Konsumenten der
Statistik darstellen. Die Publikation der Tagungsbeiträge wird sich in Zukunft fort vom
gedruckten Buch hin zur elektronischen Bereitstellung im Internet verändern und so den
Wünschen der Nutzer in Statistik, politischer Öffentlichkeit und wissenschaftlicher For-
schung nach möglichst rascher und einfach weiterverarbeitbarer Ergebnisveröffent-
lichung entsprechen.

Wiesbaden, im Mai 2003

Dr. Manfred Ehling	 Prof. Dr. Walter Krug,

Statistisches Bundesamt	 Dr. Rolf Wiegert

Deutsche Statistische Gesellschaft
Ausschuss Methodik
Statistischer Erhebungen

Statistisches Bundesamt, Forum der Bundesstatistik, Bd. 41/2003
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Hermann Glaab * )

Begrüßung
Meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich begrüße Sie ganz herzlich hier in Wiesbaden zu unserem wissenschaftlichen Kollo-
quium zum sozialen Wandel. Ich tue dies auch im Namen von Herrn Präsident Hahlen,
der es sehr bedauert, durch eine unaufschiebbare anderweitige Verpflichtung nicht per-
sönlich an diesem Kolloquium teilnehmen zu können. Unsere heutige Veranstaltung
stellt inzwischen das 11. gemeinsame wissenschaftliche Kolloquium des Statistischen
Bundesamtes und der Deutschen Statistischen Gesellschaft dar. Im Rahmen dieser Ver-
anstaltung wird auch traditionell und im nunmehr vierten Jahr der Gerhard-Fürst-Preis für
herausragende wissenschaftliche Arbeiten mit Bezug zur amtlichen Statistik vergeben.

In dieser fest etablierten Reihe wissenschaftlicher Foren haben sich in schöner Regel-
mäßigkeit soziale und ökonomische Fragestellungen abgewechselt. Im vergangenen Jahr
hatten wir mit „Unternehmen in der Statistik — Konzepte, Strukturen, Dynamik" ein
ökonomisches Thema behandelt — der Tagungsband zu dieser Veranstaltung liegt im
Foyer am Tagungsstand zur Ansicht aus. Auf den ersten Blick mag das Thema unserer
diesjährigen Tagung „Sozialer Wandel — Daten, Analysen, Gesamtrechnungen" als ein-
deutig sozialwissenschaftlich geprägtes Thema anmuten. Dies relativiert sich aber bei
einer näheren Betrachtung der Thematik rasch. Die Fragestellung ist nämlich an einer der
vielen Schnittstellen zwischen Sozial- und Wirtschaftswissenschaft angesiedelt.

Welche besondere Bedeutung ökonomische Aspekte gerade auch ganz allgemein für
soziale Fragestellungen haben, hat das aktuelle tagespolitische Geschehen der vergan-
genen Wochen sehr deutlich gemacht. Nicht nur die Koalitionsvereinbarung zur 15.
Wahlperiode des Deutschen Bundestages und ihre Konkretisierungen in den ver-
gangenen Tagen, sondern auch das Gutachten des Sachverständigenrates zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, das in der vergangenen Woche dem
Bundeskanzler in Berlin überreicht wurde, zeigen die vielfältigen Interdependenzen
zwischen der gesamtwirtschaftlichen Situation und den sozialen Sicherungs-
mechanismen.

Solche gegenseitigen Abhängigkeiten gibt es jedoch nicht nur zwischen der wirtschaft-
lichen und der sozialen Ordnung einer Volkswirtschaft, sie bestehen auch im Hinblick
auf die rechtliche und politische Ordnung eines Staates. Allerdings nimmt man diese
Interdependenzen in schwierigen ökonomischen Situationen — wie sie zur Zeit un-
bestritten vorherrschen — sehr viel stärker zur Kenntnis, und die Politik steht in solchen
Phasen vor besonderen Herausforderungen.

Als Grundlage zur politischen Entscheidungsfindung in sozialen Fragestellungen sind
daher gerade zur Zeit nicht nur soziale Daten, sondern in besonderer Weise auch die
ökonomischen Informationen der amtlichen Statistik heranzuziehen.

*) Hermann Glaab, Direktor beim Statistischen Bundesamt, Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt, Forum der Bundesstatistik, Bd. 41/2003



Begrüßung

Herr Präsident Hahlen hat auf dem Deutschen Soziologentag und der Jahrestagung der
Arbeitsgemeinschaft Sozialwissenschaftlicher Institute (ASI) vor wenigen Wochen einen
Vortrag über die Entwicklung des deutschen Sozialstaates anhand von Daten der
amtlichen Statistik gehalten. Darin wurde durch den Vergleich sozialer und gesamt-
wirtschaftlicher Aspekte aus der Sicht des Sozialbudgets und der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen der dramatische absolute Anstieg der Sozialausgaben in den
vergangenen beiden Jahrzehnten deutlich. Zugleich zeigte sich, dass die Steigerungen
quer durch alle Teilbereiche des Sozialbudgets gingen. Die Finanzierung der steigenden
Sozialausgaben ist bei der die aktuellen Wachstumsschwäche der deutschen Wirtschaft
und der hohen Massenarbeitslosigkeit nicht mehr dauerhaft gesichert. Umgekehrt wird
immer häufiger die Frage gestellt, ob und inwieweit die Ausweitung der sozialen
Systeme selbst für solche Wachstumsschwächen mitverantwortlich sein könnte.

Der von Mitarbeitern der Deutschen Bank und Unternehmensberatern erarbeitete
„Geschäftsbericht Deutschland AG", der auch hier im Haus ausführlich erörtert wurde,
zeigte bereits 1999, dass die Sozialversicherungssysteme in Deutschland die Grenzen
ihrer Leistungsfähigkeit erreicht, wenn nicht gar überschritten hatten, und zwar schon
aufgrund der zukünftigen demographischen Entwicklung, d.h. ohne Berücksichtigung
wirtschaftlicher Probleme. Dieser Bericht verwies auch darauf, dass Maßnahmen zum
Umbau der Sozialsysteme erst mit entsprechend großem Time-lag wirken, da
Bestandsschutz für heutige Leistungsempfänger, die ihr gesamtes Erwerbsleben in die
Sozialversicherungen einbezahlt haben, unverzichtbar ist. Die Wachstumsschwäche mit
anhaltend hoher Arbeitslosigkeit hat die bereits bestehenden Probleme von zwei Seiten
her verstärkt: Durch höhere Ausgaben für Leistungen an Erwerbslose und vor allem
durch fehlende Einnahmen, da Erwerbslose keine Beiträge in die Sozialversicherungen
zahlen. Diese Bipolarität verursacht die derzeitige schwierige Situation der Sozialver-
sicherungssysteme. Von daher erscheint vielen eine erfolgreiche Wachstumspolitik, die
das reale Sozialprodukt steigert und Arbeitsplätze schafft, gleichzeitig als die wirk-
samste Sozialpolitik, weil sie die sozialen Sicherungssysteme auf der Ein- und
Ausgabenseite entlasten und so Spielraum auch für andere sozialpolitische Ziel-
setzungen bieten würde. Ohne Wachstum und Abbau der Arbeitslosigkeit wird der
soziale Standard in Deutschland kaum zu halten sein.

Die wirtschaftliche und soziale Situation in Deutschland ist durch die Transmissions-
mechanismen des Arbeitsmarktes so eng miteinander verzahnt, dass nur die
gemeinsame Betrachtung ökonomischer und sozialer statistischer Daten eine sinnvolle
Basis für die Analyse und Therapie unserer drängenden gesellschaftlichen Probleme
schafft. Die ökonomischen und sozialen Herausforderungen der nächsten Jahre sind so
eng wie selten zuvor in unserer Geschichte miteinander verwoben.

Ich bin deshalb froh, dass wir uns in den kommenden zwei Tagen bei unserem wissen-
schaftlichen Kolloquium zum sozialen Wandel in besonderer Weise mit den ökonomi-
schen und sozialen Interdependenzen beschäftigen. Diese wechselseitigen Beziehungen
zwischen Wirtschafts- und Sozialpolitik betreffen nicht nur direkt oder indirekt alle
Themen dieses Kolloquiums, sie ziehen sich letztlich wie ein roter Faden durch alle
anstehenden aktuellen politischen Entscheidungen.

Statistisches Bundesamt, Forum der Bundesstatistik, Bd. 41/2003



Hermann Glaab

Ich denke, wir dürfen vor diesem Hintergrund nicht nur interessante Vorträge, sondern
auch spannende und zum Teil sicherlich kontroverse Diskussionen im Rahmen dieses
wissenschaftlichen Kolloquiums erwarten. Herr Professor Frohn, ich danke Ihnen, dass
Sie sich bereit erklärt haben, uns als Moderator durch die kommenden beiden Tage zu
führen und ich bitte Sie, jetzt die Leitung des Kolloquiums zu übernehmen.

Statistisches Bundesamt, Forum der Bundesstatistik, Bd. 41/2003



Joachim Frohn *)

Sozialer Wandel — Dokumentation und Analyse

1 Einleitung

Bei der Vorbereitung zu meinem einführenden Referat zu unserer Tagung zum sozialen
Wandel (Daten, Analysen, Gesamtrechnungen) fiel mir auf, dass offensichtlich der Be-
griff „Sozialer Wandel" als selbstverständlich und fest definiert vorausgesetzt wird.
Sonst hätte die Überschrift eher lauten müssen: „Sozialer Wandel (Phänomen, Daten,
Analysen, Gesamtrechnungen)."

Dieser Tatbestand, dass die Frage, was eigentlich sozialer Wandel ist, im Thema der
Tagung nicht unmittelbar angesprochen wird, hängt sicher damit zusammen, dass wir
alle glauben zu wissen, was sich in etwa hinter „sozialem Wandel" verbirgt, und dass
eine präzise allgemeingültige Definition eines solchen umfassenden Begriffs natürlich
immer sehr schwierig ist. Jede Definition besitzt einen gewissen Grad an Beliebigkeit.

Dennoch muss am Anfang der Erörterungen im diesjährigen Wissenschaftlichen Kollo-
quium eine Definition dieses Begriffes stehen: Wie sollten wir sonst feststellen können,
ob bisherige bzw. für die Zukunft ins Auge gefasste Analysen und Dokumentationen so-
zialen Wandels diesem Phänomen tatsächlich einigermaßen gerecht werden?

Beginnen wir mit einer uns allen geläufigen Festlegung: „Sozialer Wandel steht für Ver-
änderungen der Strukturen, die für ein soziales System charakteristisch sind" (Brock-
haus, Bd. 12, 1981, S. 233).

Mit dieser Definition haben wir das Problem allerdings offensichtlich nur verschoben:
Nun ist es erforderlich zu definieren, was die ein soziales System charakterisierenden
Strukturen sind.

Die Beantwortung dieser Frage gelingt mit einer Definition von W. Zapf (1989, S. 101):
„Unter Sozialstruktur verstehen wir die demographische Grundgliederung der Bevölke-
rung, die Verteilung zentraler Ressourcen wie Bildung, Einkommen und Beruf, die Glie-
derung nach Klassen und Schichten, Sozialmilieu und Lebensstil, aber auch die soziale
Prägung des Lebenslaufs in der Abfolge der Generationen."

Diese Definition vermittelt uns sofort zwei Grunderkenntnisse:

1. Eigentlich gehören damit fast alle wichtigen Elemente unseres gesamtgesellschaftli-
chen Systems (Bevölkerungsaufbau, Wirtschaftsordnung, politische Ordnung,
Rechtsordnung, Bildungssystem, ...) zur Sozialstruktur.

Als Grundlage für eine Analyse und Dokumentation des sozialen Wandels ist diese
Definition damit sicher immer noch zu allgemein. Ich versuche deshalb im folgen-
den Abschnitt eine genauere Festlegung zu entwickeln.

*) Prof. Dr. Joachim Frohn, Universität Bielefeld.
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Joachim Frohn

2. Neben der Makroebene, also den systemaren Rahmenbedingungen unseres Lebens,
gehört auch die Mikroebene, d.h. die Lebensgestaltung und Verortung des Einzelnen
in der Gesellschaft, zum sozialen System. Dabei ist zu beachten, dass die Indivi-
duen ja nicht nur durch die Gegebenheiten der gesamtgesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen in ihren Lebensmöglichkeiten beeinflusst werden: Umgekehrt formen
sie ja durch ihre Lebensgestaltung in ihrer Gesamtheit die Sozialstruktur.

Auf die Makro- und Mikroebene des sozialen Wandels werde ich im Folgenden im
Zusammenhang mit der Analyse sozialen Wandels noch eingehen.

Zunächst soll aber eine Konkretisierung von „Sozialstruktur" versucht werden, wobei ich
auch einige Anmerkungen zur unterschiedlichen Intensität in der Dokumentation der
verschiedenen Bereiche machen will.

Wichtige Bereiche „sozialer Befindlichkeit"

2.1	 Festlegung

Eine geeignete Informationsbasis für den Versuch, wichtige soziale Komponenten im ge-
samtgesellschaftlichen System zu identifizieren, können theoretische und empirische
Arbeiten bieten, die im Zusammenhang mit der Diskussion um Nachhaltigkeitskonzepte,
und hier vor allem zum sozialen Bereich, publiziert worden sind.

Nachhaltigkeit wird zum einen ganz umfassend — also auf das gesamtgesellschaftliche
System bezogen — definiert: „Als nachhaltig ist eine Entwicklung zu charakterisieren, die
die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne die Möglichkeit zukünftiger Generatio-
nen einzuschränken, ihre Bedürfnisse zu befriedigen." (Brundlandt-Report 1987 [zit.
nach W. van Dieren 1995, S. 105]).

Zum anderen wird zwischen den Teilbereichen ökonomischer, ökologischer und sozialer
Nachhaltigkeit unterschieden — eine Einteilung, die uns im hier zu diskutierenden Zu-
sammenhang offensichtlich helfen kann.

Nach Serageldin (1993a, 1993b) sind die genannten drei Teilbereiche von Nachhaltig-
keit wie folgt bestimmt:

ökonomische Nachhaltigkeit als Erhalt des „ökonomischen Kapitals" (in Form von
Anlagevermögen und Humankapital),

ökologische Nachhaltigkeit als Erhalt des „Naturvermögens" (Schutz der Quellen
der Rohstoffe; Natur als Versorger mit „Inputs" und als „Speicher"),

soziale Nachhaltigkeit als Erhalt des „sozialen Kapitals" (Sozialvermögen — Erhalt
des sozialen Gerüsts und der Selbstverwaltung der Menschen über die natürlichen
Ressourcen).

Hier soll nun nicht die zum Teil ja sehr kontroverse Diskussion um Nachhaltigkeit geführt
werden. Ich will mich mit diesem Konzept nur insoweit auseinandersetzen, als es uns
helfen kann, den Bereich sozialer Komponenten genauer zu bestimmen.

Formal lässt sich die hinter dem Nachhaltigkeitsphänomen stehende Struktur wie folgt
beschreiben: Es geht um die Spezifikation eines Vektors von Zielvariablen (Nachhaltig-
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Sozialer Wandel - Dokumentation und Analyse

keitsindikatoren), die in ihrer relativen Bedeutung gewichtet werden müssen. Die Frage
nach dem - im Sinne von Nachhaltigkeit - optimalen gesellschaftlichen Zustand kann
dann über die Optimierung dieser Zielfunktion unter der Nebenbedingung des gesamt-
gesellschaftlichen Systems beantwortet werden.

Trotz dieser formal sehr einfachen Struktur gibt es keine generell akzeptierte empirisch
orientierte Umsetzung dieses Ansatzes: Sie scheitert vor allem daran, dass es offen-
sichtlich keinen gesamtgesellschaftlichen Konsens über die Bewertung der die Nachhal-
tigkeit charakterisierenden Zielvariablen und damit über die Zielfunktion gibt.

Dieses Problem spielt aber im Zusammenhang mit der hier zu diskutierenden Frage der
Erfassung sozialen Wandels keine (oder zumindest keine primäre) Rolle: Hier geht es ja
im Wesentlichen um jenen Bereich, den ich eben als „Nebenbedingung" gekennzeichnet
habe, also die Abbildung der gesamtgesellschaftlichen Realität und hier vor allem um
den Teilbereich „soziale Befindlichkeit".

Ich habe nun vor einiger Zeit repräsentative Teile der Literatur zur sozialen Nachhaltigkeit
gesichtet und dabei den Versuch unternommen, auf der Grundlage dieser Informationen
eine Liste wichtiger Teilbereiche „sozialer Befindlichkeit" zusammenzustellen (vgl. J.
Frohn 2002).

Dabei ist generell festzustellen, dass in diesen Arbeiten offensichtlich als ein wichtiges
Auswahlkriterium für soziale Teilbereiche der Tatbestand herangezogen wird, dass ein in
Frage stehender Teilbereich noch nicht in einem der anderen beiden Subsysteme erfasst
ist.

Insgesamt sind es sechzehn solcher Teilbereiches), die ich im Folgenden so geordnet
habe, dass zunächst die vor allem der Mikroebene und dann die eher der Makroebene
zuzurechnenden Bereiche aufgeführt sind:

1. Intensität zwischenmenschlicher Beziehungen und von Gruppenaktivitäten, Ver-
trauen in Mitmenschen und Institutionen,

2. Erziehung, Bildung und Ausbildung,

3. Gesundheit,

4. Einkommens- und Vermögensverteilung,

5. Wohn- und Siedlungssituation,

6. Erwerbsbeteiligung, Gestaltung von Arbeit,

7. Gestaltung von Freizeit,

B.	 Mobilität,

9. politische und ökonomische Diskriminierung, Chancen-Gleichheit,

1) Im Gegensatz zu meinem Aufsatz (Frohn 2002), in dem nur die nicht bereits in anderen Subsystemen ent-

haltenen „sozialen" Bereiche aufgeführt sind, ist hier der primär im ökonomischen Subsystem erfasste

Bereich „Einkommens- und Vermögensverteilung" der Vollständigkeit halber hinzugefügt worden; außer-

dem sind die Komplexe „Intensität zwischenmenschlicher Beziehungen" und „Vertrauen" zusammen-
gefasst worden.
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Joachim Frohn

10. soziale Gerechtigkeit, soziale Sicherheit,

11. demographische Struktur und Entwicklung,

12. innere und äußere Sicherheit,

13. Kultur,

14. Rechtssystem,

15. Qualität von Verwaltung,

16. politisches System.

Zu dieser Aufstellung sind einige Anmerkungen erforderlich: Zum einen erhebt diese
Liste keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Je nach Ausgangspunkt kann man sich noch
weitere Bereiche als zum sozialen System zugehörig vorstellen. Außerdem ist deutlich,
dass es Überschneidungen mit den anderen Teilsystemen gibt, insbesondere mit dem
Bereich Ökonomie. Schließlich ist noch einmal festzuhalten, dass offensichtlich die Nei-
gung besteht, alle in anderen Subsystemen noch nicht erfassten Teilbereiche des ge-
samtgesellschaftlichen Systems dem Subsystem „Soziales" zuzurechnen. Dies — und
die bereits erwähnte Überschneidung zwischen den Subsystemen — weist uns noch
einmal ganz eindrücklich auf die Notwendigkeit einer Gesamtbetrachtung des gesell-
schaftlichen Systems hin, auch wenn man sich eigentlich nur für einen Teilbereich inte-
ressiert!

2.2	 Dokumentation

Lassen Sie uns kurz einen Blick auf die Erfassung der genannten Bereiche sozialer Be-
findlichkeit als empirische Phänomene werfen, und zwar:

1. zunächst im Vergleich mit den anderen beiden Teilsystemen „Ökonomie" und
„Ökologie",

2. dann im Hinblick auf die unterschiedliche Intensität der Dokumentation innerhalb
der sechzehn genannten Teilbereiche des sozialen Subsystems.

Zu 1.:

Ganz grundsätzlich gilt, dass die drei im Zusammenhang mit Nachhaltigkeit genannten
Teilsysteme „Ökonomie", „Ökologie", „Soziales" durchaus unterschiedlich gut doku-
mentiert sind.

Ein guter Indikator für den diesbezüglichen „State of the Art" ist die Situation im Bereich
umfassender empirisch orientierter Modelle, in denen versucht wird, das Miteinander
der wichtigen, die Gesellschaft prägenden Variablen abzubilden. Nachdem hier in der
zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts große, auch erfolgreiche Anstrengungen
zur Formulierung des ökonomischen Teilsystems vorgenommen worden sind, konnte
man in den letzten zehn Jahren eine deutliche Verbesserung im Hinblick auf den ökolo-
gischen Teilbereich feststellen.

Entscheidende Bereiche des sozialen Subsystems, sofern sie nicht als „sozialökonomi-
sche Komponenten" (wie z.B. die Einkommensverteilung, Erwerbsbeteiligung und Ähnli-
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ches) bereits im ökonomischen Teilsystem berücksichtigt worden sind, sind dagegen
bisher in diese Untersuchungen weitgehend nicht einbezogen worden.

Ähnlich sieht es nach meiner Einschätzung auch im Bereich statistischer Dokumentation
aus.

Zu 2.:

Aber auch innerhalb der Liste der Bereiche „sozialer Befindlichkeit" gibt es in der Erfas-
sung deutliche Unterschiede: Einige der genannten Bereiche sind offensichtlich gut do-
kumentiert, so zum Beispiel die Bereiche 4. und 11., also insbesondere die Einkom-
mensverteilung sowie die demographische Struktur und Entwicklung. In nicht ganz so
umfassendem Maße gilt dies wohl auch für die Bereiche Bildung, Gesundheit, Erwerbs-
beteiligung und Gestaltung von Arbeit.

Ganz anders ist dagegen die Situation z.B. im Bereich 1: Intensität zwischenmenschli-
cher Beziehungen und von Gruppenaktivitäten, Vertrauen in Mitmenschen und Instituti-
onen; und Ähnliches gilt für die Gestaltung von Freizeit und wohl auch für den Bereich
Kultur.

Dabei ist ersichtlich, dass der unterschiedliche Grad der Erfassung wenig oder nichts zu
tun hat mit der grundsätzlichen Bedeutung der jeweiligen Position für unsere Lebensges-
taltung: So ist zum Beispiel die Dokumentation über die Gestaltung von Arbeit (Vollzeit-,
Teilzeitarbeit, Strukturierung der Erwerbstätigkeit nach Wirtschaftsbereichen usw.)
wesentlich ausführlicher als die Erfassung der Freizeit.

Versucht man dagegen, die Bedeutung von Arbeit und Freizeit über die von den Indivi-
duen jeweils aufgewendete Zeit abzuschätzen, so ergibt sich ein ganz anderes Bild:
Nach Angaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) ist ein deut-
scher Bürger — im Durchschnitt und verteilt über die gesamte durchschnittliche Lebens-
dauer — täglich nur ca. zwei Stunden erwerbswirtschaftlich tätig, die restliche Zeit des
24-Stunden-Tages verbringt er anders. Selbst wenn wir ca. acht Stunden Schlaf abrech-
nen, bleiben damit immer noch vierzehn Stunden, die mit den verschiedensten Tätigkei-
ten, die nicht unmittelbar erwerbswirtschaftlich ausgerichtet sind, verbracht werden:
Aus- und Weiterbildung, Haushaltsführung, Kinderbetreuung und Erziehung, Eltern-
betreuung, ehrenamtliche Tätigkeit, soziales Leben, Freizeitgestaltung und anderes
mehr.

Wie ist dieser Tatbestand, dass wichtige für unsere Lebensgestaltung ganz entschei-
dende Bereiche sozialer Befindlichkeit gar nicht oder nur sehr rudimentär erfasst wer-
den, andere dagegen sehr umfassend, zu erklären?

Hierfür gibt es nach meiner Einschätzung zwei wesentliche Gründe:

1. Eine „Ökonomie-Lastigkeit" in der Betrachtung des gesamtgesellschaftlichen Sys-
tems.

Auch in der Statistik schlägt sich zunehmend nieder, was als „Ökonomisierung" der
Erfassung des gesamtgesellschaftlichen Systems bezeichnet werden kann: Durch
eine bewusste oder auch unbewusste Betonung des „wirtschaftlichen Bereichs"
verengt sich der Blick auf jene Bereiche, die entweder ganz grundsätzlich dem öko-
nomischen Teilsystem zuzuordnen sind (Produktion, Erwerbsbeteiligung, Einkom-
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mensverteilung, ....) oder auf Bereiche bzw. Variablen, die zwar (auch) anderen Be-
reichen zuzurechnen sind, die aber in enger Beziehung zum ökonomischen Sub-
system stehen (eben z.B. demographische Strukturen und Entwicklung, Ausbildung,
Gestaltung von Arbeit, soziale Sicherheit, Mobilität, ....).

Andere Bereiche, die in keiner so engen Beziehung zum ökonomischen Subsystem
zu stehen scheinen, werden in der Dokumentation eher stiefmütterlich behandelt,
z.B. die bereits genannten Komplexe „Intensität zwischenmenschlicher Beziehun-
gen", aber auch „Gestaltung von Freizeit" oder auch das Subsystem „Kultur". Dabei
ist ganz deutlich, dass auch diese Bereiche das ökonomische Subsystem — wenn
auch eher indirekt und langfristig — beeinflussen.

2. Bevorzugte Verwendung des Maßstabs „Geld".

Die unter 1. erwähnte Ökonomie-Lastigkeit in der Betrachtungsweise des Gesamt-
systems geht einher mit einer generellen Bevorzugung des Maßstabes „Geld" zur Er-
fassung von interessierenden Phänomenen.

Dies birgt zwei Gefahren in sich:

a) Alles, was nicht oder nur sehr schwer in „Geld" gemessen werden kann, wird
häufig aus Untersuchungen ausgeklammert (z.B. die psychischen und familialen
Folgen von Arbeitslosigkeit).

b) Sind Variablen nur schwer über Geld zu erfassen, und geschieht dies trotzdem,
so kommt es oft zu einer dem Phänomen insgesamt nicht gerecht werdenden
Einschätzung der Bedeutung dieser Variablen (siehe oben die Diskussion um
die Gestaltung von Arbeit und Freizeit).

Ein erhellendes Beispiel in diesem Zusammenhang stellt der vor einiger Zeit un-
ternommene und schließlich gescheiterte Versuch dar, die ökonomische und
ökologische Befindlichkeit einer Gesellschaft zusammenfassend im sogenann-
ten „Ökosozialprodukt" zu dokumentieren: Tatbestände, die sich eben nicht
oder nur sehr schwer über „Geld" erfassen lassen (wie ersichtlich ganz generell

der Umweltzustand), sollten nicht einer solchen Bewertung zugeführt werden 2).

Fazit: In eine Dokumentation sozialen Wandels sollten alle genannten Bereiche
sozialer Befindlichkeit angemessen und mit geeigneten Indikatoren einbezogen
werden, wobei diese Indikatoren mit ihnen gemäßen Maßstäben erfasst werden
müssen.

2) Im Übrigen lässt sich anhand des Beispiels „Ökosozialprodukt" auch eine weitere problematische Ten-
denz bei der Erfassung gesamtgesellschaftlicher Phänomene erkennen: Es wird sehr häufig der Versuch
unternommen, ein umfängliches System nur über einen einzigen Indikator abzubilden, was zwangsläufig
die Verwendung eines gemeinsamen Maßstabs — und hier bietet sich natürlich sofort wieder „Geld" an —
für alle zu erfassenden Variablen bedeutet. Fast immer ist ein solcher Versuch wegen der hohen Dimensi-
onalität der meisten interessierenden Phänomene zum Scheitern verurteilt.
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3	 Zur Analyse sozialen Wandels

Analyse sozialen Wandels bedeutet, dass sowohl die sozialen Wandel hervorrufenden
Ursachen als auch die durch sozialen Wandel bewirkten Veränderungen im Gesamtsys-
tem identifiziert werden müssen. In diesem Zusammenhang ist es nützlich, zwischen
Makro- und Mikro-Ebene zu unterscheiden.

3.1	 Die Makro-Ebene

Eine Erfassung der Ursachen und Wirkungen sozialen Wandels kann nur gelingen, wenn
wir uns mit dem die verschiedenen Teilbereiche verbindenden Beziehungsgeflecht im
gesamtgesellschaftlichen System auseinandersetzen. Es reichen einige Beispiele, um zu
verdeutlichen, wie eng verbunden die Subsysteme miteinander sind:

Für die Beziehungen zwischen dem ökonomischen und dem sozialen Teilsystem:

Ganz offensichtlich beeinflusst die Einkommenssituation fast alle entscheidenden
Bereiche des sozialen Systems.

Die ökonomische und technische Ausgestaltung der Produktionsprozesse hat große
Bedeutung für unsere individuelle Lebensgestaltung.

Das Gleiche gilt für staatliche und private Aktivitäten für Infrastrukturzwecke.

Und in umgekehrter Richtung:

Ausbildung beeinflusst die Arbeitsproduktivität,

Gesundheit und soziale Sicherheit die Erwerbsbeteiligung,

Setzung kultureller Schwerpunkte die Ansiedlung von Unternehmen, insbesondere
im Dienstleistungsbereich.

Ganz Entsprechendes gilt für die Verschränkung der Bereiche Umwelt und Soziales:

Eine verbesserte Umweltsituation hat gesundheitliche Auswirkungen und beein-
flusst das Freizeitverhalten;

-	 Maßnahmen zur Reduzierung von Schadstoff-Emissionen verändern Siedlungs-
verhalten und Mobilität.

In umgekehrter Richtung:

Zunehmende Mobilität kann zu Umweltbelastungen führen.

Veränderungen der Wohnsituation in Richtung auf Zersiedelung des Umfelds von
Städten bedeutet verstärkte Versiegelung des Bodens.

Veränderungen in der Altersstruktur der Bevölkerung wird eine andersartige Nutzung
der Umwelt bewirken.

Soll eine Analyse sozialen Wandels auch seine Ursachen und Wirkungen einschließen-
und das ist zu fordern-, so kann sie also nur unter Einschluss aller wichtigen Beziehun-
gen zwischen den Subsystemen des gesamtgesellschaftlichen Systems gelingen.
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Hierzu ist ersichtlich gezielte interdisziplinäre Theorie-Entwicklung notwendig: Sozial-,
Geistes- und Naturwissenschaftler müssen zusammenwirken, um für einen empirischen
Einsatz geeignete Hypothesen und damit (z.T. sicher alternative) Modellierungsansätze
zu formulieren. Es müsste also eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe gebildet werden, die
sich dieser Aufgabe unter Betonung des gesamtgesellschaftlichen Aspekts, also unter
Hintanstellung der disziplinären Schwerpunktsetzungen, annimmt.

Dies erscheint in erster Betrachtung fast nicht bewältigbar: Gibt es doch schon in den
Einzeldisziplinen häufig fast unvereinbare Theorie-Ansätze; und die Neigung zu interdis-
ziplinärer Arbeit, die ja immer Kompromissbereitschaft erfordert, ist traditionell nicht
sehr groß.

Betrachtet man die Aufgabenstellung allerdings genauer, so zeigt sich, dass es doch
wichtige Teilbereiche im gesamtgesellschaftlichen Beziehungsgeflecht gibt, für die be-
reits durchaus tragfähige Modellierungsansätze vorliegen. Beispiele für solche Verknüp-
fungen sind: Demographie — ökonomisches System — System sozialer Sicherung; Mobili-
tät — CO 2 -Emissionen; Ausbildung — Erwerbsbeteiligung — Einkommensverteilung. Mit
diesen Bereichen könnte also die Modellierungsarbeit begonnen werden.

Als geeignete Rahmen für eine empirisch orientierte Umsetzung bieten sich die bereits
erwähnten umfänglichen Modelle an, in denen ja gerade der Versuch unternommen
wird, die hohe Dimensionalität und Komplexität des gesamtgesellschaftlichen Systems
abzubilden. ^.

Die Grundstruktur eines solchen Gesamtsystems lässt sich wie folgt angeben:

Die Variablen des Systems:

1. Ökonomische Variablen: X = (X ) ,...,x p ),

2. Umweltvariablen: U =(u 1 ,... 9 U Q ),

3. Soziale Variablen: G = (G 1 ,...,G s ),

4. Technologische Variablen: A = ( ,..,^^),

5. Gesellschafts-, wirtschafts- bzw. umweltpolitische Mittel: 0 = (0 2 ,...,O R ).

Die Verschränkung dieser Variablen im Gesamtsystem:

Ökonomischer Modellteil: X = fx (X,U,G;A,0),

Umweltmodellteil: U = fu (X,U,G;A,0),

„Sozialer" Modellteil: G = fG (X,U,G;A,0),

Modellteil zur Endogenisierung des technischen Fortschritts: A = f T (X,U,G;A,0).

Auch wenn dies in der obigen Notation nicht zum Ausdruck kommt, ist sicher eine

dynamische Modellierung erforderlich.

Es ist ja schon erwähnt worden, dass die Einbeziehung zentraler Bereiche des sozialen
Subsystems in umfassende Modelle bis jetzt noch kaum gelungen ist. In B. Meyer (2002)
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und in 1. Frohn (2002) finden sich einige Grundüberlegungen, wie zur Überwindung die-
ses Mangels vorgegangen werden könnte.

3.2 Die Mikro-Ebene

Wie bereits einleitend erwähnt, prägen die Rahmenbedingungen des gesamtgesell-
schaftlichen Systems in entscheidender Weise die Lebensgestaltung der Individuen.
Eine wichtige Keimzelle sozialen Wandels sind also die auf diese Weise hervorgerufenen
Veränderungen der individuellen Lebensführung. Die Gesamtheit der Veränderungen in
der Lebensgestaltung aller Individuen stellt damit ein wesentliches Element der Verän-
derung der Sozialstruktur auf der Makroebene dar, was wiederum zu Anpassungen im
Mikrobereich führt.

Eine Analyse sozialen Wandels muss sich damit ersichtlich auch mit dieser Ursache-Wir-
kungs-Kette auseinandersetzen.

Betrachten wir zunächst einmal die Analyse auf der Mikro-Ebene (ohne die anschließend
notwendige Aggregation).

Grundlage für die Ermittlung der Bestimmungsgründe für Veränderungen individueller
Lebensgestaltung können mikroökonometrische Ansätze sein, in denen das Entschei-
dungsverhalten der Individuen unter Berücksichtigung der individuellen und gesamtge-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen modelliert wird. Hier gibt es eine ganze Reihe un-
terschiedlicher erfolgversprechender methodischer Ansätze.

Gemeinsam ist all diesen Ansätzen, dass über die jeweilige Modellierung den die
Lebensgestaltung kennzeichnenden Variablen Werte zugewiesen werden, die aufgrund
der beeinflussenden Variablen und der geschätzten Parameter bestimmt sind.

Das zu modellierende Phänomen lässt sich wie folgt notieren:

Agent i (z.B. ein Individuum oder ein Haushalt), dessen Lebenssituation in der Periode t

durch bestimmte Ausprägungen charakteristischer sozioökonomischer Variablen
gekennzeichnet ist (im Falle eines Individuums z.B. Geschlecht, Alter, berufliche
Situation, Einkommen, Wohnsituation, ...), entscheidet sich

unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen des Gesamtsystems (z.B. Netz so-
zialer Sicherung, Weiterbildungsmöglichkeiten, Vertrauen in Institutionen, regio-
nales Kulturangebot, ...) sowie

der Bewertung (Bewertungsvariablen z.B.: Sozialprestige, Verdienstmöglichkeiten,
Verfügbarkeit, ...) alternativer Lebensgestaltungsmöglichkeiten (alternative Ausprä-
gungen der charakteristischen sozioökonomischen Variablen)

auf Grund seiner Präferenzen für eine (keine) neue Lebenssituation in der Periode 1+1.

Auf die konkrete ökonometrische Modellierung des so beschriebenen Phänomens kann
ich hier nicht eingehen.

Werden solche mikroökonometrischen Analysen unter Verwendung empirischen Daten-
materials durchgeführt, so können sie unser Verständnis für die Ursachen veränderter
Lebensgestaltung der Individuen erhöhen und damit z.B. auch Hinweise geben, wie
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Fehlentwicklungen durch gesellschafts- und wirtschaftspolitische Maßnahmen entge-
gengewirkt werden kann.

Nun noch ganz kurz zur Verbindung von Mikro- und Makro-Ebene: Da die gewählten
Lebensgestaltungen der Individuen wichtige Gegebenheiten im gesamtgesellschaftli-
chen System darstellen, müssen die Individualansätze in geeigneter Weise aggregiert
werden, um auf der Makro-Ebene abgebildet werden zu können. Hierbei kann es durch-
aus nützlich sein, voneinander unterscheidbare, in sich weitgehend homogene Gruppen
zu unterscheiden (z.B. wichtige Haushaltstypen), also bewusst eine niedrige Aggregati-
onsebene zu wählen.

4	 Zusammenfassung

Lassen Sie mich in ein paar kurzen Thesen meine Überlegungen zusammenfassen:

1. Die Erfassung des sozialen Wandels erfordert die genaue Festlegung der Bereiche,
die zum „sozialen Subsystem" des gesamtgesellschaftlichen Systems gezählt wer-
den sollen.

2. Für diese Bereiche sind geeignete Indikatoren auszuwählen, die für die jeweiligen
Bereiche besonders charakteristisch sind.

3. Diese Indikatoren sind mit Maßstäben zu messen, die den zugrunde liegenden Phä-
nomenen tatsächlich auch gerecht werden.

4. Eine umfassende Analyse sozialen Wandels muss die Mikro- und Makro-Ebene ein-
beziehen.

5. Um die Ursachen für sozialen Wandel und seine Wirkungen erfassen zu können,
muss die Einbettung des sozialen Subsystems im gesamtgesellschaftlichen System,
d.h. das Beziehungsgeflecht zwischen den wichtigsten unsere Lebensgestaltung
beeinflussenden Variablen, berücksichtigt werden.
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Europäischer Datenbedarf zur Messung von Armut
und sozialer Ausgrenzung

Der Europäische Rat von Lissabon stellte im März 2000 fest, dass „die Zahl der Men-
schen, die in der Union unterhalb der Armutsgrenze und in sozialer Ausgrenzung leben,
nicht hingenommen werden kann". Der Europäische Rat von Nizza forderte im Dezember
desselben Jahres die Mitgliedsstaaten auf, im Jahre 2001 Nationale Aktionspläne zur Be-
kämpfung von Armut und sozialerAusgrenzungl) auszuarbeiten, die nach den folgenden
vier Zielbereichen („ objectives`) strukturiert sind:

1. Förderung der Teilnahme am Erwerbsleben und des Zugangs aller zu Ressourcen,
Rechten, Gütern und Dienstleistungen;

2. Vermeidung der Risiken der Ausgrenzung;

3. Maßnahmen zugunsten der sozial am stärksten gefährdeten Personen („most vul-
nerable");

4. Mobilisierung aller Akteure.

Auf dem Europäischen Rat in Stockholm im März 2001 beauftragten die Staats- und
Regierungschefs den Rat, bis Ende des Jahres 2001 einen Satz gemeinsamer Indikatoren
für die soziale Eingliederung zu verabschieden. Der Europäische Rat von Laeken billigte
im Dezember 2001 den vom Ausschuss für Sozialschutz vorgelegten „Bericht über Indi-
katoren im Bereich Armut und soziale Ausgrenzung".

(Die Beschlüsse von Laeken finden sich generell unter:

http://europa.eu.int/council/off/conclu/index.htm

und zu den Indikatoren:

http://ue.eu.int/Newsroom/related.asp?max=1&bid=75&grp=4079&lang=1.)

Der Ausschuss für Sozialschutz einigte sich hinsichtlich der Erstellung der Indikatoren zu
Armut und sozialer Ausgrenzung auf folgende methodologische Grundsätze:

ein Indikator sollte den Kern des Problems erfassen und eine klare und akzeptierte
normative Interpretation ermöglichen;

ein Indikator sollte robust und statistisch validiert sein;

ein Indikator sollte auf politische Interventionen reagieren, aber nicht manipulierbar
sein;

*) Walter Wolf, Europäische Kommission, Brüssel.

Der Verfasser dieses Beitrags ist Mitarbeiter der Generaldirektion „Beschäftigung und soziale Angelegen-
heiten" der Europäischen Kommission in Brüssel; die hier vorgetragenen Auffassungen sind die des Per-
fassers und müssen nicht notwendigerweise mit den Ansichten der EU-Kommission identisch sein.

1) In Deutschland wurde vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (BMA) für diese Nationalen
Aktionspläne die Bezeichnung „NationalerAktionsplon (NAP) soziale Integration" gewählt.
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—	 ein Indikator sollte in vergleichbarer Weise in allen Mitgliedsstaaten messbar sein,
sowie nach Möglichkeit auch vergleichbar mit international geltenden Normen;

—	 ein Indikator sollte aktuell („timely") sein und Revisionen zulassen;

die Messung eines Indikators sollte keine übermäßige Belastung für Mitgliedsstaa-
ten, Unternehmen oder Bürger der Union mit sich bringen;

das Gesamtpaket der Indikatoren sollte unter verschiedenen Gesichtspunkten aus-
gewogen sein;

—	 die Indikatoren sollten miteinander vereinbar sein, das Gewicht einzelner Indikato-
ren im Gesamtpaket angemessen;

das Gesamtpaket der Indikatoren sollte für die Bürger der Europäischen Union so
transparent und zugänglich wie möglich sein.

Für eine angemessene Beurteilung der multidimensionalen Natur der sozialen Ausgren-
zung ist eine große Zahl an Indikatoren erforderlich. Der Ausschuss für Sozialschutz
regte an, diese Indikatoren in drei Ebenen einzustufen und ihnen damit unterschied-
liches Gewicht beizumessen (siehe Anhang S. 23).

Primärindikatoren, bestehend aus einer begrenzten Zahl von Leitindikatoren, sollen da-
bei die großen Bereiche abdecken, die als wichtigste Elemente der Ursachen sozialer
Ausgrenzung angesehen werden. Sekundärindikatoren dienen dazu, die Leitindikatoren
zu unterstützen und andere Dimensionen des Problems darzustellen. Beide Ebenen um-
fassen gemeinsam festgelegte und definierte Indikatoren, die von den Mitgliedsstaaten
in der folgenden Runde der Nationalen Aktionspläne für die soziale Eingliederung und
von der Kommission und den Mitgliedsstaaten im Gemeinsamen Bericht über die soziale

Eingliederung 2) verwendet werden. Eine dritte Ebene kann gemäß dem Ausschuss für
Sozialschutz Indikatoren umfassen, die die Mitgliedsstaaten selbst festlegen und in ihre
Nationalen Aktionspläne für soziale Integration aufnehmen, um besondere Aspekte in
bestimmten Bereichen darzustellen und zur Interpretation der Primär- und Sekundär-
indikatoren beizutragen. Diese Indikatoren werden nicht auf EU-Ebene harmonisiert.

Der Europäische Rat von Barcelona im März 2002 ersuchte die Mitgliedsstaaten, in ihren
Nationalen Aktionsplänen zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung Ziele
festzulegen, um die Zahl der bedrohten Menschen bis 2010 erheblich zu senken. In sei-
ner Stellungnahme zu Händen der Tagung des Rates der Arbeits- und Sozialminister am
3. Dezember 2002 geht der Ausschuss für Sozialschutz davon aus, dass die gemeinsa-
men Zielsetzungen des Europäischen Rates von Nizza sich als ausgewogen, robust und
gültig herausgestellt haben. Er schlägt jedoch vor, dass, um die Bedeutung der gemein-
samen Zielvorgaben noch deutlicher herauszuarbeiten, in folgenden drei Bereichen
Veränderungen vorgenommen werden sollten:

2) Siehe dazu: http://europa.eu.int/comm/employment_social/soc-prot/soc-inci/joint_rep_de.htm.
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Die Notwendigkeit hervorzuheben, dass sich die Mitgliedsstaaten in ihren Natio-
nalen Aktionsplänen Ziele („ targets”) hinsichtlich einer signifikanten Reduzierung
der Zahl der vom Risiko von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffenen Personen
bis zum Jahr 2010 setzen;

die Wichtigkeit der geschlechtsspezifischen Dimension in der Entwicklung, der Um-
setzung und dem Monitoring der Nationalen Aktionspläne hervorzuheben;

das hohe Risiko von Armut und sozialer Ausgrenzung, dem Frauen und Männer als
Ergebnis von Immigration ausgesetzt sind, deutlicher zur Darstellung zu bringen.

Hinsichtlich der Verfügbarkeit zentraler Primär- und Sekundärindikatoren zeichnet sich
allerdings bereits ab, dass diese nur mit erheblicher zeitlicher Verzögerung vorliegen
werden: So werden die Daten zur Einkommensarmut aus dem European Community
Household Panel (ECHP) über das Jahr 1999 nicht vor Ende des Jahres 2002 verfügbar
sein. Zum Vorliegen der ECHP EU-15-Daten über die Jahre 2000 bzw. 2001 wurde zuletzt
Juni bzw. Dezember 2003 in Aussicht gestellt. Die Planungen zu Statistics an Income
and Living Conditions (SILC) gehen davon aus, dass harmonisierte Daten für alle jetzigen
Mitgliedsländer erstmals — einschließlich Deutschland, das diese Erhebung erst im Jahr
2005 starten wird — im Jahr 2007 vorliegen werden.

Daraus folgt, dass für die Erstellung und auch für die Bewertung der Nationalen Akti-
onspläne zumindest der Jahre 2003 und 2005 notwendigerweise nationale Indikatoren
herangezogen werden müssen. Die Vergleichbarkeit dieser nationalen Indikatoren zwi-
schen den Mitgliedsländern zu verbessern wird zweifellos eine große Herausforderung
darstellen. Andererseits ist wohl davon auszugehen, dass die Daten aus Verwaltungs-
registern (z. B. zur Sozialhilfe oder aus der Sozialversicherung) und auch aus Stichpro-
benerhebungen (wie dem Mikrozensus oder dem Sozioökonomischen Panel — SOEP) oft
in der nationalen Debatte über den sozialen Zusammenhalt eine unmittelbarere Politik-
relevanz aufweisen als die harmonisierten EU-Daten.

Deutschland hat bereits im vergangenen Jahr mit der Veröffentlichung des ersten offi-
ziellen Armuts- und Reichtumsberichts einen überaus wichtigen Schritt in diese Richtung
gesetzt. Eine besondere Herausforderung für die Zukunft stellt hier m. E. dabei die
Harmonisierung der Berichterstattung des Bundes und der Länder (und der Kommunen,
um auch die lokale Dimension zu erfassen!) dar.

Es steht außer Zweifel, dass den nationalen Indikatoren zu Armut und sozialer Ausgren-
zung in den kommenden Jahren eine herausragende Bedeutung zukommen wird. Meine
Damen und Herren, gestatten Sie mir deshalb, der Deutschen Statistischen Gesellschaft
dazu zu gratulieren, gerade zu diesem Zeitpunkt für ihr Wissenschaftliches Kolloquium
das Thema „Sozialer Wandel" ausgewählt zu haben.

In diesem Sinne darf ich Ihnen und uns allen eine interessante Tagung wünschen, die
auch die neuen Herausforderungen des deutschen Nationalen Aktionsplans zur sozialen
Integration 2003 anzunehmen bereit ist.
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Anhang: Liste der Indikatoren

Primärindikatoren

Indikator Definition Datenquelle und jüngstes
Jahr mit verfügbaren Daten

la Niedrigeinkommens- Personen, die in Haushalten leben, deren Eurostat, ECHP 1997
quote nach Sozial- Haushaltseinkommen 60 % des natio-
transfers, aufge- nalen durchschnittlichen Äquivalenz-
schlüsselt nach Alter einkommens unterschreitet.
und Geschlecht Altersgruppen sind: 1. 0-15, 2. 16-24,

3. 25-49, 4. 50-64, 5. 65+.
Aufschlüsselung nach Geschlecht für alle
Altersgruppen und Gesamtwert.

lb Niedrigeinkommens- Personen, im Alter von 16 Jahren und dar- Eurostat, ECHP 1997
quote nach Sozial- über, die in Haushalten leben, deren
transfers, aufge- Haushaltseinkommen 60% des nationalen
schlüsselt nach durchschnittlichen Äquivalenzeinkom-
Haupterwerbsstatus mens unterschreitet.

Haupterwerbsstatus: 1. Abhängig erwerbs-
tätig, 2. Selbstständig,
3. Arbeitslos, 4. Im Ruhestand, 5. Sonstige
Nichterwerbspersonen.
Aufschlüsselung nach Geschlecht für alle
Gruppen und Gesamtwert.

tc Niedrigeinkommens- Personen, die in Haushalten leben, deren Eurostat, ECHP 1997
quote nach Sozial- Haushaltseinkommen 60% des nationalen
transfers, aufge- durchschnittlichen Äquivalenzeinkom-
schlüsselt nach mens unterschreitet.
Haushaltstyp 1. Allein stehend,< 30

2. Allein stehend, 30-64
3. Allein stehend, 65+
4. Paar ohne unterhaltsberechtigte

Kinder, mindestens ein Partner 65+
5. Paar ohne unterhaltsberechtigte

Kinder, beide Partner unter 65
6. Sonstige Haushalte ohne unterhalts-

berechtigte Kinder
7.	 Allein erziehend, mindestens ein

unterhaltsberechtigtes Kind
B.	 Paar, ein unterhaltsberechtigtes Kind
9. Paar, zwei unterhaltsberechtigte

Kinder
10. Paar, mindestens drei unterhalts-

berechtigte Kinder
11. Sonstige Haushalte mit unterhalts-

berechtigten Kindern
12. Insgesamt

ld Niedrigeinkommens- Personen, die in Haushalten leben, deren Eurostat, ECHP 1997
quote nach Sozial- Haushaltseinkommen 60% des nationalen
transfers, aufge- durchschnittlichen Äquivalenzeinkom-
schlüsselt nach Art mens unterschreitet.
des Wohnungs- 1. Eigentum oder mietfrei
besitzes 2. Mieter

3.	 Insgesamt
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Indikator Definition Datenquelle und jüngstes
Jahr mit verfügbaren Daten

le Niedrigeinkommens- Wert der Niedrigeinkommensschwelle Eurostat, ECHP 1997
schwelle (Beispiels- (60% des äquivalisierten nationalen
werte) Median-Einkommens) in KKS, Euro und

nationaler Währung für:
1. Einpersonenhaushalt
2. Haushalt mit zwei Erwachsenen, zwei

Kindern

2. Einkommens- S89/S20: Verhältnis der Anteile im obers- Eurostat, ECHP 1997
verteilung ten und untersten Fünftel der nationalen

äquivalisierten Einkommensverteilung.

3. Andauerndes Personen in Haushalten, in denen das Eurostat, ECHP 1997
Niedrigeinkommen äquivalisierte Haushaltseinkommen unter

60% des äquivalisierten nationalen
Median-Einkommens im Jahr n sowie in
(mindestens) zwei der drei Jahre n-1, n-2,
n-3 lag.
Aufschlüsselung nach Geschlecht und
Gesamtwert.

4. Relativer Medianwert Differenz zwischen dem Median-Einkom- Eurostat, ECHP 1997
der Niedrigeinkom- men von Personen unter der Niedrig-
menslücke einkommensschwelle und der Niedrig-

einkommensschwelle selbst, ausgedrückt
als Prozentsatz der Niedrigeinkommens-
schwelle.
Aufschlüsselung nach Geschlecht und
Gesamtwert.

5. Regionaler Schwankungskoeffizient der Beschäfti- Eurostat, LFS 2000
Zusammenhalt gungsquoten auf NUTS-2-Ebene

6. Langzeitarbeitslosen- Gesamtzahl der Langzeitarbeitslosen Eurostat, LFS 2000
quote (=12 Monate: IAO-Definition) als Anteil der

gesamten Erwerbsbevölkerung.
Aufschlüsselung nach Geschlecht und
Gesamtwert.

7. In Haushalten ohne Personen im Alter zwischen 0 und 65 Eurostat, LFS 2000
Erwerbstätige (0 und 60) Jahren, die in Haushalten
lebende Personen leben, in denen kein Mitglied der den

Kriterien entsprechenden Haushalte
erwerbstätig ist. Den Kriterien entspre-
chende Haushalte sind alle Haushalte mit
Ausnahme derjenigen, in denen alle
Haushaltsmitglieder einer der nach-
folgenden Kategorien zuzurechnen sind:

Unter 18 und nicht erwerbstätig
18-24, in Ausbildung und nicht
erwerbstätig
65+ (60+) und nicht erwerbstätig
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Indikator Definition Datenquelle und jüngstes
Jahr mit verfügbaren Daten

B. Schulabbrecher, die Anteil der Altersgruppe der 18-24-Jährigen, Eurostat, LFG 2000
nicht an einer die das Bildungssystem mit einem maxi-
Bildungs-/Berufs- mal ISCED-Stufe-2 entsprechenden Bit-
bildungsmaßnahme dungsniveau verlassen haben und die
teilnehmen nicht an einer Bildungs-/Berufsbildungs-

maßnahme teilnehmen.
Aufschlüsselung nach Geschlecht und
Gesamtwert.

9. Lebenserwartung bei Anzahl von Lebensjahren, die ein Mensch Eurostat, Bevölkerungs-
der Geburt (ausgehend vom Anfang des ersten statistik

Lebensjahrs) voraussichtlich erreichen
wird, Männer und Frauen.

10. Eigene Gesundheits- Verhältnis der Anteile im obersten und un- Eurostat, ECHP 1997
wahrnehmung, nach tersten Fünftel (nach äquivalisierten Ein-
Einkommensniveau kommen) der Menschen ab 16 Jahren, die

ihren Gesundheitszustand nach der WHO-
Definition als schlecht oder sehr schlecht
bezeichnen.
Aufschlüsselung nach Geschlecht und
Gesamtwert.

Sekundärindikatoren

Indikator Definition Datenquelle und jüngstes
Jahr mit verfügbaren Daten

11. Streuung um den Prozentsatz der Personen, die in Haushal- Eurostat, ECHP 1997
Schwellenwert des ten leben, in denen das äquivalisierte
Niedrigeinkommens Gesamthaushaltseinkommen unter 40, 50

und 70% des äquivalisierten nationalen
Median-Einkommens liegt.

12. An einem Zeitpunkt Basisjahr ECHP 1995. Eurostat, ECHP 1997
festgeschriebene 1. Relative Niedrigeinkommensquote
Niedrigeinkom- 1997 (=Indikator 1)
mensquote 2. Relative Niedrigeinkommensquote

1995, multipliziert mit dem Inflations-
faktor 1994/1996

13. Niedrigeinkom- Relative Niedrigeinkommensquote, wobei Eurostat, ECHP 1997
mensquote vor das Einkommen wie folgt berechnet wird:
Sozialtransfers 1. Einkommen ohne Sozialtransfer-

leistungen
2. Einkommen einschließlich Alters- und

Hinterbliebenen renten
3.	 Einkommen einschließlich aller Sozi-

altransferleistungen (=Indikator 1)
Aufschlüsselung nach Geschlecht und
Gesamtwert.
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Indikator Definition Datenquelle und jüngstes
Jahr mit verfügbaren Daten

14. Gini-Koeffizient Das Verhältnis der kumulativen Bevölke- Eurostat, ECHP 1997
rungsanteile nach Einkommensniveau zum
kumulativen Anteil des von ihnen erzielten
Gesamteinkommens.

15. Andauerndes Nied- Personen in Haushalten, in denen das Eurostat, ECHP 1997
rigeinkommen (be- äquivalisierte Haushaltseinkommen unter
rechnet bei 50% des 50% des äquivalisierten nationalen
Schwellenwertes Median-Einkommens im Jahr n sowie in
des Median-Ein- (mindestens) zwei der drei Jahre n-1, n-2,
kommens) n-3 lag.

Aufschlüsselung nach Geschlecht und
Gesamtwert.

16. Langzeitarbeits- Gesamte langzeitarbeitslose Population Eurostat, LFS 2000
losenquote (>12 Monate: IL0-Def.) als Anteil an der

gesamten erwerbstätigen Bevölkerung.
Aufschlüsselung nach Geschlecht und
Gesamtwert.

17. Quote der Extrem- Gesamte extrem langzeitarbeitslose Popu- Eurostat, LFS 2000
Langzeitarbeits- lation (>24 Monate; ILO-Def.) als Anteil der
losen gesamten erwerbstätigen Bevölkerung.

Aufschlüsselung nach Geschlecht und
Gesamtwert.

18. Personen mit niedri- Bildungsstand entsprechend ISCED 2 oder Eurostat, LFS 2000
gem Bildungsstand darunter, nach Altersgruppen (25-34,

35-44, 45-54, 55-64).
Aufschlüsselung nach Geschlecht und
Gesamtwert.
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Europäische Erhebung über Einkommen
und Lebensbedingungen

Neuer Datenbedarf und die Initiative der amtlichen Statistik

Mit den Gipfeln von Lissabon und Nizza im Jahr 2000 erhielt der Kampf zur Beseitigung
der Armut einen neuen Stellenwert in der Politik der Europäischen Union. Die Mitglied-
staaten verpflichteten sich, im Rahmen der neuen „Methode der offenen Koordinierung"
die nationalen Handlungsstrategien zu koordinieren, indem ein kontinuierlicher Infor-
mationsaustausch und die vergleichende Suche nach optimalen Vorgehensweisen er-
folgt. Kernelement ist dabei die Evaluation der Fortschritte der nationalen Strategien an
output-orientierten, gemeinsam vereinbarten Indikatoren. Vor diesem Hintergrund hat
die Kommission das „Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung der Zusam-
menarbeit zwischen Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung"
entwickelt. Aus Sicht der Sozialstatistik ist besonders hervorzuheben, dass es u.a. dazu
dienen soll, die „Erhebung und Verbreitung vergleichbarer Statistiken in den Mitglied-
staaten und auf Gemeinschaftsebene" zu fördern. Im Beitrag von Herrn Wolf wird diese
europäische Dimension genauer beleuchtet. Diese umfasst v. a. die zweijährlichen
„Gemeinsamen Berichte über die soziale Eingliederung", begonnen in 2001 und nun
erstmalig wiederholt im Jahr 2003. Herr Semrau stellt in seinem Beitrag die nationalen
Berichterstattung vor, welche die vierjährliche Armuts- und Reichtumsberichterstattung
der Bundesregierung (2001 und 2004) und die im europäischen Kontext zu sehenden
„Nationalen Aktionspläne über die soziale Eingliederung (NAPincl.)" (2001 und 2003)
beinhaltet. Im Sinne weiteren Datenbedarfs sind ferner die seit 2001 jährlich von der
Kommission dem Europäischen Rat vorgelegten Frühjahrsberichte zu nennen. Die darin
enthaltenen Strukturindikatoren zur Beobachtung des Lissabon-Prozesses umfassen für
den Bereich des Sozialen Zusammenhalts z.B. auch die Rate des Armutsrisikos und
Indikatoren zur Einkommensverteilung. Auch im ebenfalls der „Methode der offenen
Koordinierung" zuzurechnenden Bericht zur Alterssicherung, der im April 2003 dem
Europäischen Rat vorgelegt wurde, spielt das Thema Armutsgefährdung und entspre-
chende Indikatoren eine Rolle. Es wird deutlich, dass es sich hier um einen sehr aktu-
ellen, sich sehr dynamisch entwickelnden Datenbedarf handelt.

Entsprechend drängend sind die Forderungen nach amtlichen Daten. Auf europäischer
Ebene kann gegenwärtig allein das Europäische Haushaltspanel hinreichende Ver-

gleichbarkeit und Verfügbarkeit bieten.') Diese Datenbasis zeichnet sich aber durch eine
Reihe von Nachteilen aus. Zum einen lässt der für einige Mitgliedstaaten, darunter
Deutschland, relativ geringe Stichprobenumfang nur beschränkt belastbare Ergebnisse
zu. Dies wird erschwert durch den im Panelansatz wurzelnden, kontinuierlichen Verlust
an Repräsentativität im Querschnitt (Panel attrition). Ergebnisse liegen außerdem nur
mit großer Verzögerung zum Bezugszeitraum vor (drei bis vier Jahre Zeitdifferenz).

Dr. Manfred Ehling, Statistisches Bundesamt, Wiesbaden.
Roland Günther, Statistisches Bundesamt, Wiesbaden.

1) Vgl. Eurostat (1996 a und 1996 b).
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Eurostat und die statistischen Ämter der Mitgliedstaaten beschleunigten deshalb ihre
seit 1999 laufenden Arbeiten zur Entwicklung einer Nachfolgeerhebung. Diese Erhebung
firmiert gegenwärtig unter dem Namen „Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und

Lebensbedingungen", Kurzwort EU-SILC (Statistics an Income and Living Conditions). 2)

Eine wichtige Voraussetzung für die erfolgreiche Einführung dieser Statistik ist ihre Fixie-
rung in einer europaweit gültigen Rechtsgrundlage. Eine solche Rechtsgrundlage trägt
der Bedeutung der Erhebung und den Zielen der Verbindlichkeit der Erhebungscharak-
teristika sowie der Dauerhaftigkeit und Zuverlässigkeit der Erhebung Rechnung. Analog
zur Arbeitskräfteerhebung soll eine europäische Verordnung diese Rechtsgrundlage
schaffen. Der Rahmen der Erhebung wird dabei durch eine im Kodezisionsverfahren zu
beschließende Verordnung des Europäischen Parlamentes und des Rates abgesteckt.
Diese Rahmenverordnung regelt die Grundelemente der Erhebung, wie Mindeststich-
probenumfänge, Termine und zu erhebende Themengebiete. Die Details der Erhebung
werden dagegen in flexibleren Durchführungsverordnungen der Europäischen Kommis-
sion festgehalten. Dazu zählen v. a. die Zielvariablen, die wichtigsten Definitionen, z. B.
zum Einkommen, und die nicht jährlich zu erhebenden Themengebiete.

Nach gegenwärtigem Zeitplan wird die Rahmenverordnung voraussichtlich im zweiten
Quartal 2003 in Kraft treten. Damit kann EU-SILC ab 2004 in zwölf Mitgliedstaaten sowie
in Norwegen und Island erhoben werden. Deutschland, die Niederlande und das Verei-
nigte Königreich erhalten eine Ausnahmeregelung, um ein Jahr später, in 2005, erstmals
mit der Datenerhebung zu beginnen. Zusätzlich werden sechs Mitgliedstaaten und Nor-
wegen bereits im Jahr 2003 auf Basis eines „gentlemen's agreement" Daten entspre-
chend der EU-SILC-Vorgaben erheben, auch wenn dies eventuell mit geringerer Stich-
probengröße als ab 2004 erfolgt. Zur Vorbereitung der Erhebung wurden in allen Mit-
gliedstaaten im Jahr 2002 Piloterhebungen durchgeführt.

Charakteristika der neuen Erhebung

Im Folgenden soll die neue Gemeinschaftsstatistik im Überblick vorgestellt werden. Da-
bei erfolgt eine Fokussierung auf die Kernelemente: Stichprobe, Vergleichbarkeit, Aktua-
lität, Erhebungsinhalte (v. a. Einkommenskonzept) und Flexibilität.

EU-SILC wird für alle Mitgliedstaaten jährlich Quer- und Längsschnittdaten zu den
Lebensbedingungen der Bevölkerung in privaten Haushalten liefern. Die Erhebung wird
auf repräsentativen Zufallsstichproben unter freiwilliger Teilnahme der gezogenen Haus-
halte und Personen basieren. Die Mindestanforderungen hinsichtlich der Präzision der
Ergebnisse werden mit Bezug auf den (fiktiven) Mindeststichprobenumfang bei ein-
facher Zufallsauswahl definiert. Demnach sind für die Querschnittdaten von EU-SILC für
die gesamte Europäische Union 80 000 befragte Haushalte, darunter 8 250 in Deutsch-
land, erforderlich. Für die Längsschnittdaten sind es 60 000 befragte Haushalte in der EU
und 6 000 Haushalte in Deutschland. Hintergrund der Festlegung der Stichprobenum-

fänge ist das Ziel, die Rate des Armutsrisikos nach der Definition des Rates 3) für alle
Mitgliedstaaten mit einem relativen Standardfehler von etwa 0,5 Prozentpunkten schät-

2) Vgl. Seoane (2002, S. 50 f.).

3) Vgl. Rat der Europäischen Union (2001).
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zen zu können. Der Stichprobenumfang der Längsschnittdaten bezieht sich dabei auf
zwei beliebige, aufeinander folgende lahm. Bei diesen Zahlen handelt es ich um Stich-
probenumfänge, die bei einer einfachen Zufallsauswahl mindestens anzusetzen sind.
Üblicherweise werden aber in der amtlichen Statistik der europäischen Staaten Zufalls-
stichproben realisiert, die ein komplexeres Design aufweisen, etwa durch Schichtung
und Klumpung der Stichprobeneinheiten. Gerade aufgrund der in der Regel zu beobach-
tenden Klumpung, z. B. durch Interviewbezirke, wird der tatsächlich zu realisierende
Stichprobenumfang deshalb höher anzusetzen sein, um dieselbe vorgegebene Präzision
zu erreichen wie unter einfacher Zufallsauswahl. Für Deutschland wird vorläufig mit einer
tatsächlichen Querschnittsstichprobe von ca. 16 000 befragten Haushalten gerechnet.

Eurostat empfiehlt hinsichtlich des Aufbaus der Erhebung ein Rotationsdesign, das in
effizienter Art und Weise sowohl Quer- als auch Längsschnittdaten liefern kann (siehe
Abbildung 1).

Abbildung 1: Rotierende Stichprobe für Quer- und Längsschnittdaten

DL!JSTATIS
Statistisches Bundesamt	 wissen. nutzen.

v	 '	 v	 s'	 '	 v	 v	 v
jährliche Quer- und Längsschnittdaten für EU-SILC

t =1	 t=2	 t=3	 t =4	 t=5	 t=6	 t=7	 t=8

Dabei wird die Gesamtstichprobe von vier identischen Teilstichproben (Rotationsvier-
teln) gebildet. In jedem Jahr wird ein Rotationsviertel durch eine neu gezogene Teil-
stichprobe ersetzt, die anderen drei Viertel werden weiterbefragt. Ein gezogener Haus-
halt bleibt maximal vier Jahre in der Stichprobe. jährlich stehen sowohl aktuelle Quer-
schnittdaten für die Gesamtstichprobe als auch aktuelle Längsschnittdaten mit unter-
schiedlicher Länge der Historien für Teile der Gesamtstichprobe zur Verfügung. Hier wird
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aber deutlich, dass die längsten benötigten Historien, also die in der Rahmenverordnung
fixierten vier Jahre, aktuell nur für ein Viertel der Querschnittsstichprobe vorliegen
würden. Genügt dieser Stichprobenumfang nicht, ist geplant, Historien verschiedener
Jahrgänge zu kumulieren.

Die neue Gemeinschaftsstatistik soll sich durch hohe Vergleichbarkeit der Ergebnisse

auszeichnen. Dabei wird dem Ansatz einer Ex-ante-Outputharmonisierung gefolgt 4). Es
werden Zielvariablen festgelegt, die harmonisierten Konzepten folgen, aber es erfolgt
keine verbindliche Festlegung der Fragebogenformulierungen, wie etwa bei einer reinen
Inputharmonisierung. Die statistischen Institute können ihre neue bzw. eine bestehende
Datenquelle für EU-SILC so gestalten, dass die gewonnenen Inhalte den Vorgaben von
EU-SILC und ggf. nationalen Zwecken entsprechen.

Gleichzeitig werden für die Erhebungsmethodik und wichtige Aspekte der Schätzung
Leitlinien — meist im Rahmen von Durchführungsverordnungen — vorgegeben. Diese be-
ziehen sich auf Aspekte der Feldarbeit, der Stichprobenziehung und der Hochrechnung,
den Ausgleich von Antwortausfällen und die Bewertung nicht-monetärer Einkommens-
bestandteile. Zur Dokumentation der erreichten Qualität erstellen die Mitgliedstaaten
jährliche Qualitätsberichte. Darin wird v. a. die Genauigkeit der Ergebnisse und die Ab-
weichungen von den Leitlinien, die die Vergleichbarkeit beeinträchtigen, dargestellt. Das
Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) ist verpflichtet, von Be-
ginn an Studien zum Grad der erreichten Vergleichbarkeit der Ergebnisse zu unterneh-
men.

Die neue Gemeinschaftsstatistik soll gegenüber dem European Community Household
Panel (ECHP) einen deutlichen Sprung mit Bezug auf die Aktualität der Ergebnisse dar-
stellen. Folgende Termine sind geplant:

Querschnittdaten des Jahres N:

Übermittlung der Einzeldaten an Eurostat
(inkl. Strukturindikatoren für Frühjahrsbericht): 	 Oktober N+1

Veröffentlichungen der Kommission:	 Juni N+2

Zugang zu Einzeldaten für die Wissenschaft: 	 Februar N+2

Veröffentlichungen der Wissenschaft: 	 Juli N+2

Längsschnittdaten der Jahre [N-3; N]:

Übermittlung der Einzeldaten an Eurostat: 	 März N+2

Zugang zu Einzeldaten für die Wissenschaft: 	 Juli N+2

Veröffentlichungen der Wissenschaft: 	 Juli N+3

EU-SILC wird Einzeldaten für Haushalte und Personen liefern. Die Priorität liegt dabei
entsprechend der geplanten Nutzungen auf nationaler und europäischer Ebene bei ak-
tuellen und multithematischen jährlichen Querschnittdaten. Die Längsschnittdaten sind
unverzichtbar, aber weniger umfassend. Übersicht 1 (siehe S. 31) gibt einen Überblick
über die zu erhebenden Themengebiete.

4) Vgl. Hahlen (2002, S. 353 ff.).
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Übersicht 1: Themengebiete von EU-SILC

Erhebungseinheit
Zu erhebendes Themengebiet der ...

Querschnittdaten	 Längsschnittdaten

Alle Haushalte Grunddaten

Bruttoeinkommen und verfügbares Einkommen

Bruttoeinkommen nach Komponenten

Zahlungsrückstände

Nicht-monetäre haushaltsbezogene Deprivationsindikatoren

Physisches und soziales
Umfeld

Kinderbetreuung

Wohnbedingungen

Ausstattung der Wohnung

Wohnkosten

Alle Personen unter 16 Jahren Demographische Daten

Ehemalige Haushalts-
mitglieder

Demographische Daten

Alle Personen ab 16 Jahren Demographische Daten

Bildungsstand

Persönliches Bruttoeinkommen nach Komponenten

Grunddaten über Erwerbstätigkeit

Beschäftigungsstatus im
Einkommensbezugszeitraum

Gesamtarbeitsstunden

Gesundheit

Zugang zum
Gesundheitswesen

Detaillierte Daten zur Erwerbstätigkeit

Erwerbsbiographie

Aktivitätenkalender
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Zentraler Erhebungsgegenstand in EU-SILC ist das Einkommen der privaten Haushalte.
Das Konzept, das in EU-SILC zum Einsatz kommen soll, basiert auf den Empfehlungen

der „Canberra Group". 5) Diese Gruppe von internationalen Experten trat Ende der neun-
ziger Jahre mit dem Ziel an, eine weltweite Vereinheitlichung der Messung von Einkom-
mensniveau, -entwicklung und -verteilung zu erreichen. Die empfohlenen Standards
sollen sich durch ihre Anwendbarkeit sowohl in entwickelten als auch in Entwicklungs-
ländern auszeichnen. Im Unterschied zu den Arbeiten im Rahmen der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen sollen sie aber nicht auf der Makroebene, sondern auf der
Mikroebene ansetzen, also für Daten einzelner Haushalte und Personen gültig sein. Der
im Jahr 2001 veröffentlichte Endbericht enthält die wesentlichen Empfehlungen. Aus-

gangspunkt aller Arbeiten war der Makroansatz des Systems of National Accounts. 6) Es
wurde versucht, weitgehend bei diesem Ansatz zu bleiben. Abweichungen wurden nur
zugelassen, wenn das mikroanalytische Ziel dies eindeutig erforderlich machte.

Die „Canberra Group" formulierte ihre Ergebnisse in einem „idealen" und einem „prak-
tikablen" Konzept. Letzteres nimmt Rücksicht auf Probleme der Datenverfügbarkeit und
der Schwierigkeiten in der Messung gewisser Einkommenskomponenten, insbesondere
auch in Entwicklungsländern. Für EU-SILC wird versucht, nach Möglichkeit das Min-
destmaß des „praktikablen" Konzepts zu übererfüllen und damit stärker in Richtung des
„idealen" Konzepts zu kommen.

Kernelemente des Konzeptes sind zum einen der Grundansatz des Einkommensbegriffs
als Maß für potentiellen Konsum, also als Proxy-Größe für „weil being". Die zu analysie-
rende Einheit ist der Haushalt, verstanden als Gruppe von Personen, die gemeinsam
wohnen und wirtschaften. Der Referenzzeitraum zur Messung der Stromgröße Einkom-
men ist eine Periode von zwölf Monaten, in der Regel ein Kalenderjahr. Die wichtigsten
Einkommensaggregate sind das Bruttoeinkommen, das alle regelmäßigen Einkünfte und
Transfers umfasst, und das verfügbare Einkommen, das nach Abzug der geleisteten lau-
fenden Transfers (v. a. Einkommensteuern und Beiträge zur Sozialversicherung) vom
Bruttoeinkommen verbleibt. Nachfolgend sind die wichtigsten Bestandteile des Ein-
kommens aufgelistet.

+	 Einkommen aus unselbständiger Arbeit *

+	 Einkommen aus selbständiger Arbeit

+	 Unterstellte Wohnungsmiete

+	 Einkommen aus Vermögen

+	 Empfangene laufende Transfers

—	 Geleistete Zinsen auf Hypothekarkredite

Bruttoeinkommen

—	 Geleistete laufende Transfers

Verfügbares Einkommen

5) Vgl. Expert Group an Household Income statistics — The Canberra Group (2001).

6) Vgl. Europäische Gemeinschaften et al. (1993).
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Mit einem Stern markierte Posten beinhalten auch nicht-monetäre Bestandteile, was ein
besonderes Element von EU-SILC darstellt. Darunter fallen z. B. die private Nutzung eines
Firmenwagens und der Mietwert einer vom Eigentümer bewohnten Wohnung. Ein ande-
res wesentliches Element von EU-SILC ist der Versuch, das Bruttokonzept möglichst
stringent umzusetzen, z. B. durch die Einbeziehung der Beiträge des Arbeitgebers zur
Sozialversicherung, sodass man im Erwerbseinkommen stärker in Richtung der vollen
Arbeitnehmerentschädigung kommt. Zur möglichst umfassenden Berücksichtigung der
Einkommen sind in allen Mitgliedstaaten erhebliche methodische Arbeiten geplant, die
v. a. auf eine verstärkte Nutzung von Schätzverfahren als Ergänzung zur direkten Befra-
gung abzielen.

EU-SILC soll ein dauerhafter Bestandteil der Systeme der amtlichen Sozialstatistik der
Mitgliedstaaten werden. Um die Integration in das Bestehende zu erleichtern ist eine
hohe Flexibilität der neuen Statistik erforderlich. Der bereits erwähnte Ansatz der Ex-
ante-Outputharmonisierung ist dabei zentral, gerade um bereits bestehende, ähnliche
Erhebungen für EU-SILC nutzen zu können. Die Verwendung bzw. Verknüpfung mit exis-
tierenden Datenquellen wird in der europäischen Verordnung explizit empfohlen. Nach
gegenwärtigem Stand strebt aber die Mehrheit der Mitgliedstaaten (zehn Länder) den
Aufbau einer komplett neuen Erhebung an. Schweden und Italien planen, allein den
Längsschnitt neu aufzubauen, für den Querschnitt aber eine bestehende Quelle zu ver-
wenden. Deutschland, Finnland und das Vereinigte Königreich zielen auf eine Verknüp-
fung von EU-SILC mit einer bereits existierenden Quelle. Fünf Mitgliedstaaten, Däne-
mark, Finnland, die Niederlande, Österreich und Schweden, wollen dabei die Einkom-
mensangaben aus administrativen Quellen gewinnen und damit die aus der Befragung
der Haushalte gewonnenen Daten zu den anderen Themengebieten vervollständigen.

Implementierung in Deutschland

Politik und amtliche Statistik in Deutschland anerkennen den gewachsenen Datenbedarf
und unterstützen den Aufbau der neuen Gemeinschaftsstatistik. Für die Umsetzung von
EU-SILC in Deutschland gilt dabei die politische Vorgabe, dass aus Effizienzgründen
nach Möglichkeit keine neue Erhebung aufgebaut werden sollte, sondern eine
Verknüpfung mit einer bestehenden anzustreben ist. Der Kreis der potentiellen Verknüp-
fungskandidaten ist dabei sehr begrenzt. Der Mikrozensus scheidet aus wegen der be-
reits hohen Überfrachtung durch die europäische Arbeitskräfteerhebung. Es verbleibt
eine Einbindung von EU-SILC in das System der Wirtschaftsrechnungen der privaten
Haushalte, das von der fünfjährlichen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS)
und den jährlichen Laufenden Wirtschaftsrechnungen (LWR) gebildet wird. Der Vorteil ist
hier, dass viele Erhebungsinhalte von EU-SILC, v. a. Einkommensbestandteile, bereits
jetzt in diesen Erhebungen erfragt werden. Die ursprünglich diskutierte Idee einer Ablö-
sung von EVS und LWR durch eine neue, jährliche Haushaltsbudgeterhebung, die auch

EU-SILC abdeckt, wurde fallen gelassen. 7) Nach Meinung der wichtigsten Nutzerkreise ist
eine Strukturdaten liefernde fünfjährliche EVS unabdingbar. Es verbleibt damit die
Option einer Verknüpfung von EU-SILC mit den Laufenden Wirtschaftsrechnungen. Das
Ziel der dabei aufzubauenden, neuen Erhebungsstruktur ist die Abdeckung aller für EU-
SILC benötigten Merkmale sowie der darüber hinaus gehenden Merkmale, die bisher

7) Vgl. Ernst (2002, S. 11 ff.) und Krug (2000, S. 731 ff.).
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durch die LWR befriedigt werden. Diese sind im Wesentlichen Angaben zum privaten
Verbrauch.

Die amtliche Statistik diskutiert momentan zwei Ansätze. Im vollintegrativen Ansatz
werden alle Erhebungsmerkmale bei allen Erhebungseinheiten erhoben. Vereinfacht
dargestellt sind dies die Bereiche Einkommen, soziale Ausgrenzung (beides wird für EU-
SILC benötigt) und Ausgaben (kommt aus den Nutzungszielen der LWR hinzu). Dabei
könnten die Ausgaben bei allen Erhebungseinheiten oder aber auch nur bei einer Unter-
stichprobe erhoben werden. Darüber ist im Zusammenhang mit dem Datenbedarf und
den resultierenden Kosteneffekten zu entscheiden.

Im modularen Ansatz werden die benötigten Erhebungsmerkmale auf zwei Stichproben
aufgeteilt. Eine Stichprobe befriedigt den Datenbedarf von EU-SILC komplett: Einkom-
men und soziale Ausgrenzung — das EU-SILC-Modul. Der zusätzliche Bedarf an Angaben
zu Ausgaben wird durch das Ausgabenmodul befriedigt. Fasst man das Ausgabenmodul
als eine Weiterentwicklung der heutigen LWR auf, so bedeutet dies eine Auslagerung der
Angaben zum Einkommen aus den LWR hinüber in eine eigene Erhebung EU-SILC. Dabei
ist noch zu prüfen, inwieweit diese Verlagerung vollständig erfolgen kann oder ob eine —
wenn auch grobe — Erfassung der Einkommen im Ausgabenmodul für Zwecke der Plau-
sibilisierung und des Ergebnisausweises verbleiben muss.

Abbildung 2: Ansätze zur Implementierung von EU-SILC in Deutschland

D!!iSTATIS
Statistisches Bundesamt	 wissen. nutzen.

Vollintegrativer Ansatz

Einkommen

soziale Ausgrenzung

r ----------^
Ausgaben
L----------

Modularer Ansatz

Einkommen
soziale Ausgrenzung

Ausgaben

(Einkommen grob)
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Beide Ansätze haben ihre Vor- und Nachteile. Die Vorteile des vollintegrativen Ansatzes
liegen in der einfacher zu organisierenden Feldarbeit: Es existiert eine Gesamtstich-
probe, die einmalig zu befragen ist, und nicht zwei Stichproben, die unabhängig von-
einander befragt werden. Es sind gegenüber dem modularen Ansatz insgesamt weniger
Befragte zu werben. Diese sind aber schwieriger für die freiwillige Erhebung zu gewin-
nen, da die Belastung deutlich höher ist, wenn auch zu Ausgaben berichtet wird. Die Re-
präsentativität der letztendlich teilnehmenden Haushalte könnte dadurch erheblich ein-
geschränkt sein und die Ergebnisse von EU-SILC beeinträchtigen. Daher könnte es von
Vorteil sein, die Stichproben wie im modularen Ansatz zu entkoppeln. Für die EU-SILC-
Stichprobe können auf Basis einer Zufallsauswahl vermutlich einfacher Befragte gewon-
nen werden als für die Ausgabenstichprobe und mit größerer Sicherheit eine hinrei-
chende Repräsentativität erzielt werden. Für die Ausgabenstichprobe könnte ggf. das in
den Wirtschaftsrechnungen angewendete kostengünstige Quotenstichprobenverfahren
weiter eingesetzt werden, wenn eine Zufallsauswahl keinen Zugewinn an Repräsentati-
vität erwarten lässt. Der modulare Ansatz bietet zudem Vorteile in der Umsetzung. Als
Rechtsgrundlage kann die unmittelbar geltende EU-Verordnung dienen, es muss kein
nationales Gesetz verändert werden. Ein Aufbau des EU-SILC-Moduls vor dem Aus-
gabenmodul stellt ebenfalls eine die Umsetzung möglicherweise erleichternde Option
dar.

Die Entwicklung des endgültigen Umsetzungskonzepts wird begleitet durch Testerhe-
bungen, die die Statistischen Ämter der Länder und des Bundes seit Juli 2002 durchfüh-
ren. Dabei wird insbesondere auch die Nutzung eines Access-Panels als Auswahl-

grundlage geprüft. 81 Die bisherigen Ergebnisse zeigen hohe Teilnahmequoten und deu-
ten auf eine sehr gute Eignung dieses Instruments für die ab 2005 durchzuführende Er-
hebung. Mit einer Entscheidung über das endgültige Umsetzungskonzept ist für die erste
Jahreshälfte 2003 zu rechnen.

8) Vgl. Bechtold (2002, S. 203 ff.) und Bechtold/Müller/Pötzsch (2002, S. 345 ff.).
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Sozialer Wandel:
Langfristige gesellschaftliche Entwicklungstendenzen

In diesem Beitrag werde ich besondere Formen sozialen Wandels betrachten, die als
langfristige gesellschaftliche „Entwicklungstendenzen" bezeichnet werden. Es handelt
sich dabei um ein Konzept, das in der sozialwissenschaftlichen Literatur und in der All-
tagssprache sehr häufig vorkommt, aber kaum einmal explizit erläutert wird. Es hat den
Anschein, als ob dieses Konzept für jedermann selbstverständlich sei. Ein Indikator für
die Häufigkeit der Verwendung des Begriffs sind 35 000 Nennungen im Internet-Such-
system „Google". Das Spannungsverhältnis zwischen der häufigen Verwendung des
Begriffs „Entwicklungstendenz" einerseits und der fehlenden Definition des Begriffs an-
dererseits ist der Anlass für diese Abhandlung. Ich möchte untersuchen, was dieses Kon-
zept im sozialwissenschaftlichen Kontext beinhaltet und zu welchen Einsichten es bei-
trägt.

Mein Beitrag geht zunächst auf einige Begriffsklärungen und theoretische Grundlagen
zur Thematik „Entwicklungstendenzen" ein. Dann betrachte ich einige deskriptive Ent-
wicklungstrends von unterschiedlicher Langfristigkeit: Die Zeitperspektive ist zunächst
ultralangfristig (mehrere Jahrtausende) und dann hundertjährig (mindestens ein Jahr-
hundert). Danach gehe ich auf theoriebezogene Entwicklungstendenzen von modernen
Gesellschaften ein sowie auf einige Aspekte, die sich daraus ergeben, dass die einzel-
nen Entwicklungstendenzen in sich komplex und ambivalent sein können und darüber
hinaus erst der Zusammenhang, in dem sie stehen, ihnen ihre Bedeutung gibt.

1 Begriffsklärungen und theoretische Grundlagen: Das Konzept
der Entwicklungstendenzen

Sozialer Wandel ist eines der ältesten Paradigmen der Soziologie. Zu erinnern ist daran,
dass bereits Auguste Comte, der den Namen Soziologie erfand, die Grundunterschei-
dung von sozialer Statik und sozialer Dynamik für die Analyse der Gesellschaft vornahm
(Bock 1999). Die Einsicht, dass Gesellschaften ständig in Veränderung begriffen sind,
manchmal mehr, manchmal weniger schnell, ist grundlegend und für diesen Sachverhalt
gibt es bekanntlich neben dem Konzept des sozialen Wandels viele weitere Begriffe, die
auf unterschiedliche Spielarten des sozialen Wandels hinweisen: sozialer Prozess,
Evolution, Fortschritt, Entwicklung, Dynamik, Wandlung, Modernisierung, Transfor-
mation, Transition u.a. (Zapf 1970, Sztompka 1994, Weymann 1998). Fundamental ist
u.a. auch die Unterscheidung zwischen kontinuierlichem und diskontinuierlichem oder
krassem sozialen Wandel (Clausen 1994, Bornschier 2002).

Von der Existenz gesellschaftlicher Entwicklungstendenzen könnte man sprechen, seit-
dem Frühformen der Menschheit (z.B. der Homo sapiens) existieren, also seit ca.
2,5 Mill. Jahren. Die Analyse von gesellschaftlichen Entwicklungstendenzen setzt selten
so früh ein, während die Analyse von naturwissenschaftlichen Entwicklungstendenzen,

*) Prof. Dr. Wolfgang Glatzer, Institut für Gesellschafts- und Politikanalyse, Johann Wolfgang Goethe-Univer-
sität, Frankfurt am Main.
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der die so genannten geobiowissenschaftlichen Archive (z.B. Baumringe, Eis) zur Verfü-
gung stehen, weit darüber hinaus geht (Negendank o.J.). Unter langfristigen gesell-
schaftlichen Entwicklungstendenzen verstehe ich solche, deren Zeitraum mindestens
ein Vierteljahrhundert umfasst, sie können bis zu mehreren Jahrtausenden reichen. Von
kurzfristigen Entwicklungstendenzen spreche ich, wenn sich der Zeitraum auf maximal 5
Jahre beschränkt. Für mittelfristige Entwicklungstendenzen bleibt dann ein Zeitraum von
5 bis 25 Jahren. Diese Einteilung hat eine gewisse Beliebigkeit und bietet nicht mehr als
eine Sprachregelung.

Unter Entwicklungstendenzen sind genauer gesagt gerichtete soziale Prozesse zu ver-
stehen, die an einer Ausgangssituation beginnen und einen charakteristischen Ent-
wicklungspfad einschlagen. William S. Ogburn (1856 — 1959), der große Analytiker des
sozialen Wandels, verglich Entwicklungstendenzen mit einem Flusslauf. Er sprach da-
von, dass eine Entwicklungstendenz „mit dem Lauf eines Flusses zu vergleichen ist, der
trotz vieler Krümmungen, im allgemeinen eine Hauptrichtung einhält" (Ogburn 1969,
S. 54). Eine Entwicklungstendenz erfordert also nicht unbedingt die strenge Einhaltung
einer Richtung, sondern es genügt auf lange Sicht die Beibehaltung einer Hauptrichtung.
Unter bestimmten Umständen können vorübergehende Wendungen oder im Extremfall
auch eine dauerhafte Tendenzumkehr auftreten. Der Idealtyp einer Entwicklungstendenz
zeichnet sich freilich durch kontinuierliche Veränderungen in eine Richtung und
geringfügige Schwankungen aus.

In der sozialwissenschaftlichen Literatur finden sich auch die Begriffe Entwicklungs-
trend, Entwicklungspfad und Entwicklungsbahn („trajectories"), zumeist als Synonyme
zu Entwicklungstendenz, teilweise mit eigener Akzentsetzung. So können für einen
„Entwicklungstrend" strengere Anforderungen als für eine Entwicklungstendenz definiert
werden. Er ist dann das Ergebnis einer sozialwissenschaftlichen Trendanalyse (Andreß
2001), die den von zufälligen Entwicklungsschwankungen bereinigten Verlauf einer
Entwicklung aufzeigt. Ein linearer Entwicklungstrend ist der Spezialfall eines von vielen
Entwicklungsmustern, durch die sich soziale Entwicklungstendenzen beschreiben
lassen. Solche Entwicklungsmuster können diffuse Ausbreitung, stufenförmiger Auf-
bzw. Abstieg, Phasenmodelle und andere sein. Eines der interessantesten Entwick-
lungsmuster sind die langen Wellen („Kondratieff-Zyklus"), die sich auf langfristige
sozioökonomische Entwicklungsphasen beziehen (Scherrer 1996).

Manchmal ist von „Megatrends", „Supertrends", „Major Trends", „Basic Trends",
„Global Trends" oder „Universal Trends" und entsprechenden deutschen Übersetzungen

die Rede, jedoch oft in einer mediensprachlich-spekulativen Weise. 1) Der Grund-
gedanke, zentrale und dominante Entwicklungstendenzen von peripheren und abhängi-
gen Entwicklungstendenzen zu unterscheiden, stellt ein wichtiges Anliegen der Gesell-
schaftsanalyse dar.

Eine klare Unterscheidung von Entwicklungstendenzen und Entwicklungstrends wird
auch in der englischen und französischen Sprache nicht vorgenommen. Im Englischen
wird überwiegend von „social trends" (selten von „tendencies") gesprochen, im Franzö-
sischen von „tendances sociales" (selten von „trends"). Ein Trend wird im Englischen
lexikalisch prägnant definiert als „prevailing direction taken by a phenomenon under-

1) Im Anschluss daran wurde auch von einer Trend-Manie gesprochen und ein Anti-Trend-Buch vorgelegt.
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going change", und daraus geht hervor, dass sich Trendanalysen auf viele verschiedene
Sachverhalte beziehen.

Es ist versucht worden, die Vielzahl von social trends typologisch zu ordnen (Caplow
2002). Dabei werden (1) Entwicklungstrends unterschieden, die auf dem wissenschaft-
lich-technischen Fortschritt beruhen, (2) gemischte Trends mit einem vielfältigen Ursa-
chenkomplex, (3) motivationale Trends in den Einstellungen und Verhaltensweisen der
Bevölkerung, (4) institutionelle Trends, die den Wandel der zentralen Institutionen
betreffen, und (5) adversiale Trends, die sich auf die internen Konfliktlinien einer Bevöl-
kerung beziehen. Je nach Typus unterscheiden sich die Entwicklungstendenzen im Hin-
blick auf ihre Brauchbarkeit für die retrospektive und prospektive Analyse sozialen Wan-
dels also einerseits für historische Trends und andererseits für Extrapolationen und Vor-
hersagen.

Die Akzentsetzung von Trendanalysen kann auf Vergangenheitstrends oder auf Zu-
kunftstrends liegen, wobei die Zukunftsentwicklungen dem Anschein nach mehr Auf-
merksamkeit gefunden haben. Ein bemerkenswertes Beispiel für umfassende, langfris-
tige, zukünftige Entwicklungstendenzen sind die „Three Basic Trends of our Time" von
Pitrim Sorokin (1964, S. 13), die auch mehrere Jahrzehnte später noch virulent sind:
„The three most important trends of our time are, first, a shift of the creative leadership
of mankind from Europe and the European West, where it has been centered during the
last five centuries, to a wider area of the Pacific and the Atlantic, particularly the Ameri-
cas, Asia, and Africa; second a continued disintegration of the hitherto predominant
sensate man, culture, society, and system of values; third, the emergence and slow
growth of the first components of a new — integral — order, system of values, and type of
personality". Zukunftstrends sind mit dem Problem konfrontiert, dass sie nicht nur sich
selbst erfüllende Prophezeiungen („self fullfilling prophecies"), sondern auch sich selbst
zerstörende Prophezeiungen („seif destroying prophecies") darstellen können.

Die Behauptung einer Entwicklungstendenz soll durch theoretische Überlegungen be-
gründet und im Prinzip empirisch nachprüfbar sein. Für die Dokumentation der Ent-
wicklungstendenzen sind empirische Informationen jeglicher Art zugelassen, sofern sie
sich als verlässlich und gültig erweisen und über die Zeit vorliegen. Den Idealfall stellen
repräsentative Zeitreihen von sozialen Indikatoren dar, aber auch illustrative Erläute-
rungen und beispielhafte Belege können zur Dokumentation und Bestätigung von Ent-
wicklungstendenzen herangezogen werden. Die idealtypische Vorgehensweise hat bei
der Rekonstruktion von Entwicklungstendenzen durchaus ihren Stellenwert (Gerhardt
2001). Letzten Endes kann nicht ohne theoretische Überlegungen entschieden werden,
ob eine Entwicklungstendenz vorliegt und welchen Stellenwert sie hat. Die Postulierung
und Erklärung langfristiger Entwicklungstendenzen kann dabei aus dem reichhaltigen
Arsenal soziologischer, ökonomischer, politologischer und demographischer Theorien
schöpfen. Die Analyse von Entwicklungstrends unterscheidet sich vor allem von histori-
schen Ansätzen, die sich auf einzelne Ereignisse und einflussreiche Personen konzent-
rieren.

Eine besondere Leistungsfähigkeit und Attraktivität des Begriffs Entwicklungstendenzen
besteht darin, dass er Vergangenheit. Gegenwart und Zukunft miteinander in Beziehung
setzt, ohne sie gesetzmäßig zu verknüpfen. Eine Entwicklungstendenz ist in der Vergan-
genheit entstanden, schlägt sich in der Gegenwart nieder und wirkt sich auf die Zukunft
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aus. Die Gegenwart ergibt sich aus vergangenen Einflüssen und sie ist die Transforma-
tionsstelle in zukünftige Entwicklungen. Die Verknüpfung von Vergangenheit, Gegenwart
und Zukunft folgt dabei nicht — wie es manche evolutionäre Ansätze unterstellen —
einem unveränderlichen Pfad, sondern sie enthält Kontingenzen. Die Entwicklung einer
Gesellschaft beinhaltet immer Prozesse der „sozialen Schließung": Aus einer Vielfalt po-
tentieller Entwicklungen werden eine Anzahl möglicher Entwicklungen ausgeschlossen
und eine einzige wird realisiert (vgl. Esser/Fleischmann/Heimer 1998). Damit werden
auch für die Zukunft Weichenstellungen vorgenommen, d.h. bessere und schlechtere
Chancen für zukünftige Entwicklungen eröffnet. Aktuelle gesellschaftliche Entwicklungs-
tendenzen bauen stets auf hervorgehenden Entwicklungen auf, was mit dem Begriff der
„Pfadabhängigkeit" bezeichnet wird (z.B. Lehmbruch 2002). Die in der Vergangenheit
eingeschlagene Entwicklung wirkt in der Zukunft nach. In den zentralen Entwicklungs-
tendenzen einer Gesellschaft kommt implizit zum Ausdruck, welche Alternativen der
gesellschaftlichen Entwicklung ausgeschlossen wurden und welche Weichenstellungen
für die Zukunft erfolgt sind. Entwicklungstendenzen können dazu herangezogen werden,
Pioniergesellschaften, in denen Innovationen erfolgen, von Nachzüglern zu unter-
schieden, die Entwicklungen nachholen oder sie unter Umständen auch vermeiden.

In älteren theoretischen Ansätzen sind Entwicklungstendenzen manchmal als „Gesetze"
betrachtet worden, die zwangsläufige Prozesse darstellen sollen. Diese Annahme ist
durch die Historismus-Kritik obsolet geworden; methodologisch lautet die Frage bei der
Erklärung von Entwicklungstendenzen nun, wie sie von endogenen Wandlungspotenti-
alen und exogenen Störungen abhängen (Zapf 1970, S. 12). Anzumerken ist, dass der
Anspruch in der historisch orientierten Sozialforschung weit umfassender als die Ana-
lyse von Tendenzen und Trends ist. Dies gilt beispielsweise für die historische Wohl-
fahrtsforschung (Wiegand/Zapf 1982) und noch mehr für die Analysen von „Industrial
Societies, Capitalist Economies, Mass Democracies and Welfare States" in Westeuropa
im 19. und 20. Jahrhundert (Flora u. a. 1983, 1987). Aber auch bei ihnen spielt die
Rekonstruktion und Identifizierung von Entwicklungstendenzen oft eine eigenständige
Rolle. Und es wird versucht deskriptive und theoriebezogene Ansätze miteinander zu
verbinden.

Langfristige deskriptive Entwicklungstendenzen

Deskriptive Entwicklungstendenzen nenne ich solche, die sich auf direkt beobachtbare
Tatbestände beziehen und mit Hilfe von sozialen Indikatoren, die als Zeitreihen vorlie-
gen, dokumentiert werden. Auch deskriptive Indikatoren beruhen auf theoretisch-
methodischen Voraussetzungen, sie weisen in aller Regel rudimentäre theoretische Be-
züge auf und sie fordern zu theoretischen Erklärungen heraus. Deskriptive und theoreti-
sche Entwicklungstendenzen unterscheiden sich nicht grundsätzlich, sondern nur durch
ihre Akzentsetzung. Ich befasse mich im Folgenden mit ultralangfristigen und hundert-
jährigen deskriptiven Entwicklungstendenzen.
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2.1	 Ultralange deskriptive Entwicklungstendenzen: Die Jahrtausende
im Blickfeld

Die längsten Zeitreihen für gesellschaftliche Entwicklungstendenzen liegen in Form von
Bevölkerungszahlen vor, die 10 000 Jahre zurückreichen (U.S. Census Bureau 1999). Ein
besonderes Problem weit zurückliegender Daten wird dabei sichtbar: Sie beruhen zu
einem erheblichen Teil auf Schätzungen und verschiedene Autoren kommen in der Regel
zu unterschiedlichen Ergebnissen. In zusammenfassenden Darstellungen werden dem-
entsprechend tiefste und höchste Werte für den gleichen Zeitpunkt bzw. Zeitraum ange-
geben. So zeigen sich die nicht unerheblichen Unterschiede zwischen den verschiede-
nen Rekonstruktionen der Bevölkerungsentwicklung.

Was Langzeitreihen betrifft, so folgt der Demographie üblicherweise die Ökonomie, für
die ebenfalls Jahrtausendperspektiven vorgelegt werden. Die Kombination beider An-
sätze nimmt insbesondere die Veröffentlichung „The World Economy — A Millenial
Perspective" (Maddison 2001) vor. Beispiele daraus sind die Bevölkerung Westeuropas
in den beiden vergangenen Jahrtausenden und der ökonomische Wachstumsvergleich
von China und Westeuropa im vergangenen Jahrtausend.

Im Hinblick auf die Bevölkerung in Westeuropa wird die Entwicklung in den letzten bei-
den Jahrtausenden gegenübergestellt, wobei der Vergleich die entscheidenden Unter-
schiede erst sichtbar macht (Maddison 2001, S. 32). Hier wird deutlich, dass bei leich-
ten Schwankungen in beiden Jahrtausenden im 2. Jahrtausend eine Innovation erfolgt
ist, durch die eine zuvor stagnierende Bevölkerungsentwicklung in eine deutlich wach-
sende Entwicklungstendenz überführt wurde.

Die ökonomische Langfristbetrachtung bezieht sich auf einen Vergleich von Europa und
China, wobei das Bruttosozialprodukt je Einwohner (historische Zeitreihen des GDP per
Capita) zugrunde gelegt wird (Maddison 2001, S. 42). Hier wird als zentraler Befund ab
ca. 1250 eine steigende Entwicklungstendenz für Europa und eine stagnierende Ent-
wicklungstendenz für China deutlich. Vieles spricht dafür, dass Europa seine Wachs-
tumskräfte autochthon entwickelt hat. Erst in den letzten Jahrzehnten hat sich in China
eine Aufhol-, vielleicht auch Überholtendenz herausgebildet.

Es gibt sicherlich weitere Langzeitreihen, die in diesen Kontext gehören. Aufgreifen
möchte ich noch die Belastung der Menschheit durch Kriege. Wie stark die Menschheit
von Kriegen betroffen war, wurde für einen Zeitraum von 5 Jahrtausenden errechnet und
geschätzt (vgl. Eckhardt 1991). Die ermittelte Zahl der Kriegstoten pro Jahrhundert
nimmt mit Unterbrechungen der Tendenz nach zu und erreicht im letzten Jahrhundert
einen Höchstwert. Auch wenn die Zahl der Getöteten relativ zur jeweiligen Bevölke-
rungsgröße gemessen wird, gab es das höchste Ausmaß an Kriegstoten im 20. Jahrhun-
dert. Die von klassischen Soziologen vorhergesehene friedliche Industriegesellschaft hat
sich demnach (noch) nicht durchgesetzt.

Die Jahrtausendperspektive beinhaltet also u.a. die vergleichende Kontrastierung der
letzten beiden Jahrtausende und bringt damit deren Spezifika zum Ausdruck. Was das
zweite Jahrtausend gegenüber dem ersten Jahrtausend kennzeichnet, ist die Beendigung
der relativen demographischen und ökonomischen Stagnation und der Übergang in eine
langfristig aufsteigende Entwicklungstendenz mit großer zeitlicher Verzögerung zwi-
schen den Kontinenten und Regionen.
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2.2	 jahrhundertlange deskriptive Entwicklungstendenzen: Die Vermessung
moderner Gesellschaften

Ein interessanter Buchtitel, der sich auf das letzte Jahrhundert bezieht, heißt „The First
Measured Century" (Caplow/Hicks/Wattenberg 2001). Er macht darauf aufmerksam,
dass erstmals das vergangene Jahrhundert umfassend sozialstatistisch vermessen
wurde. „The twentieth century was the first century that could be measured in a syste-
matic manner" (p xii). Zwar reichen die Wurzeln der Sozialstatistik teilweise weiter zu-
rück, aber eine relativ umfassende, auf Dauer gestellte sozialstatistische Bestandsauf-
nahme setzte sich — nicht nur in den USA — im vergangenen Jahrhundert durch. Insofern
besteht zwischen den Jahrhundert-Zeitreihen eine grundsätzliche Differenz zu den Jahr-
tausend-Zeitreihen: Die Jahrhundert-Zeitreihen enthalten einen viel tieferen und breite-
ren Informationsgehalt. Beispielhaft seien hier drei Entwicklungstendenzen genannt, die
ziemlich tiefgehende Veränderungen anzeigen:

Die Zunahme indirekter Kommunikation dokumentiert ein Indikator, der den Anstieg der
Telefonanrufe je Einwohner zeigt (Caplow/Hicks/Wattenberg 2001, S. 275); die sexuelle
Liberalisierung kommt in einem Indikator für die zunehmende Häufigkeit vorehelicher
sexueller Aktivitäten bei 19-jährigen weißen Frauen zum Ausdruck (Caplow/Hicks/
Wattenberg 2001, S. 71). Während bei diesen beiden Entwicklungstendenzen die ame-
rikanische Bevölkerung moderne Gesellschaften tendenziell anführt, stellt sie bei einem
weiteren Jahrhunderttrend eher einen Sonderfall dar. Die Verstärkung der Religiosität,
wie sie mit Hilfe des Anteils der Bevölkerung gemessen wird, der Mitglied in religiösen
Organisationen ist (Caplow/Hicks/Wattenberg 2001, S. 106), findet sich in dieser Weise
kaum in anderen Gesellschaften.

Das Wohlstands- und Einkommenswachstum im letzten Jahrhundert wurde als „schlei-
chende Revolution" bezeichnet (Miegel 1983), weil es unmerklich erfolgte und tief-
gehende Veränderungen beinhaltete. Im Anschluss an die zuvor genannten Langzeit-
reihen lässt sich analog für das letzte Jahrhundert von einer technischen bzw. kommu-
nikativen Revolution, von einer sexuellen und auch von einer religiösen Revolution spre-
chen. Die genannten Indikatoren für die Vereinigten Staaten vermitteln Anhaltspunkte
für den Verlauf dieser Prozesse, ihre Reichweite und ihre Schwankungen, die ansonsten
unsichtbar blieben. Sicherlich lässt sich im Detail darüber diskutieren, was die Indikato-
ren genau bedeuten, aber ohne solche Indikatoren wären viele gesellschaftsbezogene
Behauptungen und Analysen pure Spekulation.

Jahrhundert-Zeitreihen liegen in großer Zahl vor, und sie können für die Frage herange-
zogen werden, wie sich das 20. Jahrhundert charakterisieren lässt. Was ist charakteris-
tisch für das 20. Jahrhundert, was unterscheidet es insbesondere vom vorhergehenden
und vom zukünftigen Jahrhundert? Dies ist offensichtlich eine attraktive Fragestellung,
die in mehreren Publikationen unabhängig voneinander aufgenommen wurde, z.B.
wurde in „A Century of Change" die Vorstellung von „Trends in UK Statistics since 1900"
(Hicks/Allen 1999) vorgenommen und in „20' h Century Statistics" (U.S. Census Bureau
1999) wurden Jahrhundert-Zeitreihen zusammengestellt. Die englische Publikation be-
ansprucht „This paper presents a summary of social and economic trends of the twen-
tieth century" und enthält in erheblichem Umfang interpretative Texte. Die US-amerika-
nische Publikation beschränkt sich nach einer kurzen Einleitung auf die Präsentation
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langer Zeitreihen, die als „the important historical trends for this century in statistical
form" betrachtet werden.

In deutschsprachigen sozialwissenschaftlichen Texten werden jahrhundertlange Zeit-
reihen teilweise illustrativ verwendet, wie in demographischen Publikationen, teilweise
ist ein explizites Interesse an langfristigen Entwicklungen schon früh entstanden, wie in

manchen ökonomischen Publikationen. 2) Auch Publikationen mit Zeitreihen zwischen
fünfzig und hundert Jahren kommen vor, wie z. B. „Von den zwanziger zu den achtziger
Jahren" (Statistisches Bundesamt 1987). Es gab auch schon früher in Deutschland ein-
zelne Veröffentlichungen der amtlichen Statistik, bei der die Zeitspanne eines Jahrhun-
derts in den Titel übernommen wurde: z.B. Bevölkerung und Wirtschaft 1872 — 1972.
Anlass war der 100. Geburtstag der amtlichen Statistik (Statistisches Bundesamt 1972).
Dem Stil der deutschen amtlichen Statistik entsprechend wurde angestrebt, „einen
möglichst langfristigen Überblick über die zahlenmäßig erfassten Tatbestände aus dem
wirtschaftlichen und sozialen Leben (zu) vermitteln". Als Selektionskriterium dient das
Erhebungsprogramm der amtlichen Statistik und im Bedarfsfall werden auch kürzere
Zeitreihen aufgenommen.

Es ist grundsätzlich festzustellen, dass bei der Dokumentation langfristiger Entwick-
lungstendenzen in Deutschland die amtliche Statistik mit großem Abstand die wich-
tigste Quelle ist. Dies gilt für die Auswahl bekannter Entwicklungstendenzen, wie sie
Übersicht 1 (siehe 5. 44) enthält.

2) Vgl. die langfristigen Reihen zur Wirtschaftsentwicklung von W.G. Hoffmann (1965), die langfristige Ana-
lyse der quantitativen Beziehungen zwischen materiellem und immateriellem Kapital von W. Krug (1967)
sowie die säkulare Entwicklung der Staatsausgaben von H.C. Recktenwald (1976).
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Übersicht 1:
Jahrhundertlange deskriptive Entwicklungstendenzen in Deutschland

Die säkulare Senkung der Sterblichkeit: Die	 Sterblichkeit	 in	 Berlin	 1721 — 1990	 (Imhof
1994, S. 32).

Die säkulare Zunahme der Lebenserwartung: Die Lebenserwartung in Deutschland 1871 — 1989
(Bretz/Niemeyer 1992, S. 77).

Der demographische Übergang: Lebendgeborene und Gestorbene je 1 000
Einwohnerin Deutschland 1850 — 1990
(Bretz/Niemeyer 1992, S. 76).

Die Kontraktionstendenz der privaten Die durchschnittliche Größe der Privathaushalte in
Haushalte: Deutschland 1840 — 1990 (Bretz/Niemeyer 1992,

S. 74).

Der Anstieg der Scheidungshäufigkeit: Scheidungen in Deutschland 1880 — 1992
(Rottleuthner-Lutter 1992, S. 56).

Wachstum von Wohlstand und Wohlfahrt: Wohlfahrtsentwicklung in Deutschland 1830 —

1975 (Zapf 1994, S. 66).

Der Ausbau des Wohlfahrtsstaates: Die Entwicklung der Staats- und Sozialausgaben-
quoten in Deutschland seit 1885 (Alber 1989,
S. 51).

Die Transformation der Erwerbsstruktur: Erwerbstätige nach Produktionssektoren 1800 —

1989 im Deutschen Reich und der Bundesrepublik
(Geißler 2002, 5. 27).

Die Bildungsexpansion: Die Bildungsquoten in Deutschland und in den USA
1870 — 1988 (Windoll 1990, S. 2).

Die Sozialdemokratisierung der Gesellschaft: SPD-Wähler in Deutschland 1871 — 1990 (Rohe
1990).

Die Technisierung der Gesellschaft: Innovationen der Alltagstechnik 1867 — 1981
(Sackmann/Weymann 1994).

Mit welchen Indikatoren lässt sich das 20. Jahrhundert am besten beschreiben? Eine
deskriptiv orientierte Darstellung wird die folgenden zentralen Entwicklungstendenzen
beinhalten: Die Sterblichkeit ist im Zwanzigsten Jahrhundert im Vergleich zum vorher-
gehenden Jahrhundert nachdrücklich gesunken. Der Indikator Gestorbene je 1 000 Ein-
wohner ist für einen 280-jährigen Zeitraum von 1721 bis 1990 für Berlin erhoben worden
(Imhof 1994). Berlin repräsentiert hier Deutschland, weil aus naheliegenden Gründen
die entsprechenden Angaben für das größere Staatsgebiet nicht vorliegen. Mit der
abnehmenden Sterblichkeit ist implizit eine zunehmende Lebenserwartung verbunden.
In Zeitreihen des Statistischen Bundesamtes (Bretz/Niemeyer 1992) wird für die
vergangenen 120 Jahre der langfristige Anstieg der Lebenserwartung differenziert nach
Altersgruppen und Geschlecht dokumentiert. Im Modell des „demographischen Über-
gangs" werden bekanntlich zwei Entwicklungstendenzen miteinander in Beziehung ge-
setzt, die der Lebendgeborenen und der Gestorbenen je 1 000 Einwohner. Eindrucksvoll
sichtbar wird dabei die „demographische Welle": Sie ergibt sich daraus, dass aus-
gehend von einem relativ hohen Niveau die Zahl der Gestorbenen vor allem durch ver-
besserte Hygiene und medizinischen Fortschritt sinkt. Die beiden Weltkriege veränderten
die vorherrschende Entwicklungstendenz nur vorübergehend. In Deutschland wird im
Jahr 1971 eine für Friedenszeiten völlig neue Phase erreicht, ein „Zweiter demogra-
phischer Übergang", bei dem die Geburtenzahl kontinuierlich unter die Gestorbenenzahl
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fällt. Im Gefolge dieser demographischen Entwicklung ergibt sich eine „alternde
Gesellschaft", die in steigenden Anteilen alter und sehr alter Menschen ihren Ausdruck
findet.

Der private Haushalt ist die grundlegende sozio-ökonomische Einheit des Zusammen-
lebens, dessen Wandlungen im Hinblick auf Größe und Zusammensetzung seit mehr als
120 Jahren von der amtlichen Statistik dokumentiert werden (vgl. Bretz/Niemeyer 1992).
Die Kontraktionstendenz kommt in einer Reduktion der durchschnittlichen Haushalts-
größe von ca. 5 (in Preußen) auf 2,3 (Deutschland 1990) zum Ausdruck. Die Differenzie-
rung der Haushaltsgrößen gibt erste Anhaltspunkte für eine Pluralisierungstendenz. Die
Dominanz der großen Haushalte (mit 5 und mehr Personen) um die Jahrhundertwende
hat sich hin zu einer ganz anderen Verteilungsregel verschoben: Je größer der Haus-
haltstyp, desto kleiner sein Anteil an der Gesamtzahl der Haushalte. In der Eheschei-
dungsforschung wird die Entwicklung der Ehescheidungsziffern seit 1880 betrachtet
(vgl. Rottleuthner-Lutter 1992), wobei die Zeitreihe der Ehescheidungen je 10 000 Ein-
wohner seit 1888 eine steigende Tendenz aufweist. Ein detaillierter Blick zeigt nach dem
Ersten und nach dem Zweiten Weltkrieg abrupte Anstiege der Scheidungsziffern auf,
denen bald Absenkungen folgten. Die Scheidungsreform von 1977 war von einem star-
ken vorübergehenden Einbruch der Scheidungsziffer begleitet.

Mit verschiedenen ökonomischen Indikatoren kann gezeigt werden, wie Deutschland
sich aus einer armen Agrargesellschaft zu einer Wohlstandsgesellschaft entwickelt hat.
Dafür werden der Volumenindex der Industrieproduktion und der Index der realen
Wochenverdienste in der Industrie herangezogen. Während sich über das ganze 18.
Jahrhundert hinweg nur leichte Anstiege ergaben, wurden in der Zeit nach 1950 die gro-
ßen Wachstumsraten erzielt. Die Entwicklung ist so unregelmäßig, dass von einer
„Fieberkurve" gesprochen werden kann, die dennoch die Entwicklungstendenz eines
Anstiegs erkennen lässt.

Deutschland ist international gesehen bei der Industrialisierung und Demokratisierung
ein (früher) „Nachzügler", aber ein „Vorreiter" beim Auf- und Ausbau des Wohlfahrts-
staats. Die langfristige Entfaltung wohlfahrtsstaatlicher Einrichtungen kommt in ver-
schiedenen Staats- und Sozialausgabenquoten zum Ausdruck, die zum Teil bis zur
Gründung der Sozialversicherungen im Kaiserreich zurückreichen (vgl. Alber 1989). Die
verschiedenen Indikatoren (Staatsausgaben, Sozialausgaben, Ausgaben für soziale
Sicherheit gemäß ILO-Definition, Sozialversicherungsausgaben; jeweils als Anteil am
BSP bzw. BIP), belegen eine langfristig steigende Tendenz mit einer vorübergehenden
Beschleunigung in der Weltwirtschaftskrise um 1930 und einer sich abzeichnenden
Wachstumsbegrenzung ab Mitte der 70er Jahre.

Die Transformation der Erwerbsstruktur gehört zu den klassischen Langfristanalysen der
Sozialwissenschaften (vgl. Geißler 2002). Der Anteil der Erwerbstätigen im primären Sek-
tor (Landwirtschaft, Bergbau, Fischerei) nimmt beständig ab, der Anteil im sekundären
Sektor (Industrie) steigt lange Zeit und stellt etwa 100 Jahre lang den größten Sektor dar.
Die Zahl der Beschäftigten im tertiären Sektor (Dienstleistungen) steigt erst langsamer
und dann schneller und stellt heute den größten Beschäftigungssektor dar.

Moderne Gesellschaften wie die Bundesrepublik Deutschland werden als „Wissens-
gesellschaften" bezeichnet, entsprechend der zunehmenden Bedeutung von Information
und Wissen für die gesellschaftlichen Produktionsprozesse. Einer von mehreren
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Indikatoren für den Anstieg des Bildungs- und Qualifikationsniveaus ist die Bildungs-
quote, der Anteil der Studenten an den 20- bis 25-Jährigen (vgl. Windolf 1990). Abgese-
hen von sprunghaften Schwankungen zwischen 1914 und 1950 stieg sie relativ regel-
mäßig an.

Die Werteforschung ist in historischer Perspektive mit einem Datenmangel konfrontiert.
Für den langfristigen Wandel von gesellschaftspolitischen Wertorientierungen kommen
nur wenige Indikatoren in Frage, z.B. liegen die Wahlentscheidungen in Deutschland seit
mehr als 100 Jahren vor. Aus dem Anteil sozialdemokratischer Stimmen bei den Reichs-
und Bundestagswahlen seit 1871 kann auf eine Tendenz zur Sozialdemokratisierung
des gesellschaftlichen Bewusstseins geschlossen werden, die durch den National-
sozialismus nur vorübergehend aufgehalten wurde. Jüngere Entwicklungen geben freilich
auch immer wieder Anlass, über das Ende des „sozialdemokratischen Jahrhunderts"
nachzudenken.

Die Technisierung der Gesellschaft, die letzte der genannten Entwicklungstendenzen, ist
stark in theoretische Bezüge eingebettet und kommt deshalb im nächsten Abschnitt
ebenfalls vor. Im Unterschied zur Beschreibung von Entwicklungstendenzen durch Indi-
katoren-Zeitreihen werden sie hier durch Erfindungen von technischen Geräten, deren
Ausbreitung und Fortentwicklung dokumentiert (Sackmann/Weymann 1994).

Langfristige gesellschaftstheoretische Entwicklungstendenzen

3.1 Gesellschaftstheoretische Entwicklungstendenzen: Die Identifizierung
gesellschaftlicher Wandlungsprozesse

In der sozialwissenschaftlichen gesellschaftstheoretischen Literatur werden seit jeher
Entwicklungstendenzen identifiziert, beschrieben, dokumentiert, analysiert und publi-
ziert. Wenn man intensiv suchen würde, ergäbe sich wahrscheinlich eine endlose Zahl
von Entwicklungstendenzen, die sich irgendwie als theoretisch fundiert bezeichnen las-
sen. Im Folgenden habe ich meine Auswahl der in der sozialwissenschaftlichen Literatur
dominierenden gesellschaftstheoretischen Entwicklungstendenzen zusammengestellt.
Sie zeichnen sich dadurch aus, dass sie von einer größeren Zahl von Wissenschaftlern
zur Analyse moderner Gesellschaften herangezogen werden. Sie werden weniger von
empirischen Indikatoren als von theoretischen Überlegungen abgeleitet. Allerdings sind
sie keinesfalls rein theoretisch, sondern sie haben einen mehr oder weniger engen Be-
zug zur Sozialstatistik und anderen empirischen Materialien. Es handelt sich nicht um
sakrosankte Entwicklungstendenzen, vielmehr gibt es auch in jedem Fall Gegenpositio-
nen, die Zweifel an der Eindeutigkeit dieser Entwicklungstendenzen vorbringen. Zu den
dominanten gesellschaftstheoretischen Entwicklungstendenzen sind auf jeden Fall die
folgenden zu rechnen: Soziale Differenzierung, Rationalisierung, Zivilisationstendenz,
Technisierung, Modernisierung, Individualisierung, Globalisierung, Tendenz zur Netz-
werkgesellschaft.
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Übersicht 2:
Theoretisch fundierte Entwicklungstendenzen moderner Gesellschaften

Soziale Differenzierung: Im Rahmen dieser Perspektive wird gesellschaftliche Entwicklung als zuneh-
mende soziale Differenzierung beschrieben (vgl. Hondrich 1982; Mayntz u.a. 1988). Soziale Differenzie-
rung bedeutet dabei sowohl funktionale Differenzierung im Sinne von zunehmender Arbeits- und Auf-
gabenteilung als auch segmentäre Differenzierung im Sinne der Aufteilung und Aufgliederung von Sozial-
systemen in Subsysteme.

Rationalisierung: Mit Rationalisierung des Lebens werden im Anschluss an Max Weber Handlungsformen
und soziale Strukturen bezeichnet, die weniger auf Gefühl und Intuition und dafür mehr auf vernunftgelei-
teten Abwägungen, Tauschbeziehungen und Interessenausgleich beruhen. Vor allem die expandierende
Bürokratie verkörpert rationale Zeck- und Mittelsetzung (Brentel 1999).

Zivilisationstendenz: Der Zivilisationsprozess wurde vor allem in der soziologischen Theorie von Norbert
Elias (1977) ausgearbeitet. Es wird ein universeller Prozess der Zivilisierung menschlichen Verhaltens re-
konstruiert, in dem momentane trieb- und affektgebundene Verhaltensimpulse einer gesellschaftlichen
Regulierung unterzogen werden. „Fremdzwänge" werden dabei durch Internalisierung mehr und mehr in
das Individuum hineingenommen und zu „Selbstzwängen".

Technisierung der Gesellschaft: Die Technisierung wird seit langem als besonders prägende Kraft der mo-
dernen Zivilisation, insbesondere des Alltags der Menschen, betrachtet; sie durchdringt alle Lebensberei-
che. Die technische Entwicklung kommt vor allem in einer wachsenden Ausstattung mit technischen Gerä-
ten zum Ausdruck. Mit jeder neuen (Technik-)Generation erfolgen neue Innovationsschübe (Sackmann/
Weymann 1994).

Modernisierung: Der wohl wichtigste Theoriekomplex, der sich explizit auf Entwicklungstendenzen be-
zieht, liegt mit den Modernisierungstheorien vor. In der allgemeinsten Form wird Modernisierung verstan-
den als „Entwicklung von einfachen und armen Agrargesellschaften zu komplexen, differenzierten und
reichen Industriegesellschaften, die nach innen und außen ein bestimmtes Maß an Selbststeuerungs-
fähigkeit besitzen" (Zapf 1992, 5. 182). Mit dem Konzept der Modernisierung ist oft die Vorstellung von
phasenspezifischen gesellschaftlichen Herausforderungen verbunden; sie schließt Industrialisierung,
Demokratisierung, Alphabetisierung und weitere Tendenzen ein (Hill 2001). Die damit verbundene Zu-
kunftsperspektive wird als „weiterführende Modernisierung" bezeichnet.

Individualisierung: Individualisierung ergibt sich aus der Freisetzung der Individuen von den kollektiven
Identitäten und Strukturen der industriellen Gesellschaft (vgl. Beck 1995, Berger 1996). Sie beinhaltet
Freiheitsspielräume und Wahlmöglichkeiten über Lebensstile, aber auch den Zwang zur Selbstgestaltung
und Selbstinszenierung. Auch sie betreffen relativ langfristige Prozesse, die auf der abendländischen Kul-
tur beruhen.

Globalisierung: Eine übergreifende Entwicklungstendenz in der Moderne, die im letzten Jahrzehnt zuneh-
mend Beachtung auf sich zieht, ist die Herausbildung einer Weltgesellschaft, einer Weltzivilisation bzw.
einer Weltkultur. Globalisierung und Diffusion sind Tendenzen, die diese Entwicklung tragen. Unter Diffu -

sion ist zu verstehen, dass sich Güter, Ideen und Menschen von einer Gesellschaft in die andere ausbrei-
ten. Globalisierung ist ein Konzept, das sich auf die ansteigende Verflechtung der Welt bezieht und
zugleich auf das Bewusstsein von der Einheit der Welt (vgl. Robertson 1992; Genov 1997; Hauchler/
Messner/Nuscheler 1999).

Tendenz zur Netzwerkgesellschaft: Es wird eine historische Entwicklung derart festgestellt, dass die herr-
schenden Funktionen und Prozesse im Informationszeitalter zunehmend in Netzwerken organisiert sind.
Netzwerke bilden die neue soziale Morphologie unserer modernen Gesellschaft (Castells 2003).

Mit allen diesen Konzepten werden Entwicklungstendenzen postuliert, die in der Ver-
gangenheit eingesetzt haben und in die Zukunft hinein wirken. Ihre zeitliche Perspektive
reicht meist über Jahrhunderte. jeder Ansatz hat den Anspruch, die moderne Gesell-
schaft zu charakterisieren, vernachlässigt es aber zumeist auf konkurrierende Tenden-
zen einzugehen. Langfristige gesellschaftliche Entwicklungstendenzen sind ein Kern-
stück der soziologischen Theoriebildung.
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3.2	 Die Komplexität von Entwicklungstendenzen: Zusammenhänge und
Ambivalenzen

Eine naheliegende Fragestellung bezieht sich auf die Zusammenhänge zwischen ver-
schiedenen Entwicklungstendenzen. Sie können sich wechselseitig verstärken, ab-
schwächen oder in einem neutralen Verhältnis zueinander stehen.

Die naheliegende Frage, was die wichtigsten Entwicklungstendenzen in der modernen
Gesellschaft seien, ist nicht einfach zu beantworten. In der mittelfristigen Perspektive
wird eine kaum überschaubare Vielfalt von Entwicklungstendenzen konstatiert, und die
methodischen Möglichkeiten, wichtige von unwichtigen Tendenzen zu unterscheiden,
sind nicht allzu weit entwickelt. So ermittelte ein Projekt zur international vergleichen-
den Analyse des sozialen Wandels (CCSC — vgl. Langlois u.a. 1994; Glatzer u.a. 1992)
nicht weniger als 72 Trend-Dimensionen, die in modernen Gesellschaften einen relativ
hohen Stellenwert haben. Die Auswahl der Trends beruht auf der Konsensbildung einer
internationalen Expertengruppe, die sich auf empirische Kenntnisse stützt. Darüber hin-
aus wird mit neu entwickelten trendanalytischen Verfahren versucht, in der Vielzahl der
Trends die zentralen zu entdecken (vgl. Forsé/Langlois 1994).

Schließlich ist bei der Erklärung von Entwicklungstendenzen in einzelnen Gesellschaften
ihre Abhängigkeit von Entwicklungstendenzen in anderen Ländern und im internati-
onalen Zusammenhang zu beachten. Es gibt Entwicklungstendenzen, die aufeinander
aufbauen. Am deutlichsten wird dies in modernisierungstheoretischen Ansätzen. Die
Herausbildung der modernen Gesellschaft erfolgt in einer Sequenz von Phasen der Staa-
ten- und Nationenbildung, von Industrialisierung und Demokratisierung und schließlich
der wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung. Diese sozialhistorischen Phasen bauen aufein-
ander auf, und sie sind mit einer Reihe weiterer Tendenzen verbunden wie sozialer
Mobilisierung, Urbanisierung und Alphabetisierung. Verstärkungs- und Stützungsbezie-
hungen sind hier an der Tagesordnung. Die Phasen der Modernisierung sind auf gesell-
schaftliche Probleme bezogen, für die jeweils Problemlösungen angeboten werden. Die
Problemlösungen sind freilich nicht von Dauer, sondern sie werden immer wieder erneut
vor Herausforderungen gestellt, und sie rufen, je erfolgreicher sie sind, neue Probleme
hervor.

Eine andere Frage ist, ob die verschiedenen Entwicklungstendenzen durch Konsistenz
und Homogenität gekennzeichnet sind, oder ob sie disparat und ambivalent erscheinen.
Nahezu bei jeder Entwicklungstendenz ist entdeckt worden, dass sie nicht in ideal-
typischer Reinheit bestand, sondern eine komplexe bzw. ambivalente Mischung dar-
stellt. Gegenüber der Hypostasierung einer Entwicklungstendenz kontinuierlicher Diffe-
renzierung wird auf Gegentendenzen der Entdifferenzierung hingewiesen. Aber auch
Rationalisierung wird selten als ungebrochene Entwicklungstendenz unterstellt, sie steht
beispielsweise in einem Spannungsverhältnis zu religiösen Wiederbelebungen und ist
Gegenbewegungen der Entrationalisierung ausgesetzt. Der Zivilisationsprozess ist
nachweislich immer wieder von Prozessen der Entzivilisierung bedroht und unterbrochen
worden. Die Technisierung der Gesellschaft kann von Blockierungen unterbrochen
werden. Modernisierungsprozesse werden meist nicht als linear verstanden, sondern
sehen die Möglichkeit von Brüchen und Umkehrungen, von Gegenmodernisierung vor.
Der Tendenz zur Individualisierung werden Tendenzen zur Kollektivierung entgegen
gehalten. Globalisierung führt dazu, dass nationale gesellschaftliche Entwicklungen
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immer weniger von endogenen Kräften abhängen und dafür mehr und mehr von exo-
genen Faktoren aus der Weltgesellschaft beeinflusst werden. Es gibt aber gute Gründe
dafür, dass Globalisierungstendenzen zugleich partikulare Gegentendenzen beinhalten
(Glatzer/Langlois 2002):

Dieselben sozialen Prozesse sind oft Ursprung sowohl von Globalisierungs- als auch
von partikularen Entwicklungstendenzen (z.B. die internationale Migration und die
länderspezifischen Reaktionen auf Migration).

Partikulare Tendenzen widerstehen teilweise der Globalisierung (z.B. der Wohl-
fahrtsstaat und die ihn unterstützenden Organisationen und Bevölkerungsgruppen).

Partikulare Tendenzen entstehen auch als nationale Antwort auf Globalisierungs-
probleme (z.B. bei der AIDS-Protektion).

So wird die Herausstellung einzelner Entwicklungstendenzen wieder ein Stück weit rela-
tiviert. Sie stehen extern in einem größeren Zusammenhang und sie sind intern komplex
strukturiert. Soziologische Theorie hilft, die wichtigsten Entwicklungstrends zu rekon-
struieren, sie trägt auch dazu bei, sie zu problematisieren.

Schlussbemerkung

Warum ist das Konzept der „langfristigen gesellschaftlichen Entwicklungstendenzen" ein
interessantes Konzept für die Sozialwissenschaften und nicht zuletzt auch für die amt-
liche Statistik? Kaum ein anderes Konzept nimmt so explizit den kontinuierlichen sozia-
len Wandel in den Blick, der langsam, unmerklich und oft nachhaltig erfolgt. Weit mehr
Aufmerksamkeit erhalten signifikante Ereignisse, markante Personen und diskontinu-
ierliche Veränderungen. Es ist deshalb eine verdienstvolle Aufgabe, die wichtigen Ent-
wicklungstendenzen der Gesellschaft zu dokumentieren, die sich der Aufmerksamkeit
entziehen und deren Auswirkungen oft unterschätzt werden. Die Untersuchung der Ent-
wicklungstendenzen führt zu einem geschärften Blick auf das Verhältnis von gesell-
schaftlicher Kontinuität und Innovation sowie auf das Verhältnis von gesellschaftlicher
Problemgenerierung und Problembewältigung. Sie trägt insbesondere zum Verständnis
der Bedeutung der Vergangenheit für die Zukunft bei.

Für die amtliche Statistik stellen gesellschaftliche Entwicklungstendenzen einen be-
sonders interessanten Bezugspunkt dar, weil sie über den größten Fundus langfristiger
Zeitreihen verfügt. Die manchmal als Vorwurf vorgebrachte „Trägheit" der amtlichen Sta-
tistik zeigt hier einen bedeutsamen Vorteil: Langfristig in derselben Weise erhobene
Zeitreihen sind die Grundlage für die Rekonstruktion der Entwicklungstendenzen.

Die Analyse von Entwicklungstendenzen hat ihren Nutzen vor allem im Hinblick auf das
Verständnis und die Beurteilung der Gegenwart aus der Sicht der Vergangenheit. Es zei-
gen sich Entwicklungen, die der individuellen Wahrnehmung entzogen sind, weil sie
über das Lebensalter einzelner Individuen weit hinausgehen. Die Gegenüberstellung von
Entwicklungstendenzen aus dem zweiten Jahrtausend mit dem ersten Jahrtausend oder
der Vergleich von Entwicklungstendenzen aus dem 20. Jahrhundert mit dem 19. Jahr-
hundert liefert informative Beispiele. Während für aktuelle Forschungsdesigns die Kon-
zepte und Indikatoren immer komplizierter werden, geht von langen Zeitreihen ein
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Impuls zu einfachen Indikatoren aus. Das Potential einfacher Indikatoren scheint mir von
den Sozialwissenschaften bei weitem nicht ausgeschöpft.

Am Anfang hätte die Bestandsaufnahme und Beschreibung einzelner Entwicklungs-
tendenzen mit Hilfe von sozialen Indikatoren zu stehen, die Darstellung ihrer Zusam-
menhänge und die Diagnose ihres Bedingungskomplexes. Die Ausdifferenzierung von
Indikatoren nach Bevölkerungsgruppen und die Vornahme internationaler Vergleiche
trägt oft zur Erhöhung des Informationsgehalts bei. Darüber hinaus geht der Anspruch,
einflussreiche Tendenzen von peripheren zu unterscheiden, sowie die zukünftige Be-
deutung der Entwicklungstendenzen abzuschätzen.

Die Frage „In welcher Gesellschaft leben wir eigentlich?" ist auf vielfältige Weise beant-
wortet worden (Pongs 1999): Postindustrielle Gesellschaft, Arbeitsgesellschaft, Wis-
sensgesellschaft, Risikogesellschaft, Erlebnisgesellschaft und weitere Konzepte werden
genannt. Die Frage „Woher kommt und wohin geht diese Gesellschaft?" ist eher kompli-
zierter und bedarf nicht zuletzt der Analyse ihrer Entwicklungstendenzen.
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Armut und Reichtum: Berichterstattung in Deutschland

1	 Einleitung

Nachfolgend sollen Grundzüge der Berichterstattung zu Armut und Reichtum der Bun-
desregierung skizziert werden. Gerechte Teilhabe und Chancengleichheit, die Vermei-
dung und Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung bleiben auch für die neue
Bundesregierung Schwerpunkt einer präventiven und auf Nachhaltigkeit angelegten
Sozialpolitik. Die Armuts- und Reichtumsberichterstattung ist eine Grundlage für diese
Politik. Im neuen Koalitionsvertrag vom 16. Oktober 2002 wird der besondere politische
Stellenwert der Armuts- und Reichtumsberichterstattung nochmals ausdrücklich bekräf-
tigt. Hier heißt es:

„Die Armuts- und Reichtumsberichterstattung werden wir zur Grundlage für eine Politik machen,
die einem Auseinanderdriften der Gesellschaft in Arm und Reich entgegenwirkt. Deshalb werden
wir die in der vergangenen Legislaturperiode eingeführte Berichterstattung im nationalen und
europäischen Rahmen fortsetzen."

Koalitionsvereinbarung vom 16.10.2002

Die Regierungskoalition betont damit — den roten Faden ihrer Koalitionsvereinbarung

von 1998 und der Bundestagsbeschlüsse vom 27. Januar 2000 und 19. Oktober 2001 1)

weiterführend — die hohe politische Bedeutung der Bekämpfung von Armut und sozialer
Ausgrenzung. Im Zentrum steht dabei auch weiterhin die Ausgestaltung der gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen in der Weise, dass Armutsrisiken und soziale Aus-
grenzung weiter vermindert oder am besten gar nicht erst entstehen. Hierfür werden eine
regelmäßige und verlässliche nationale Armuts- und Reichtumsberichterstattung ebenso
wie „Nationale Aktionspläne" im europäischen Kontext benötigt.

Die Berichterstattung der Bundesregierung über Armut und Reichtum konzentriert sich

auf ein relativ junges Berichtswesen 2) , das auf zwei Säulen beruht. Für die nationale
Ebene ist dies der Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, der im Jahr 2001
zum ersten Mal vorgelegt wurde und zukünftig zur Mitte jeder Wahlperiode regelmäßig
dem Deutschen Bundestag zu erstatten ist — das nächste Mal voraussichtlich Ende des
Jahres 2004/Anfang 2005. Im europäischen Kontext handelt es sich um den „Nationalen
Aktionsplan zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung", dem so genannten
NAP'incl., der ebenfalls 2001 erstmals erstellt wurde und der zukünftig alle zwei Jahre zu

*) Peter Semrau, Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung, Bonn.

Uwe Müllenmeister-Faust, Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung, Bonn.

1) Vgl. Deutscher Bundestag (1999 und 2001 a).

2) Die Forderung nach einer Armuts- und Reichtumsberichterstattung stand allerdings seit labtet im politi-
schen und gesellschaftlichen Raum, ohne dass frühere Bundesregierungen ihr nachgekommen wären. So
wurde u.a. im Konsultationsprozess der Kirchen zur Vorbereitung eines gemeinsamen „Sozialwortes" der
in einer „sozialen Marktwirtschaft" gesellschaftlich erwirtschaftete Wohlstand mit sozialer Verantwortung
verknüpft. Vgl. Evangelische Kirche in Deutschland/Deutsche Bischofskonferenz (1994). Auch widmeten
sich insbesondere in den 90er Jahren wissenschaftliche Untersuchungen verstärkt Fragen sozialer Aus-
grenzung. Siehe beispielhaft Hanesch et al. (1994), Hanesch/Krause/Bäcker (2000), Hauser/Cremer-
Schäfer/Nouvertné (1986), Hauser et al. (1993), Hübinger/Neumann (1997), Leibfried/Voges (1992). Zu
den Initiativen aus dem parlamentarischen Raum vgl. die Übersicht in: Engels/Sellin (1999 a, S. 16 f.).
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erarbeiten ist. Die Vorbereitungen für den NAP 2003/2005 haben bereits begonnen, er
wird voraussichtlich im Sommer 2003 vorgelegt.

Beide Berichte hängen eng miteinander zusammen und weisen vielfach Schnittstellen

auf, sind aber von Aufgabenstellung und Zielsetzung her dennoch unterschiedlich. 3) So
ist die Armuts- und Reichtumsberichterstattung bislang eher retrospektiv angelegt, mit
dem Schwerpunkt auf einer Analyse der sozialen Lage und der durch die Bundesregie-
rung bereits ergriffenen Maßnahmen zur Armutsbekämpfung. Der NAP'incl. ist dagegen
vor allem prospektiv ausgerichtet, sein Schwerpunkt liegt auf der Beschreibung geeigne-
ter Strategien und Maßnahmen. Der erste Nationale Aktionsplan bezog sein analytisches
Fundament aus der Armuts- und Reichtumsberichterstattung und orientierte sich in
seinem Aufbau an den für die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung in Nizza
vereinbarten Zielen.

Die 2001 bestehende weitgehende zeitliche Parallelität von Armuts- und Reichtums-
bericht und Nationalem Aktionsplan war bei der Erstellung des NAP'incl. von Vorteil, da
auf die Ergebnisse des Armuts- und Reichtumsberichts Bezug genommen werden
konnte. Beim nächsten NAP'incl. im Jahr 2003 wird man nicht auf diese parallelen Vorar-
beiten zurückgreifen können. Nicht zuletzt deshalb wird eine besondere Herausforde-
rung darin liegen, die geeigneten Datenquellen für eine Fortschreibung der Daten der
Berichte des Jahres 2001 bereitzustellen.

Bei den Diskussionen auf europäischer Ebene über die Ziele und Strukturen des nächs-
ten NAP 2003/2005 deutet sich an, dass mehr Flexibilität im Hinblick auf nationale
Schwerpunkte möglich sein wird. Somit dürfte auch die inhaltliche Struktur zwischen der
primär von der Analyse der Lebenslagen ausgehenden Gliederung der Armuts- und
Reichtumsberichterstattung und der an Maßnahmen und Betroffenengruppen ausge-
richteten Struktur des NAP'incl. stärker zu synchronisieren sein.

2 Zentrale Aspekte der Armuts- und Reichtumsberichterstattung

Beim Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung handelt es sich, ausgehend
von einzelnen Lebenslagen der Menschen, um einen Bericht im Sinne einer breit gefä-
cherten Sozialberichterstattung. Der Schwerpunkt des ersten Berichts lag auf Analyse
der sozialen Wirklichkeit in einem festgelegten Zeitraum (bis 1998) mit dem Fokus auf
Armut und soziale Ausgrenzung auf der einen sowie privilegierte Lebenslagen auf der
anderen Seite.

Ausgehend von dieser durch wissenschaftliche Untersuchungen und umfangreiches
statistisches Material fundierten Bestandsaufnahme wurden auch die Maßnahmen dar-
gestellt, die die Bundesregierung mit der Zielsetzung der Bekämpfung von Armut und
sozialer Ausgrenzung ergriffen hat. Die analytische Perspektive der Armuts- und Reich-
tumsberichterstattung ist — wie eingangs erwähnt — zunächst vor allem retrospektiv aus-
gerichtet, die Darstellung der ergriffenen Maßnahmen reicht jedoch bis an den aktuellen
Rand. Darüber hinaus soll der Bericht mit seinen Befunden politische Denkprozesse und
Diskussionen anstoßen. Inwieweit diese Prozesse wiederum in politisches Handeln
wirken, lässt sich erst in folgenden Berichten darlegen.

3) Vgl. hierzu auch Semrau/Müllenmeister-Faust (2002).
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Abbildung 1

Aufgaben der Armuts- und Reichtumsberichterstattung

Analyse	 Entwicklung politischer

Armut und Unterversorgung	
Instrumente

Strukturen der	 Bekämpfung von Armut und
Reichtumsverteilung	 Vermeidung sozialer Spreizung

fi

Controlling

Wirkungsweise und Effektivität politischer Instrumente und Maßnahmen

Als Teil des politischen Berichtswesens steht die Armuts- und Reichtumsberichterstat-

tung in mehrfacher Hinsicht in unmittelbarem Kontext politischen Handelns: Auf der

einen Seite sind die faktischen Lebensverhältnisse durch die Folgen politischen Han-

delns geprägt. Auf der anderen Seite geben die im Rahmen der Berichterstattung analy-

sierten Sachverhalte Anlass zu politischem Handeln. Für die Armuts- und Reichtums-

berichterstattung lassen sich drei zentrale Aufgaben beschreiben: Im Idealfall liefert die

Berichterstattung erstens eine auf empirischer Deskription aufbauende Analyse von ma-

terieller Armut und Unterversorgung bzw. von Strukturen der Reichtumsverteilung, aus

der zweitens politische Handlungskonzepte und Strategien folgen. Nach Umsetzung die-

ser Konzepte wären drittens im Sinne eines „Controlling" die Effekte der veränderten

Praxis und die Wechselwirkungen von Deskription, Analyse und Handlungskonzepten

einer erneuten Bestandsaufnahme zu unterziehen.

Die nationale Armuts- und Reichtumsberichterstattung steht in Deutschland noch am

Anfang. Ihr Programm ist mit einiger Berechtigung als anspruchsvoll zu bezeichnen. 4)

Dies ergibt sich vor allem aus der Erweiterung der Perspektiven der Armutsforschung um

Reichtumsaspektes ) und aus der Anforderung, Konzepte von Armut und Unterversorgung

mit Dimensionen sozialer Ausgrenzung und gesellschaftlicher Teilhabe in Einklang zu

bringen. 6)

4) Dies wurde in den (fach-)öffentlichen Reaktionen auf den 1. Armuts- und Reichtumsbericht auch weit-
gehend anerkannt. Vgl. hierzu u.a. Hanesch (2001), Hauser (2001), Hengsbach (2001).

5) Vgl. hierzu vor allem Huster/Eißel (2001).

6) Vgl. Böhnke (2001).
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Die Begriffe „Armut" und „Reichtum" entziehen sich wegen ihrer Vielschichtigkeit einer
allgemeingültigen Definition. Trotzdem ist es möglich, ein differenziertes Bild über die
Gesellschaft, über soziale Ungleichheit, über die Ausprägungen sozialer Ausgrenzung,
über Armut und Reichtum als Extreme der Wohlstandsverteilung zu zeichnen. Armut wird
dabei in engem Zusammenhang mit sozialer Ausgrenzung und mangelhaften Verwirk-

lichungschancen 7) gesehen. Armut im Sinne sozialer Ausgrenzung und nicht mehr ge-
währleisteter Teilhabe liegt dann vor, wenn die Handlungsspielräume von Personen in
gravierender Weise eingeschränkt und eine gleichberechtigte Teilhabe an den Aktivitä-

ten und Lebensbedingungen der Gesellschaft ausgeschlossen sind. 8) Der Berichterstat-
tung in Deutschland liegt damit ein Verständnis zugrunde, das dem Ansatz der „social
exclusion" bzw. der „social inclusion" in der Armutsbekämpfungspolitik der EU ent-

spricht. 9)

Dem ersten Armuts- und Reichtumsbericht lag die Annahme zugrunde, dass — trotz vieler
offener konzeptioneller und empirischer Fragen — der Lebenslagenansatz dem mehr-
dimensionalen Charakter von Armut und Reichtum und der Komplexität sozialer Aus-

grenzung am besten gerecht wird. 10) Der Lebenslagenansatz berücksichtigt die indivi-
duelle Ausfüllung des Spielraums, der durch äußere Umstände bestimmt ist. Im Rahmen
einer differenzierten Armuts- und Reichtumsberichterstattung wird nicht ausschließlich
nach den verfügbaren Ressourcen gefragt, sondern auch danach, was die Menschen
damit und daraus machen, also wie die tatsächliche Versorgungslage von Personen und
Haushalten ist. Im Vordergrund der Berichterstattung stehen dabei insbesondere
folgende Dimensionen:

1. Einkommen und Vermögen. Hierbei ist auch die ökonomische und soziale Situation
von Sozialhilfeempfängern einbezogen.

2. Bildung,

3. Teilnahme am Erwerbsleben,

4. Zusammenhänge von Armut und gesundheitlicher Situation bzw. -versorgung, vor
allem auch die Situation behinderter und pflegebedürftiger Menschen, sowie die

5. Wohnsituation.

Diese Lebenslagen werden mit spezifischen Querschnittsanalysen, etwa der Situation
von Familien oder Zuwanderinnen und Zuwandern, und der Fokussierung auf Problem-
kumulationen verzahnt.

7) Zum Konzept der Verwirklichungschancen vgl. ausführlich Sen (1985, 1992, 1999 a, 1999 b).

8) Dieses Verständnis orientiert sich an einer Definition des Rates der EU aus dem Jahr 1984. Siehe Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften (1991).

9) Grundlage hierfür sind Artikel 136 und 137 des Amsterdamer Vertrags im Jahr 1997. Vgl. Deutscher Bun-
destag (1997). Nochmals konkretisiert wurde die Zielsetzung durch den Beschluss des Europäischen
Rates von Nizza im Jahr 2000. Vgl. Rat der Europäischen Union (2000).

10) Vgl. zur Methodik des Lebenslagensansatzes beispielhaft: Andreß (1999), Döring/Hanesch/Huster
(1990), Voges et al. (2001).
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Die Daten und Fakten des ersten Armuts- und Reichtumsberichts sollen an dieser Stelle

nicht mehr im Einzelnen rekapituliert werden. 11) Erwähnt sei lediglich, dass erstmals
von einer Bundesregierung konzediert wurde, dass das Phänomen sozialer Ausgrenzung
auch in einem wohlhabenden Land wie Deutschland anzutreffen ist und in fast allen
Lebensbereichen im Zeitraum bis 1998 soziale Ausgrenzung gewachsen ist und Vertei-
lungsgerechtigkeit abgenommen hat. Mit dieser Bestandsaufnahme korrespondieren
unmittelbar die von der Bundesregierung ins Zentrum einer auf Nachhaltigkeit angeleg-
ten Politik gerückten Strategien und Maßnahmen zur Armutsbekämpfung. Weil aber
Armut und soziale Ausgrenzung zumeist aus einer Anhäufung von Problemlagen resul-
tieren, sind die politischen Handlungsfelder und Lösungsansätze vielfältig und die damit
verbundenen Maßnahmen nicht immer direkt als „armutsbekämpfend" zu identifizieren.

Anforderungen an die zukünftige Armuts-
und Reichtumsberichterstattung

Der Deutsche Bundestag hat mit seinem Beschluss vom 19. Oktober 2001 die Anforde-
rungen an die zukünftige Armuts- und Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung

formuliert. 12) Hierbei sind vor allem folgende Aspekte von Bedeutung:

3.1 Verbesserung der Datenlage

Die Berichterstattung beruht aufgrund der Vielschichtigkeit des Phänomens sozialer

Ausgrenzung bisher auf unterschiedlichsten Datenquellen. 13) Es stellt sich in erster Linie
die Frage, ob und wie diese Informationen miteinander sinnvoll zu verknüpfen sind oder
die relevanten Informationen zu den von oben skizzierten zentralen Lebenslagen in einer
Erhebung zu bündeln sind. Dabei geht es um die Datenbasis für ein analytisches Vor-
gehen, wie es Professor Richard Hauser auf dem 1. Wissenschaftlichen Kolloquium zur
Armuts- und Reichtumsberichterstattung, das vom früheren Bundesministerium für
Arbeit und Sozialordnung am 30./31. Oktober 2002 durchgeführt wurde, sehr anschau-

lich beschrieben hat. 14) Stark verkürzt stellt sich das Procedere folgendermaßen dar:

Anhand des Nettoäquivalenzeinkommens wird zunächst eine „Armutsrisikogrenze" er-
mittelt, die die Bevölkerung in zwei Gruppen aufteilt, nämlich in eine Gruppe, die darun-

ter liegt und eine andere, die darüber liegt. 15) Die so unterteilten Gruppen werden dar-
aufhin untersucht, wie die Wohnsituation unterhalb und oberhalb dieser Grenze, wie der
Erwerbsstatus und der Bildungsstand ist, wie sich der Gesundheitszustand darstellt
oder wie hoch der Anteil der Sozialhilfeempfänger etc. ist. Kommen für die durch das

11) Zu den zentralen Ergebnissen des Berichts vgl. zusammenfassend Kuck-Schneemelcher/Müllenmeister-
Faust/Semrau (2001).

12) Vgl. Deutscher Bundestag (2001 a).

13) Zur Weiterentwicklung der empirischen Forschung und der Datengrundlagen vgl. u.a. Hauser/Becker
(2001), Hauser/Wagner (2001).

14) Vgl. Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung (2003).

15) Dabei ist zu beachten, dass sich durch scheinbar nebensächliche Verschiebungen einzelner Parameter
gravierende Änderungen bei der Analyse etwa von gruppenspezifischen Armutsrisiken ergeben können.
Zwangsläufig kann aus solch divergierenden Befunden auch unterschiedlicher politischer Handlungs-
bedarf abgeleitet werden. Hauser hat dieses Phänomen am Beispiel der Verwendung unterschiedlicher
OECD-SkaIen verdeutlicht. Vgl. Hauser (2001).
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Einkommen abgegrenzte Armutsrisikogruppe weitere Einschränkungen oder Benach-
teiligungen hinzu, besteht also eine Kumulation von — sich möglicherweise gegenseitig
verstärkenden — Armutsrisiken, manifestiert sich — statistisch gesehen — die Armuts-
betroffenheit der Haushalte. Das Ganze wäre jeweils nach Geschlecht, Haushaltstypen,
Inländer-Ausländer-Eigenschaft oder nach Altersgruppen durchzudeklinieren.

Es ist allerdings nicht zu erkennen, wie sich diese Analysen mit den verfügbaren amt-
lichen Statistiken derzeit durchführen lassen. Wünschenswert wäre daher eine reprä-
sentative Haushaltsstichprobe, die

ausreichend groß und differenziert ist und

die notwendigen Informationen zum Einkommen und Vermögen ebenso wie zu den
für die Berichterstattung relevanten Fragen etwa der Bildung, des Wohnens, der Ge-
sundheit, der Pflegebedürftigkeit und der Behinderung sowie des Migrationshin-
tergrunds bereitstellt.

Ähnlich wie beim Bericht des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung wird von der amtlichen Statistik für die Armuts- und Reich-
tumsberichterstattung und den Nationalen Aktionsplan — und dies in einer verbindlichen
zeitlichen Perspektive bis spätestens zum 3. Armuts- und Reichtumsbericht im Jahr 2008
— ein an den Bedürfnissen der Berichterstattung orientierter standardisierter Datensatz
benötigt,

1. der regelmäßig erhoben wird,

2. der statistisch gesichert und belastbar sein muss,

3. der zeitnah mit einem „time-lag" von höchstens zwei Jahren vorliegen muss, und

4. auf dem die Deskription im Rahmen der Berichterstattung beruhen kann.

Geradezu prädestiniert für diesen Zweck wäre eine weiterzuentwickelnde Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe (EVS), die mit ihren 70 000 Haushalten einen hinlänglichen
Stichprobenumfang bieten würde und die alle vier Jahre zeitnah zur Berichterstattung
durchzuführen wäre, für den Nationalen Aktionsplan ergänzt z.B. durch die jährlichen
Daten der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

Es sollten aber auch kurzfristig Schritte getan werden, um die Datengrundlagen zu
verbessern. So sollte der Turnus der für die Armuts- und Reichtumsberichterstattung
wichtigen amtlichen Erhebungen in eine bessere zeitliche Kongruenz mit der Bericht-
erstattung gebracht werden, um eine zeitnahe Datenbasis zu gewährleisten. So ist nach
unserer Ansicht sinnvoll und notwendig, die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
2008 auf das Jahr 2006 vorzuziehen und in der Folge den EVS-Turnus auf vier Jahre ge-

nerell zu verkürzen. 16) Auch sollten relevante Module des Mikrozensus, z.B. zur Behin-
derung oder zum Gesundheitszustand, entweder vom Erhebungsrhythmus an den Tur-
nus der Berichterstattung angepasst werden oder durch eine Verkürzung der Auswer-
tungszeit bzw. die Bereitstellung unterjähriger Ergebnisse aktuelle Daten gewährleistet

16) Das „Gesetz über die Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte" lässt in § 1, Nr. 2, aus-
drücklich zu, die Erhebung „in drei- bis fünfjährigen Abständen zu wiederholen". Vgl. Bundesgesetzblatt
(1961).
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sein. Undenkbar jedenfalls ist, dass im Armuts- und Reichtumsbericht 2004 etwa auf
Daten des Gesundheitsmoduls des Mikrozensus 1999 rekurriert wird.

Darüber hinaus wird zukünftig nach Wegen zu suchen sein, die vorhandenen Daten-
lücken, z.B. im Hinblick auf Migrantinnen und Migranten oder etwa bei Menschen in Ein-
richtungen, zu schließen oder zumindest zu verringern. Auch die Unterschiedlichkeit der
Datenlage bzw. -qualität spielt mit Blick auf die beschriebenen Lebenslagendimensio-
nen immer wieder eine wichtige Rolle. So sind die Möglichkeiten zur Erhebung repräsen-
tativer haushalts- bzw. personenbezogener Daten z.B. im Hinblick auf die Dimension
„Gesundheit" bislang sehr viel begrenzter als bei der Dimension „Einkommen". Diese
Schieflage gilt es abzubauen.

Auch fehlen vielfach verlässliche Daten zu den unteren und oberen Rändern der Vertei-
lung. Naturgemäß problematisch gestaltet sich dies vor allem bei Menschen in verdeck-

ten Armutslagen 17) und in extremer Armut. Hier wurden von Seiten der Bundesregierung
Forschungsprojekte auf den Weg gebracht, um zu Fortschritten zu kommen. Besonderes
Augenmerk kommt in diesem Zusammenhang dem Aspekt der Wohnungslosigkeit zu.
Nach Machbarkeitsstudie und Testerhebung sind nun die konkreten Rahmenbedingun-
gen für eine bundesweite Wohnungsnotfallstatistik durch das Statistische Bundesamt
zu umreißen, um zu weiterführenden Entscheidungen zu kommen.

Abbildung 2
Essentials des Beschlusses des Deutschen Bundestags vom 19.10.2001
zur Armuts- und Reichtumsberichterstattung

Eckpunkte der Armuts- und Reichtumsberichterstattung

• Vorlage eines regelmäßigen Armuts- und Reichtumsberichts zur Mitte der Wahlperiode

• Verstetigung des bisherigen Verfahrens

4 Verbesserung der öffentlichen Datenlage, besonders zu Wohnungslosigkeit, zu extremer
und verdeckter Armut, zum Niedriglohnsektor, zur „Vererbbarkeit" von Lebenslagen, zur
Fluktuation in und aus der Sozialhilfe, zu hohen Einkommen sowie zur Entwicklung des
Vermögens

4 Verbesserung des wissenschaftlichen Forschungsstands

4 Nutzung des Berichts als Instrument zur Überprüfung der Politik (Wirkungskontrolle)

• Darstellung der Situation der Menschen in besonderen Lebenslagen im Zusammenhang

4 Verankerung des Ziels der Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung im Sinne des
„Mainstreaming"-Prinzips

Nicht zu bestreiten ist, dass es trotz aller Bemühungen zu einem konsistenten empiri-
schen Gesamtbild der Vermögensverteilung und ihrer Entwicklung noch ein weiter Weg
ist. Eine Beschreibung und Analyse von Reichtum scheitert bislang am Fehlen von Da-
tenquellen, die ein umfassendes Bild ermöglichen würden: Ein Defizit liegt in der Erfas-
sung sehr hoher Einkommen, etwa bei der EVS, die nur Einkommen bis 35 000 DM er-

17) Siehe hierzu ausführlicher Engels/Sellin (2001), Berntsen et al. (2001).
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fasst, oder beim Mikrozensus, der Einkommen nur klassifiziert und oberhalb von 35 000

DM nur in einer offenen Klasse ausweist. 18) Im Hinblick auf Vermögensbestände ist im-
mer wieder auf die unbefriedigende Datenlage und auch z.B. die Problematik der Nach-
weisquote der EVS hingewiesen worden, die wahrscheinlich kaum zwei Drittel des
volkswirtschaftlich vorhandenen Privatvermögens umfasst.

3.2	 Verbreiterung der methodisch-konzeptionellen Grundlagen

Die nationale Armuts- und Reichtumsberichterstattung wird zukünftig wissenschafts-
theoretisch und empirisch auf ein breiteres Fundament zu stellen sein. Die theoretische
und methodische Ausgestaltung des Lebenslagenansatzes bedarf der intensiven Dis-

kussion und Fortentwicklung. 19) Insbesondere die Erfassung und Darstellung einzelner
Lebenslagenaspekte und die Entwicklung geeigneter Indikatoren für Unter- bzw. Über-
versorgungslagen bleiben klärungsbedürftig. Hierüber und zu den anderen wichtigen
methodischen Fragen der Berichterstattung steht die Bundesregierung in ständigem
Dialog und im Austausch mit der Wissenschaft. So beschäftigte sich das bereits er-
wähnte 1. Wissenschaftliche Kolloquium des früheren Bundesarbeitsministeriums in-
tensiv mit Fragen der methodisch-konzeptionellen Fundierung der Berichterstattung, mit
der Wirkungskontrolle und mit der Entwicklung geeigneter Indikatoren.

3.3	 Implementierung von Wirkungsanalysen in die Berichterstattung

und Berücksichtigung des Mainstreaming-Prinzips

Eine — wissenschaftlich fundierte — Wirkungskontrolle soll zukünftig stärker Analyse-
und Maßnahmenteil der Berichterstattung ergänzen. Im Rahmen einer Perspektivstudie
wird derzeit versucht, Rahmenbedingungen und konzeptionelle Eckpunkte für dieses
„Controlling" zu umreißen. Hierauf wird später noch einmal zurückgekommen. Darüber
hinaus wird das Ziel der Bekämpfung der Armut und der sozialen Ausgrenzung im Sinne
des „Mainstreaming"-Prinzips, wie es im Zusammenhang mit der offenen Methode der
Koordinierung zwischen den EU-Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung von Armut und
sozialer Ausgrenzung und dem Nationalen Aktionsplan vorgesehen ist, im Rahmen des
interministeriellen Koordinierungsprozesses Berücksichtigung finden.

4	 Die Aufgaben des Nationalen Aktionsplans zur Bekämpfung
von Armut und sozialer Ausgrenzung

Die nationale Armuts- und Reichtumsberichterstattung steht in engem Zusammenhang
mit den Bemühungen der Armutsbekämpfung auf europäischer Ebene im Rahmen der of-
fenen Methode der Koordinierung. Dieses Verfahren dient im Wesentlichen dem Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten der EU und der Identifi-
zierung vorbildlicher Verfahren im Sinne der „best practices". Sie beinhaltet die Erstel-
lung der „Nationalen Aktionspläne" zur Umsetzung der zuvor — freiwillig — vereinbarten

18) Zu den Möglichkeiten der Lohn- und Einkommensteuerstatistik in diesem Zusammenhang vgl. ausführ-
lich Merz (2001), Merz/Zwick (2001).

19) Hiermit beschäftigte sich auch ein Symposium des Bundesarbeitsministeriums „Perspektiven der Armuts-
und Reichtumsberichterstattung" am 13. Dezember 2001 in Berlin. Siehe Engels/Ridder (2002).
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gemeinsamen Ziele. Zur Messung der erzielten Fortschritte sollen gemeinsame Indikato-

ren vereinbart werden. 20)

Die vom Europäischen Rat in Nizza im Dezember 2000 vereinbarten gemeinsamen Ziele
sollen hier nicht im Einzelnen erläutert werden. An dieser Stelle nur soviel: Das im Zu-
sammenhang mit dem NAP'incl. praktizierte Verfahren der offenen Methode der Koordi-
nierung bietet eine gute Grundlage für die Politik zur Förderung des sozialen Zusam-
menhalts in der EU. Gleichzeitig bleibt, und dies ist nicht nur für die Bundesregierung,
sondern auch für die Bundesländer von erheblicher Bedeutung, genügend Flexibilität für
regional und lokal unterschiedliche Strategien bei der Bekämpfung von Armut und sozi-
aler Ausgrenzung.

Die Bundesregierung hat, ebenso wie die anderen Mitgliedstaaten der EU, im Frühsom-
mer 2001 den „Nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung von Armut und sozialer Aus-

grenzung 2001 — 2003" vorgelegt. 21) Der NAP'incl. ist wie erwähnt — und dies macht den
grundlegenden Unterschied zur nationalen Armuts- und Reichtumsberichterstattung aus
— vor allem prospektiv, also zukunftsgerichtet, und stärker maßnahmenorientiert.

Der erste deutsche „Nationale Aktionsplan" konnte auf die aktuellen Befunde des ersten
Armuts- und Reichtumsberichts zurückgreifen. Entsprechend der vom Europäischen Rat
in Nizza vereinbarten gemeinsamen Ziele aller EU-Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung
von Armut und sozialer Ausgrenzung setzte der NAP'incl. folgende inhaltliche Schwer-
punkte:

Integration in den Arbeitsmarkt und Qualifizierung,

Vereinbarkeit von Beruf und Familie,

Hilfe für besonders gefährdete Personengruppen,

Verbesserung der Effektivität und Zielgenauigkeit der Hilfe.

Dabei stellte sich für den NAP'incl. eine Problematik, die auch beim Armuts- und Reich-
tumsbericht zu beobachten war, in noch gravierenderem Maße: Da Armut und soziale
Ausgrenzung aus einer Vielzahl von Problemlagen resultieren, sind auch die politischen
Lösungsansätze und Handlungsfelder vielschichtig. Entsprechend der Erkenntnis, dass
soziale Ausgrenzung ein mehrdimensionales Phänomen ist, bündelt der NAP'incl. —
auch im Sinne eines präventiven Ansatzes — verschiedenste politische Maßnahmen, die
sich auf den ersten Blick zum großen Teil nicht unmittelbar mit der Armutsbekämpfung
im engeren Sinne befassen.

Während sich der Armuts- und Reichtumsbericht dabei auf die Bundesebene und die Zu-
ständigkeit der Bundesregierung beschränkt, dokumentiert der NAP'incl. in Überein-
stimmung mit dem vierten Hauptziel die Anstrengungen aller relevanten Akteure — d.h.
die Aktivitäten von Bund, Ländern und Gemeinden und den Beitrag der Sozialpartner,
Wohlfahrtsverbände und anderer Nichtregierungsorganisationen. Weil vor allem die
kommunale Ebene und die Wohlfahrtsverbände den unmittelbaren Zugang zur Praxis
haben, ist die Palette der Maßnahmen und Aktivitäten deutlich praxis- und anwen-
dungsorientierter ausgestaltet.

20) Vgl. Atkinson et al. (2002).

21) Deutscher Bundestag (2001 b).
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Für den nächsten NAP'incl. zeichnet sich ab, dass neben den allgemeinen gemeinsamen
Zielen, die weiterhin im Wesentlichen auf den Vereinbarungen von Nizza beruhen
werden, wiederum vor allem im Bereich der „policy measures" gezielt Schwerpunkte ge-
setzt werden können. Der derzeitige Diskussionsstand innerhalb der Bundesregierung
deutet auf vier thematische Schwerpunkte für den NAP 2003/2005 hin:

Integration von behinderten Menschen,

Arbeitsmarktintegration von Problemgruppen,

familienpolitische Aspekte und die Verbesserung der Situation von Kindern,

Integration von Menschen mit Migrationshintergrund.

In diesem Zusammenhang wird auch zu prüfen sein, ob und welche quantifizierbare
Ziele bei der Armutsbekämpfung zu benennen sind, wie dies die EU von den Mitglied-
staaten fordert.

5 Wirkungskontrolle als Schnittstelle zwischen Berichterstattung
und Politik

Der erste Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung und der erste Nationale
Aktionsplan sind Grundsteine eines Berichtssystems zur sozialen Ausgrenzung, das es
zukünftig zu verstetigen und mit weiterem Leben zu füllen gilt. Dabei wird der Aspekt der
„Wirkungskontrolle" vor allem ins Blickfeld der weiter gehenden Berichterstattung

rücken. 22)

Jenseits einer Reihe vor allem methodischer Probleme 23) geht es im Kern darum, ob und
wie über die — häufig praktizierte — politische Begründung eines „Wirkungszusammen-
hanges" hinaus der Schritt zu einer empirischen Begründbarkeit im Sinne eines wissen-
schaftlich fundierten Evaluationsprozesses zu leisten ist. So ist etwa in einzelnen politi-
schen Handlungsfeldern zu überprüfen, inwieweit politische Programme und Maßnah-
men den Aspekt der Armutsbekämpfung berücksichtigen und zu einer Reduktion von
Armut, Ungleichheit oder Verteilungsspreizungen beitragen. Eine Wirkungsanalyse hätte
die Effekte politischer Praxis anhand geeigneter Indikatoren zu evaluieren und nach Ab-
lauf eines bestimmten Zeitraums Erfolge und Misserfolge von Maßnahmen zu resümie-
ren.

Eine wichtige Frage dabei ist, ob entsprechende Daten zur Verfügung stehen bzw. wie sie
bereitzustellen sind, um die Auswirkungen zielgenau zu dokumentieren und ihre empiri-
sche Überprüfung zu ermöglichen. Die Einführung der Grundsicherung etwa im Rahmen
der Rentenreform als gezielte Maßnahme zur Verhinderung von verschämter Armut im
Alter und die gleichzeitige Dokumentation durch die Grundsicherungsstatistik oder die
Berichte und die Evaluationsforschung im Rahmen des neuen SGB IX sind Schritte, den
Anforderungen einer wissenschaftlichen Evaluation verstärkt Rechnung zu tragen.

22) Von Seiten der Wissenschaft wird die Notwendigkeit einer integrierten Sicht, in der die politische Bericht-
erstattung mit der Wirkungsforschung verknüpft wird, seit längerem artikuliert. Vgl. beispielhaft in:
Engels/Sellin (1999 b, S. 47 f.).

23) Vgl. Schmidt et al. (2001, S. 28 ff.). Die Autoren verdeutlichen anhand der Arbeitsmarktpolitik beispiel-
haft die grundsätzlichen Schwierigkeiten bei der Evaluation politischer Konzepte und Maßnahmen.
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Im Zusammenhang mit der weiteren Konkretisierung dieser Wirkungskontrolle sind ab-
sehbar noch erhebliche Forschungsanstrengungen notwendig, um den skizzierten An-
sprüchen gerecht werden zu können. Das frühere Bundesarbeitsministerium hat daher
im Sommer 2002 eine „Perspektivstudie" zu den Möglichkeiten der Realisierung dieser
Wirkungskontrolle von Maßnahmen zur Armutsbekämpfung auf den Weg gebracht. Hier-
bei geht es vor allem um die Entwicklung einer tragfähigen theoretischen und konzepti-
onellen Basis für eine begleitende Wirkungsforschung und die Umsetzung einer wissen-
schaftlich fundierten Wirkungskontrolle.

Indikatoren für soziale Ausgrenzung

Für die zukünftige Armuts- und Reichtumsberichterstattung und damit auch für weitere
Nationale Aktionspläne ist die methodische und theoretische Weiterentwicklung der Be-
richterstattung von besonderer Bedeutung. So ist etwa zu klären, wie eine Überschnei-
dung bzw. eine Kumulation verschiedener Formen von Unterversorgung zu analysieren
und zu bewerten ist und wie beides im Verhältnis zueinander steht. Auch ist der Frage
nachzugehen, inwieweit sich soziale Ausgrenzung und knappe materielle Ressourcen
gegenseitig bedingen, ob etwa relative Einkommensarmut notwendigerweise mit sozi-
aler Ausgrenzung verbunden ist und umgekehrt.

Schließlich ist zu bestimmen, wie soziale Ausgrenzung in verschiedenen Lebensberei-
chen gemessen werden soll und ob bzw. welche Indikatoren hierfür in Frage kommen.
Am Ende des Prozesses sollte idealtypisch ein in sich konsistentes Konzept und diffe-
renziertes Indikatorenset stehen. Dies setzt jedoch eine Klärung darüber voraus, welche
Indikatoren überhaupt einfließen sollen und wie diese zu gewichten sind.

Für die Berichterstattung in Deutschland ist dabei die Gesamtschau der Lebenslagen

und das ggf. kumulierende Zusammenwirken einzelner Faktoren maßgeblich 24) , die Un-
gleichheit demonstrieren und soziale Ausgrenzung bzw. Privilegierung ausmachen. In
diesem Sinne stellen Armut und Reichtum zwei Pole einer Bandbreite von „Verwirk-
lichungschancen" dar: Auf der einen Seite steht Armut im Sinne einer (ggf. mehrfachen
und andauernden) Einschränkung von Verwirklichungschancen. Auf der anderen Seite
ist ein Reichtum an Verwirklichungschancen auszumachen, dessen Grenzen nur punk-
tuell oder gar nicht erreicht werden.

Auf der europäischen Ebene sind in dem im Dezember 2001 auf dem Gipfel in Laeken 25)

gebilligten „Stanton-Bericht" Indikatoren benannt, die Grundlage für die Beschreibung
von sozialer Ausgrenzung und Armutstendenzen im Rahmen der „Nationalen Aktions-
pläne" sind und auch in die Armuts- und Reichtumsberichterstattung in Deutschland
Eingang finden. Mit diesen Indikatoren werden wie bereits ausgeführt keine starren Ar-
mutsgrenzen festgelegt, es wird vielmehr die Identifizierung von Personengruppen er-
leichtert bzw. ermöglicht, die einem Armutsrisiko ausgesetzt sind. Wenn in mehreren
Lebenslagendimensionen Unterversorgung und Mangellagen, fehlende Teilhabe und

24) Vgl. hierzu auch Atkinson et al. (2002, S. 73 Q.

25) Zu den Beschlüssen des Gipfels von Laeken vgl. Rat der Europäischen Union (2001).
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Ausgrenzung zu beobachten sind, sich die Personen sozusagen in einem „Armutskorri-

dor" bewegen, kann ein erhöhtes Armutsrisiko angenommen werden. 26)

Auf der EU-Ebene wurden bislang 18 Indikatoren vereinbart:

„Primärindikatoren" sind eine begrenzte Zahl von Leitindikatoren, die die großen
Bereiche abdecken, die als wichtigste Elemente der Ursachen sozialer Ausgrenzung
angesehen werden. Es handelt sich um zehn Indikatoren für die Bereiche Einkom-
mensarmut, Arbeitslosigkeit, mangelnde Bildung, schlechte Gesundheit und regio-
naler Zusammenhalt.

Die acht „Sekundärindikatoren" sollen die Leitindikatoren ergänzen und unterstüt-
zen. Sie betreffen nur drei Bereiche, nämlich die Einkommensverteilung (fünf Indi-
katoren), Arbeitslosigkeit (zwei Indikatoren) und Bildung (ein Indikator).

Es bleibt aber festzuhalten, wie dies im Übrigen der Stanton-Bericht auch macht, dass
die Indikatoren-Liste der EU weder den Anspruch auf Vollständigkeit noch auf Endgül-
tigkeit haben kann. Kritisch anzumerken ist die unterschiedliche Qualität und Ausdiffe-
renzierung bei den monetären Indikatoren und nicht-monetären Indikatoren, z.B. im
Hinblick auf Erwerbstätigkeit oder Bildungsstand. Daher ist die Beschreibung von
Armutsrisiken auf Personen- und Haushaltsebene derzeit nur für den Einkommens-
bereich aussagekräftig. Andere Indikatoren geben lediglich Auskünfte auf der Makro-
ebene, z.B. zur Lebenserwartung. Eine vertiefende Analyse solcher Indikatoren auf der
individuellen Ebene muss diese Indikatoren in Zusammenhang mit anderen Lebens-
bedingungen, etwa mit der Einkommenssituation oder der Art der Erwerbstätigkeit,
stellen. Hier ist, wie bereits dargelegt, eine Datenbasis Voraussetzung, die eine ver-
knüpfende Betrachtungsweise einzelner Indikatoren ermöglicht.

Betrachtet man die in Laeken gebilligten Primär- und Sekundärindikatoren mit Blick auf
den 1. Armuts- und Reichtumsbericht, ist festzustellen, dass der überwiegende Anteil
dieser Indikatoren bereits in dem Bericht zur Anwendung gekommen und zukünftig zu
vervollständigen ist. Es ist erforderlich, diese Indikatoren auch im NAP'incl 2003/2005
zu verwenden. Darüber hinaus sind ggf. weitere qualitative (nicht-monetäre) Indikatoren
in die Diskussion auf EU-Ebene einzubringen.

Für den nächsten NAP'incl. ist aber vordringlich zu klären, auf welcher Datengrundlage
die Indikatoren ermittelt werden sollen und ob die amtliche Statistik die notwendigen
Daten bis zum aktuellen Rand zur Verfügung stellen kann. Offensichtlich ist in diesem
Zusammenhang aber, dass die Daten des Europäischen Haushaltspanels (ECHP) aus vie-
lerlei Gründen kaum in Betracht kommen können. Jenseits aller methodischen Probleme
und der Bedenken wegen der Stichprobengröße des ECHP sind für den Berichtszeitraum
des NAP von 2003 bis 2005 die wahrscheinlich hierfür bereitstehenden Daten aus dem
Jahr 1999 nicht vertretbar. Schon der im Jahr 2001 vorgelegte 1. Armuts- und Reich-
tumsbericht basierte auf Daten des Jahres 1998, so dass für den NAP'incl. mindestens
der Zeitraum bis zum Jahr 2000, im idealen Fall bis 2001, abgedeckt werden müsste.

Auf einer dritten Ebene können die Mitgliedstaaten noch weitere Indikatoren, so ge-
nannte „Tertiärindikatoren" festlegen, um spezifische Aspekte in bestimmten Bereichen

26) Vgl. hierzu Social Protection Committee (2001) und Kommission der Europäischen Gemeinschaften,
Eurostat (2002).
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darzustellen und zur Interpretation der Primär- und Sekundärindikatoren beizutragen.
Diese Tertiärindikatoren sollen aber nicht auf EU-Ebene harmonisiert werden. Während
die Primär- und Sekundärindikatoren dadurch geprägt sind, dass sie konsensfähig, ein-
fach und international anwendbar sein müssen, bietet die dritte Ebene die Chance, dif-
ferenzierte Indikatoren zu entwickeln.

Der erste deutsche NAP'incl war naheliegenderweise stark an maßnahmenbezogenen
Indikatoren orientiert (z.B. Umfang von Beschäftigungsmaßnahmen, Bezug und Leis-
tungsvolumen von Kindergeld, Wohngeld, Pflegegeld, Ausbildungsförderung etc.), wäh-
rend deskriptive Indikatoren lediglich inzident referiert wurden (Arbeitslosenquoten,
Erwerbspersonenpotenzial bei Sozialhilfeempfängern, Kinderbetreuungsplätze etc.).

Der NAP'incl und auch vor allem der 1. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung andererseits enthalten Indikatoren, die als Indikatoren der dritten Ebene verstan-
den werden können. Im Zusammenhang mit dem NAP'incl. 2003/2005 ist der Diskussi-
ons- und Klärungsprozess innerhalb der Bundesregierung zu den Tertiärindikatoren in
Gang gekommen. Hierbei wird insbesondere im Blick zu halten sein, dass die Daten-
basis der Tertiärindikatoren gesichert ist. Die Bundesregierung wird die relevanten Ak-
teure auf nationaler Ebene aus Wissenschaft und gesellschaftlichen Organisationen in
den notwendigen weiteren Diskussionsprozess intensiv einbeziehen.

7 Fazit
Nationale Armuts- und Reichtumsberichterstattung ist eine notwendige, wenn auch zum
jetzigen Zeitpunkt naheliegenderweise noch nicht hinreichend ausgestattete Grundlage
für ebenso vorbeugende wie nachhaltige Strategien der Armutsbekämpfung und somit
auch für den „Nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgren-
zung".

Für die Armuts- und Reichtumsberichterstattung und den Nationalen Aktionsplan gilt:
Sie haben unterschiedliche Ausgangsvoraussetzungen und divergierende Zielrichtun-
gen. Die Armuts- und Reichtumsberichterstattung ist dem Grunde nach retrospektiv an-
gelegt, mit dem Schwerpunkt einer regelmäßigen Analyse der sozialen Lage und der
durch die Bundesregierung bereits ergriffenen Maßnahmen zur Armutsbekämpfung.

Der Nationale Aktionsplan ist dagegen prinzipiell prospektiv, also zukunftsgerichtet, und
auf vor allem solche Strategien und Maßnahmen orientiert, die in Deutschland umge-
setzt werden sollen. Da beim nächsten NAP'incl. im Jahr 2003 nicht auf die Vorarbeiten
des Armuts- und Reichtumsberichts zurückgegriffen werden kann, stellt sich die Frage,
auf welcher Datengrundlage dieser NAP'ncl. beruhen wird und wie die Daten der Berichte
des Jahres 2001 fortzuschreiben sind. Zu klären ist hier aber auch, auf welcher Daten-
grundlage dies erfolgen und ob die amtliche Statistik die notwendigen Daten bis zum
aktuellen Rand zur Verfügung stellen kann. Wegen ihrer fehlenden Aktualität dürften die
voraussichtlich aus dem Jahr 1999 bereitstehenden Daten des ECHP hierfür kaum in Be-
tracht kommen, für den NAP'incl. müsste mindestens der Zeitraum bis zum Jahr 2000,
im idealen Fall bis 2001, abgedeckt werden.

Generell ist für die Armuts- und Reichtumsberichterstattung und für die Nationalen Akti-
onspläne zu klären, welche Indikatoren zukünftig einfließen sollen und wie diese zu
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gewichten sind, um die Deskription und Analyse — auch in nicht-monetären Bereichen —
objektiv und nachvollziehbar zu leisten. Hierbei sind insbesondere solche Indikatoren
einzubeziehen, die auch zur Darstellung politischer Maßnahmen bei der Bekämpfung
von Armut und sozialer Ausgrenzung in Deutschland geeignet sind.

Der überwiegende Anteil der in Laeken gebilligten Primär- und Sekundärindikatoren ist
im 1. Armuts- und Reichtumsbericht bereits zur Anwendung gekommen und ist zukünftig
zu vervollständigen. Es ist erforderlich, diese Indikatoren auch im NAP'incl 2003/2005
zu verwenden. Im Hinblick auf die Tertiärindikatoren, die ergänzend auf der nationalen
Ebene beschlossen werden sollen, werden bis Frühjahr 2003 entsprechende
Festlegungen erforderlich, da sie beim nächsten NAP'incl. einbezogen werden sollen.

Für die Zukunft ist vor allem eine Verbesserung der Datenlage und der Methoden der

Messung von Armut und Reichtum 27) notwendig. So ist es trotz aller Bemühungen zu
einem konsistenten empirischen Gesamtbild vor allem wegen der fehlenden Erfassung
sehr hoher Einkommen und Vermögensbestände noch ein weiter Weg. Auch beruht die
Berichterstattung bisher auf unterschiedlichsten Datenquellen. Es wird weiterhin nach
Wegen zu suchen sein, die unzweifelhaft vorhandenen Datenlücken zu schließen oder
zumindest zu verringern. Wünschenswert wäre eine mit der Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe (EVS) vergleichbare repräsentative Haushaltsstichprobe, die aus-
reichend groß und differenziert ist und die notwendigen Informationen zu den für die Be-
richterstattung relevanten Fragen bereitstellt. Benötigt wird für die Berichterstattung ein
an den Bedürfnissen der Berichterstattung orientierter standardisierter Datensatz, der
regelmäßig erhoben wird, statistisch gesichert und belastbar sein und zeitnah mit einem
„time-lag" von höchstens zwei Jahren vorliegen muss.

Eine — wissenschaftlich fundierte — Wirkungskontrolle soll zukünftig stärker den Ana-
lyse- und Maßnahmenteil der Berichterstattung ergänzen. Es stellen sich noch eine
Reihe methodischer Probleme, wie zu überprüfen ist, inwieweit politische Programme
und Maßnahmen den Aspekt der Armutsbekämpfung berücksichtigen und zu einer Re-
duktion von Armut, Ungleichheit oder Verteilungsspreizungen beitragen.

Armuts- und Reichtumsberichterstattung bleibt für die Bundesregierung eine erklärter-
maßen wichtige Grundlage für eine zielgerichtete Politik, die soziale Ausgrenzung ver-
hindern will und gleichberechtigte Teilhabe zum Ziel hat. Die Berichterstattung von
Bund, Ländern, Kommunen und EU kann sich gegenseitig Impulse geben, ihre Standards
aneinander orientieren und somit eine gewisse Vergleichbarkeit ermöglichen.

27) Zu den methodischen Problemen der Armutsmessung vgl. Hauser (1997), Semrau/Stubig (1999).
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Aufbau eines sozio-ökonomischen Berichtssystems
für eine nachhaltige Gesellschaft

1	 Einleitung

Im Sommer 2001 wurde im Statistischen Bundesamt eine Projektgruppe zum Thema
„Aufbau eines sozio-ökonomischen Berichtssystems" eingerichtet. Das geplante Be-
richtssystem soll in sozio-ökonomischen Gesamtrechnungen die bisherige Entwicklung
der Gesellschaft beschreiben, im Rahmen von sozio-ökonomischen Modellrechnungen
Szenarien für eine nachhaltige gesellschaftliche Entwicklung aufzeigen und mit Nach-
haltigkeitsindikatoren die Unterschiede zwischen der gegenwärtigen Lage und einer
modellmäßig entwickelten zukunftsfähigeren Konstellation beschreiben.

Schwerpunkte der Projektarbeiten waren zunächst die Untersuchung bestehender An-
sätze für sozio-ökonomische Gesamtrechnungen und Überlegungen, in welcher Weise
diese Konzepte auf das deutsche Berichtssystem übertragbar sind. Besonders interes-
sant erschien der Ansatz des „System of Social and Demographic Statistics (SSDS)", der

von Richard Stone im Auftrag der Vereinten Nationen entwickelt wurde. 1 ) Für die detail-
lierte Analyse der Einkommensströme können die „Social Accounting Matrices (SAM)"
Vorbildcharakter haben, die vor allem von niederländischen Kollegen im Auftrag des
Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) weiterentwickelt wur-

den. 2 )

Parallel dazu wurden für das Berichtsjahr 1990 (früheres Bundesgebiet) „Prototypen" für
einzelne Module des Berichtssystems entwickelt und empirisch getestet. Grundlage war
dabei das „magische Dreieck" von Input-Output-Tabellen in Geld-, Zeit- und Mengen-

einheiten, das im Auftrag von Eurostat aufgestellt wurde. 3) Hilfreich war auch das Projekt
über die ökonomische Bedeutung von Kindern und jugendlichen, das vom Statistischen
Bundesamt im Auftrag des Deutschen Arbeitskreises für Familienhilfe durchgeführt

wurde. 4) Es erlaubte eine detaillierte Analyse von sozio-ökonomischen Haushaltstypen
im Rahmen von erweiterten Input-Output-Tabellen. Diese Berechnungen führten zu
sozio-ökonomischen Input-Output-Tabellen, in denen das gesamte Aktivitätsspektrum

der Bevölkerungsgruppen in den Mittelpunkt gerückt wird. 5 )

Methodische Überlegungen wurden auch im Kreis befreundeter Wissenschaftler auf den
Weimarer Kolloquien vorgestellt, die seit drei Jahren den Aufbau von Berichtssystemen

für eine nachhaltige Gesellschaft zum Thema haben. 6) Die Treffen dienten auch dazu,

*) Prof. Dr. Garsten Stahmer, Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, und Universität Heidelberg.

Der Autor dankt Ursula Kohorst und Alexander Opitz für ihre Unterstützung.

1) United Nations (1993). Siehe auch Stahmer (2002b).

2) Eurostat (2002a).

3) Stahmer/Ewerhart/Herrchen (2003). Siehe dazu Stäglin/Schintke/Ludwig (2002).

4) Stahmer/Mecke/Herrchen (2003).

5) Stahmer (2002a), Eurostat (2002b, Chapter 13).

6) Siehe Hartard/Stahmer/Hinterberger (2000), Hartard/Stahmer (2001, 2002).
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erste Netzwerke von Kooperationen für die Realisierung des sozio-ökonomischen Be-
richtssystems zu knüpfen. Es ist charakteristisch für die geplanten Arbeiten, dass sie in
starkem Maße auf der Zusammenarbeit verschiedener Institutionen beruhen sollen. Zur
Zeit wird zusammen mit den Bundesministerien überlegt, in welcher Weise bestehende
Forschungsverbunde mit dem Vorhaben des Statistischen Bundesamtes verknüpft wer-
den können, um eine gemeinsame Plattform für sozio-ökonomische Analysen erreichen
zu können.

Im vorliegenden Beitrag wird zunächst der Darstellungsgegenstand der geplanten Be-
richterstattung erläutert. Anschließend wird ein Überblick über die verschiedenen Teil-
bereiche des Berichtssystems gegeben. In einem weiteren Abschnitt wird auf mögliche
Zielvorgaben der sozialen Nachhaltigkeit eingegangen. Schließlich werden bestehende
und zukünftige Kooperationsformen angesprochen.

Darstellungsgegenstand

Darstellungsgegenstand des sozio-ökonomischen Berichtssystems ist die gesamte Be-
völkerung des Untersuchungsgebiets mit allen ihren Aktivitäten. Diese Aktivitäten wer-
den mit Hilfe der dabei aufgewendeten Zeit sowie mit den verbundenen wirtschaftlichen
und physischen Vorgängen beschrieben. Schließlich ist auch der Raumbezug der

menschlichen Aktivität zu beachten. 7)

Bei der Darstellung der Bevölkerung soll ein besonderer Schwerpunkt bei den Personen
liegen, die sich in einer schwachen bzw. schwierigen Lebenssituation befinden und der
besonderen Fürsorge der Gesellschaft bedürfen. Dazu gehören Familien mit Kindern, vor
allem Alleinerziehende, sowie kranke und pflegebedürftige Personen. Ebenso sind hier
diejenigen einzubeziehen, die sich in gesellschaftlichen Randlagen befinden, z.B. Ob-
dachlose, Sozialhilfeempfänger, oder sich in Heimen, psychiatrischen Kliniken oder Ge-
fängnissen aufhalten. Bei der Darstellung der Bevölkerung in ihren jeweiligen Lebens-
lagen soll stets nach Alter und Geschlecht unterschieden werden. Die Art der gesell-
schaftlichen Beteiligung der Frauen soll dabei ein besonderer Untersuchungsschwer-
punkt sein. Ein weiterer Darstellungsschwerpunkt besteht in einer differenzierten Ana-
lyse des Qualifikationsniveaus der Bevölkerung. Hier sind neben der allgemeinbilden-
den Schulausbildung auch die verschiedenen beruflichen Abschlüsse und Formen der
Weiterbildung zu berücksichtigen.

Im Rahmen des sozio-ökonomischen Berichtssystems werden zunächst einmal alle Ak-
tivitäten der Menschen gleichrangig in die Analyse einbezogen. 8) Das gilt für die per-
sönlichen Aktivitäten, die der Erholung und Selbstentfaltung dienen, ebenso wie für Tä-
tigkeiten, die einen unmittelbaren gesellschaftlichen Bezug haben. Dazu gehört die
schulische Qualifizierung ebenso wie das soziale Engagement, das von der Kindererzie-
hung und Pflege älterer und kranker Personen im Haushalt bis zu ehrenamtlichen Tätig-
keiten und Mitwirkung in informellen sozialen Netzwerken reicht. Natürlich sind hier

auch alle Formen der Erwerbsarbeit darzustellen. 9) Ein besonderer Schwerpunkt liegt

7) Siehe auch die Beiträge zu den Kategorien der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen von Reich/
Stahmer/Voy (1996, 1998, 2001).

8) Siehe dazu United Nations (1993), Franz (1998), Lancaster (1966).

9) Siehe Bach (1985), Kohler/Reyher (1988).
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hier auf der Art der Beteiligung am Erwerbsleben, z.B. in Form von Vollzeit- und Teilzeit-
arbeit. Aufschlussreich ist in diesem Zusammenhang auch eine Analyse der tatsächlich
ausgeübten Berufe und ihr Vergleich mit den erworbenen Qualifikationsniveaus.

Zur Beschreibung der Aktivitäten der Bevölkerung dienen vor allem Informationen über

die Zeitverwendung der verschiedenen Bevölkerungsgruppen. 10) Anders als bei den
monetären wirtschaftlichen Vorgängen, die nur einen bestimmten Ausschnitt der
menschlichen Aktivitäten begleiten, kann jeder menschlichen Tätigkeit (oder Un-Tätig-
keit) die dabei verstrichene Zeit zugeordnet werden. Sie gibt einen ersten Eindruck von
der relativen Bedeutung einzelner Aktivitäten im Rahmen des Tages-, Jahres- oder
Lebenszeitbudgets der Menschen. So ist es z.B. aufschlussreich, dass die Erwerbs-
arbeitsstunden bezogen auf das gesamte Zeitbudget der Bevölkerung im Jahresdurch-
schnitt nur ein Zwölftel der Zeit ausmachen, d.h. bezogen auf einen 24-Stunden-Tag nur
zwei Stunden.

Bei den dargestellten wirtschaftlichen Vorgängen handelt es sich um Güter-, Einkom-

mens- und Finanzierungsströme. 11) Sie fallen in den Darstellungsbereich der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen und werden entsprechend grundsätzlich in Geldein-

heiten ausgedrückt. 12) Ergänzend treten hier auch Bestandsdaten, insbesondere über
das Sach- und Geldvermögen, hinzu. Im Rahmen des sozio-ökonomischen Berichts-
systems werden die wirtschaftlichen Vorgänge möglichst nach einzelnen Personen-
gruppen bzw. nach sozio-ökonomischen Haushaltstypen untergliedert. So können z.B.
die Arbeitnehmerentgelte nach sozio-demographischen Merkmalen der betreffenden
Personen (z.B. Alter, Geschlecht, Qualifikationsniveaus) aufgegliedert werden. Bei den
Haushaltstypen sind zunächst Privathaushalte und Anstaltshaushalte zu unterscheiden,
die jeweils entsprechend dem Untersuchungsgegenstand weiter untergliedert werden.

Schließlich sind mit den Aktivitäten der Bevölkerung auch physische Vorgänge verbun-
den, die direkt oder indirekt die Wechselbeziehungen zwischen Menschen und natür-

licher Umwelt widerspiegeln. 13) Dies beginnt bereits bei den körperlichen Vorgängen
des Menschen selbst, die zu Ernährungs- bzw. Stoffwechselbilanzen führen. Es setzt
sich fort in den unmittelbaren Auswirkungen von Konsumaktivitäten, z.B. Anfall von
Hausmüll, Abwässern sowie Luftemissionen durch Heizung und Nutzung von privaten
Pkw. Der überwiegende Teil der menschlichen Umweltnutzung findet schließlich bei den
Produktionstätigkeiten der Erwerbsarbeit statt. Sie dienen letztlich ebenfalls den Kon-
sumaktivitäten, auch wenn die produzierten Güter erst über eine mehr oder weniger
lange Abfolge von Produktionsstufen den Endverbrauch der sozio-ökonomischen Grup-

pen erreichen. Auf eine Bewertung der ökonomischen Umweltnutzung wird verzichtet. 14)

Stets ist bei der sozio-ökonomischen Berichterstattung auch der Raumbezug herzustel-
len. Dieser kommt in den Wohn- und Arbeitsverhältnissen ebenso wie in den Verkehrs-
leistungen zum Ausdruck. Ein nicht unerheblicher Teil des Zeitbudgets des Menschen
sind Wegezeiten, die im Falle der Freizeitaktivitäten zur Erholung beitragen können, an-

10) Blanke/Ehling/Schwarz (1996).

11) Statistisches Bundesamt (1993).

12) Siehe Commission of the European Communities et al. (1993), Eurostat (1995).

13) Heinze (2000), BMU (2002), Stahmer (1996), United Nations (1993).

14) Siehe Ewerhart/Stahmer (1998), Radermacher/Stahmer (1996).
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sonsten aber häufig, wie beim Pendeln zwischen Wohnung und Arbeitsplatz, als „zeit-
raubend" angesehen werden. Im Rahmen des geplanten Berichtssystems steht die Be-
völkerung mit allen ihren Aktivitäten im Mittelpunkt, so dass auch Zeiten außerhalb des
Berichtsgebiets, z.B. im Urlaub, darzustellen sind. Dies entspricht in den Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen dem lnländerkonzept. Hingewiesen sei auch auf die Be-
deutung des räumlichen Nachweises bei sozialen Netzwerken und bei der ökonomi-
schen Versorgung der privaten Haushalte.

Sozio-ökonomische Gesamtrechnungen

Der Aufbau eines sozio-ökonomischen Berichtssystems im Statistischen Bundesamt
steht erst am Anfang. Obwohl schon eine Reihe von konzeptionellen Vorarbeiten geleis-
tet wurden und für einzelne Bausteine des Systems bereits „Prototypen" mit Angaben für
das Berichtsjahr 1990 vorliegen, sind noch erhebliche weitere Arbeiten nötig, um ein
Datenwerk erstellen zu können, das allen Anforderungen genügt. Dazu gehört vor allem
eine Aktualisierung der bereits vorliegenden Berechnungen bis zum neuen Berichtsjahr
2000. Nötig ist aber auch, noch vorhandene Lücken zu schließen, um die bereits vorlie-
genden Module in einem konsistenten Gesamtrahmen verknüpfen zu können. Zur de-
taillierten Ausgestaltung des Berichtssystems ist es auch erforderlich, in engem Kontakt
mit den Nutzern die sozio-ökonomischen Gliederungen der Bausteine im Einzelnen ab-
zusprechen.

Trotzdem soll im Folgenden über den gegenwärtigen Zwischenstand berichtet werden.
Wegen der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit können allerdings vielfach nur Hin-
weise auf ausführlichere Darstellungen in anderen Veröffentlichungen gegeben werden.

Empirische Grundlage der sozio-ökonomischen Gesamtrechnungen ist das „Magische

Dreieck" von Input-Output-Tabellen in Zeit-, Geld- und Mengeneinheiten. 15) Diese Ta-
bellen spiegeln den eingangs erwähnten Ansatz wider, ein vollständiges Bild der
menschlichen Aktivitäten mit Darstellungseinheiten zu geben, die eine Untersuchung
von sozialen und ökonomischen ebenso wie von ökologischen Aspekten ermöglichen.

Gegenüber den traditionellen Input-Output-Tabellen sind die Tabellen des magischen
Dreiecks wesentlich erweitert worden. Dazu gehört zunächst die Verwendung eines um-
fassenden Produktionsbegriffs, der alle Privataktivitäten einschließt. Konsumaktivitäten
werden dementsprechend durchgehend zu Produktionstätigkeiten. Die Verbrauchsgüter
der privaten Haushalte erscheinen nach diesem Konzept als Vorleistungsgüter, die
langlebigen privaten Gebrauchsgüter als Investitionen, die entsprechend ihrer Nut-

zungsdauer abgeschrieben werden. 16) Erst das Ergebnis der privaten Produktionstätig-
keiten wird dann als Konsum von eigenen Leistungen dargestellt.

Diese Konzeption entspricht weitgehend den Methoden, die im Satellitensystem Haus-

haltsproduktion angewendet werden. 17) Zur Haushaltsproduktion zählen hier allerdings
nur Privataktivitäten, die dem so genannten Drittpersonen-Kriterium genügen, d.h., die
auch von Dritten geleistet werden könnten. Im sozio-ökonomischen Berichtssystem wird

15) Siehe Stahmer (2000), Stahmer/Ewerhart/Herrchen (2003).

16) Siehe Schäfer/Bolleyer (1993).

17) Siehe Schäfer/Schwarz (1994), Stahmer (1995).
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demgegenüber das erläuterte umfassende Produktionskonzept herangezogen. Das
Drittpersonenkriterium dient hier lediglich dazu, den Teil der Arbeitsstunden der Privat-
aktivitäten zu identifizieren, der auch monetär bewertet werden soll.

Neben dem geschilderten Produktionskonzept unterscheiden sich traditionelle und er-
weiterte Input-Output-Rechnung vor allem durch eine andere Behandlung der Ausbil-
dung. In der sozio-ökonomischen Gesamtrechnung führen die Lehraktivitäten in den Bil-
dungsbereichen ebenso wie die Lernaktivitäten als Teil der privaten Tätigkeiten zu Inves-
titionen in das Ausbildungsvermögen. Die herausragende Bedeutung der Bildung für die
Zukunft der Gesellschaft erlaubt es nicht, die damit verbundenen Leistungen nur als letz-

ten Konsum zu buchen. 18) Das von Georg Ewerhart und dem Autor dieses Beitrages
entwickelte Konzept sieht vor, ein Zeitmodell aufzubauen, in dem für jede Bevölke-
rungsgruppe mit unterschiedlicher „Ausbildungsbiographie" die jeweiligen Lehr- und
Lernstunden kumuliert und anschließend über den Zeitraum der Nutzung abgeschrieben
werden. Erst in einem zweiten Schritt werden dann diese Zeitgrößen mit aktuellen
Kostensätzen pro Stunde bewertet. Wie bei den anderen Bausteinen des Systems steht

damit auch hier die Zeitverwendung im Mittelpunkt. 19)

Schließlich werden in einem letzten Schritt den Aktivitäten in Zeit- und Geldeinheiten
auch physische Angaben zugeordnet. Dazu werden für jede Aktivitätsart Materialbilan-
zen erstellt, die auf der Inputseite aus der Natur entnommene Rohstoffe, eingesetzte
Vorleistungsgüter sowie Rest- und Schadstoffe, die wiederverwertet oder weiterbehan-
delt werden, umfassen. Diesen Inputs stehen in gleicher Höhe Outputs gegenüber, die
sich aus den produzierten Gütern und den bei der Produktion anfallenden Rest- und
Schadstoffen zusammensetzen.

Diese Materialbilanzen bilden einen wesentlichen Baustein der physischen Input-Out-
put-Tabellen, die von den Umweltökonomischen Gesamtrechnungen erstellt werden. 20)

In diesen Tabellen wird das Produktionskonzept der traditionellen Input-Output-Rech-
nung verwendet. Für Zwecke der sozio-ökonomischen Rechnung müssen daher zusätz-
lich Materialbilanzen für die einzelnen Privataktivitäten aufgestellt werden.

Mit dem „magischen Dreieck" von Input-Output-Tabellen liegen zwar schon wesentliche
Informationen über soziale Aspekte vor, insbesondere durch die detaillierte Behandlung
der Privataktivitäten und eine Analyse der Aus- und Weiterbildung. Es fehlt aber noch die
Darstellung nach sozio-ökonomischen Haushaltstypen, z.B. nach Familien mit Kindern,
kinderlosen Ehepaaren und Alleinstehenden, die entweder als Single oder mit anderen
zusammenleben. Auch Untergliederungen nach Alter und Geschlecht sind noch unbe-
rücksichtigt ebenso wie alle Vorgänge der Einkommensverteilung und -umverteilung. Für
eine vollständige sozio-ökonomische Gesamtrechnung sind daher noch wesentliche
weitere Bausteine zu erstellen.

Hierzu bieten sich die Konzepte der Sozialrechnungsmatrizen (Social Accounting Matri-
ces, abgekürzt SAMS) an, die bereits in vielen europäischen Ländern angewendet wer-

den. 21) In Deutschland besteht auf diesem Gebiet erheblicher Nachholbedarf. Im

18) Siehe Becker (1964) und (1965), Reinberg/Hummel (1999).

19) Siehe Stahmer/Ewerhart (2001), Ewerhart (2001), (2002) und (2003).

20) Statistisches Bundesamt (2002), Stahmer/Kuhn/Braun (1997), Strassen (2001).

21) Eurostat (2002b).
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Sommer 2002 wurde der erste Entwurf eines Eurostat-Handbuchs für die Erstellung von
SAMs vorgestellt, der auch für die deutschen Arbeiten wegweisend sein könnte.

Die Sozialrechnungsmatrizen stellen zunächst nichts anderes als das Kontensystem der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen in Matrixform dar. Statt eine Transaktion dop-
pelt zu verbuchen, d.h. bei dem abgebenden und bei dem aufnehmenden Bereich, wer-
den — wie in der Input-Output-Tabelle — die Werte in einer Matrix gezeigt, die in den Zei-
len die abgebenden, in den Spalten die aufnehmenden Bereiche nachweist. Dadurch*
wird eine wesentlich kompaktere Darstellungsform erreicht.

Charakteristisch für die Sozialrechnungsmatrizen ist der detaillierte Nachweis der Ein-
kommensströme nach sozio-ökonomischen Personen- bzw. Haushaltsgruppen. So kön-
nen die entstandenen Einkommen der Erwerbstätigen nicht nur nach der Stellung zum
Beruf (z.B. Arbeitnehmer, Selbständige), sondern auch nach Alter, Geschlecht und Qua-
lifikationsniveaus gezeigt werden. Bei der Einkommensverteilung, -umverteilung und
-verwendung bietet sich eine Aufgliederung nach Haushaltstypen an. Ein privater Haus-
halt ist dadurch gekennzeichnet, dass die in ihm lebenden Personen zusammen wirt-
schaften und sich daher auch die Verteilungs- und Umverteilungsprozesse von Ein-
kommen in der Regel auf die Privathaushalte als Einheit beziehen. Auch über die Ver-
wendung des letztlich verfügbaren Einkommens für Konsum- oder Sparzwecke wird
meist gemeinschaftlich von den im Haushalt lebenden Personen entschieden.

Mit Hilfe der Angaben der erweiterten Input-Output-Tabellen und der Sozialrechnungs-
matrizen können in einem dritten Schritt sogenannte sozio-ökonomische Input-Output-
Tabellen aufgestellt werden, die mit Hilfe der Input-Output-Analyse die vorliegenden In-
formationen des „Magischen Dreiecks" über die verschiedenen Aktivitäten der Bevölke-
rung mit den detaillierten Angaben über die sozio-ökonomischen Bevölkerungs- bzw.

Haushaltsgruppen in den SAMs kombinieren. 22 )

Ausgangsgrößen für die sozio-ökonomischen Input-Output-Tabellen sind die Gesamt-
größen der im Berichtsjahr zur Verfügung stehenden Zeit der verschiedenen sozio-öko-
nomischen Personengruppen. Dieses Zeitbudget wird nun zunächst nach den zu beo-
bachtenden Tätigkeiten (persönliche Aktivitäten, Qualifizierung, hauswirtschaftliche und
handwerkliche Tätigkeiten, soziales Engagement, Erwerbsarbeit) verteilt. Im Falle der
Erwerbsarbeit werden die Arbeitsstunden modellmäßig den verschiedenen Kategorien
der letzten Verwendung (Privater Verbrauch, Staatsverbrauch, Investitionen, Ausfuhr)
zugeordnet. In einem zweiten Schritt wird dann ermittelt, welchen Personengruppen die
verwendete Zeit letztlich zugute kam. Dies ist im Falle der persönlichen Aktivitäten und
der Qualifikation die eigene Person, bei den handwerklichen und hauswirtschaftlichen
Tätigkeiten sind es alle Mitglieder des betreffenden Privathaushalts. Soziales Engage-
ment gilt immer anderen Personen, ebenso in der Regel die Erwerbsarbeit.

Im Fall der Investitionen wird in den sozio-ökonomischen Input-Output-Tabellen ein Net-
tokonzept verwendet. Die Abschreibungen auf das Anlagevermögen werden modell-
mäßig den einzelnen Kategorien der letzten Verwendung bzw. den sozio-ökonomischen

22) Siehe Stahmer (2002a), Eurostat (2002b, Chapter 13). Zu einem ähnlichen Ansatz siehe Reich/Sonntag/
Holub (1977).
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Gruppen zugeordnet. 23) Nur die Nettoinvestitionen verbleiben als Beitrag für die Bevöl-
kerung in zukünftigen Berichtsperioden.

Eine Zurechnung zu sozio-ökonomischen Gruppen erfolgt auch bei den eingeführten Gü-
tern und den bei ihrer Produktion eingesetzten Arbeitsstunden. Um diese Zuordnung
vornehmen zu können, wird vereinfachend unterstellt, dass die Produktionsverhältnisse

im In- und Ausland gleich sind. 24) Liegen spezifische Informationen über die Produktion
in den Importländern vor, kann hier natürlich eine differenziertere Analyse vorgenommen
werden. Angaben über die Ein- und Ausfuhr werden auch in den sozio-ökonomischen
Input-Output-Tabellen in einem Außenhandelssaldo zusammengefasst, der die Situation
des Berichtsgebiets gegenüber der übrigen Welt widerspiegelt.

Für jede der gewählten sozio-ökonomischen Input-Output-Tabellen kann eine Bilanz ab-
geleitet werden, in der die geleisteten und empfangenen Zeiten gegenübergestellt wer-
den. In einer ersten Untersuchung wurden für das Berichtsjahr 1990 die Bilanzen für drei
Altersgruppen der Bevölkerung (Kinder und Jugendliche, Erwachsene bis unter 65 Jahre,
Senioren ab 65 Jahre) erstellt. Neben der Gruppierung nach Alter wäre hier vor allem eine
Differenzierung nach Geschlecht von Interesse, um die unterschiedliche gesellschaft-
liche Situation von Männern und Frauen zu beleuchten.

Sozio-ökonomische Input-Output-Tabellen werden nicht nur in Zeiteinheiten, sondern
auch in monetären und mengenmäßigen Größen erstellt. Insoweit spiegeln sie auch die
„Philosophie" des sozio-ökonomischen Berichtssystems wider, nach der die mensch-
lichen Aktivitäten durch die dabei verflossene Zeit und die mit ihnen verbundenen Geld-
transaktionen sowie physischen Stoffwechselprozesse charakterisiert werden. Eine der-
artige Beschreibung wird durch die modellmäßige Koppelung der drei „magischen"
Input-Output-Tabellen mit den detaillierten sozio-ökonomischen Angaben in den SAMS
ermöglicht.

Sozio-ökonomische Modellrechnungen

Mit den im vorangegangenen Abschnitt beschriebenen Bausteinen für sozio-ökonomi-
sche Gesamtrechnungen können bereits ohne weitere Verknüpfungen und Zusatzinfor-
mationen erste, noch sehr vereinfachende Modellrechnungen vorgenommen werden, mit
denen Folgen sozialer Veränderungen abgeschätzt werden können.

Mit dem „magischen Dreieck" von erweiterten Input-Output-Tabellen können vor allem
die Auswirkungen von Maßnahmen bei der schulischen Ausbildung sowie Veränderun-
gen der Aktivitäten privater Haushalte bei geänderten Konsumstrukturen untersucht
werden. Angewendet wird hier das so genannte Mengenmodell der Input-Output-Ana-
lyse. Im Zusammenhang mit Ausbildungsfragen geht es dabei vor allem um Ausbil-
dungsinvestitionen und ihre Auswirkungen auf das Ausbildungsvermögen bei den aus-
gebildeten Personen und auf die einzelnen schulischen Bildungsbereiche. Bei Konsum-
analysen kann das veränderte Ausgabeverhalten nicht nur im Hinblick auf seine öko-
nomischen Wirkungen untersucht werden. Auch Veränderungen bei der Zeitverwendung

23) Siehe Strassert/Stahmer (2002).

24) Siehe dazu Stäglin (1996).
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der privaten Haushalte und geänderte Materialbilanzen mit ihren ökologischen Konse-
quenzen können einbezogen werden.

Die Angaben von Sozialrechnungsmatrizen können Grundlage für allgemeine Gleich-
gewichtsmodelle sein, die in der Regel auf Informationen von nur einem Berichtsjahr be-
ruhen. Hierbei können z.B. die Konsequenzen von Lohn- und Steueränderungen auf die
Einkommensverteilung und -umverteilung analysiert werden. Insoweit ergänzen derar-
tige Modellrechnungen die Preismodelle der Input-Output-Rechnung, mit denen die
Auswirkungen von geänderten Lohn- und Steuersätzen auf die Güterpreise untersucht
werden können.

Auch die sozio-ökonomischen Input-Output-Tabellen können für Modellrechnungen mit
sehr vereinfachenden Ausnahmen herangezogen werden. Grundlage ist hier die Input-
Output-Tabelle in Zeiteinheiten. Im Rahmen der Analyse können vor allem zwei Aus-
gangsgrößen variiert werden: die Personenzahlen für die einzelnen sozio-ökonomischen
Bevölkerungsgruppen und ihre Zeitverwendungsstrukturen. Bei konstanten Relationen
zwischen den Zeitgrößen und den Angaben über monetäre bzw. physische Ströme kön-
nen dann z.B. die Auswirkungen des demographischen Wandels sowie veränderter Zeit-
strukturen von Eigen- und Erwerbsarbeit auf das monetäre Wirtschaftsniveau und öko-
logische Belastungspotentiale (z.B. Luftemissionen) untersucht werden. Als erstes An-
wendungsbeispiel sollen die Konsequenzen einer starken Verkürzung der Erwerbs-
arbeitszeiten sowie einer Stärkung des sozialen Engagements analysiert werden. Erste
Proberechnungen liegen dazu bereits vor.

Bei der modellmäßigen Anwendung der sozio-ökonomischen Input-Output-Tabellen hat
sich schnell gezeigt, dass eine isolierte Analyse mit diesem Datenwerk nicht ausrei-
chend ist. Erst eine Koppelung mit den detaillierten Informationen über die Qualifizie-
rungsniveaus der Bevölkerungsgruppen im Rahmen des „magischen Dreiecks" von
Input-Output-Tabellen ließ hinreichend aussagefähige Ergebnisse zu. Dabei wurde er-
neut deutlich, welche hohe Bedeutung einer verbesserten Aus- und Weiterbildung zu-
kommt: Die Spielräume für die zukünftige Entwicklung der Gesellschaft werden nicht nur
durch Finanzierungsengpässe begrenzt, sondern auch durch das teilweise zu niedrige
Qualifikationsniveau der Bevölkerung.

Für den Aufbau von komplexen, dynamischen Modellen der sozio-ökonomischen Ent-
wicklung ist eine der Grundvoraussetzungen ein detailliertes sozio-demographisches
Modul, das den Wandel der Bevölkerungsstrukturen abbildet und als Datenbasis für Be-
völkerungsvorausschätzungen verwendet werden kann. Dieses Modul könnte zunächst
unabhängig von den anderen Bausteinen des Systems entwickelt werden. Anschließend
ist dann aber eine inhaltliche Verknüpfung mit ökonomischen Größen nötig, um den Be-
völkerungswandel auch als Folge von wirtschaftlichen Veränderungen, z.B. von geänder-
ten Systemen der sozialen Sicherung und der finanziellen Unterstützung bestimmter

Bevölkerungsgruppen, modellieren zu können. 25)

Datengrundlage für derartige Prognoserechnungen könnten die von Richard Stone ent-
wickelten Übergangstabellen sein, die in Matrixform für jede Altersgruppe und differen-
ziert nach Geschlecht die Veränderungen der Lebenslagen der einzelnen Bevölke-
rungsmitglieder zeigen. Zeilensummen dieser Tabellen sind die geschlechtsspezifischen
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Alterskohorten der Bevölkerung in der Aufgliederung nach charakteristischen
Eigenschaften ihrer Lebenslagen (z.B. Stellung im Beruf, erreichte Qualifikation, Lebens-
form in der Familie, als Single etc.) am Anfang der Berichtsperiode. Die Spaltensummen
stellen dann ihre Situation am Ende des Jahres dar.

Die Felder der Matrix geben für die betreffende Bevölkerungsgruppe Auskunft über die
Veränderungen bei der Zuordnung zu den ausgewählten Charakteristika ihrer Lebens-
lage. Falls sich die Lebenslage der Alterskohorte nicht ändert, wird die betreffende Per-
sonenzahl im Diagonalfeld der Übergangstabelle nachgewiesen. Natürlich müssen zu-
sätzlich grenzüberschreitende Wanderungsbewegungen ebenso wie natürliche Verän-
derungen durch Geburt und Tod Berücksichtigung finden.

Die differenzierte Erstellung von Übergangstabellen für einzelne Altersjahrgänge erlaubt
bereits erste Prognosen, wenn wir unterstellen, dass ein Jahrgang im Folgejahr jeweils
die gleichen Veränderungen erlebt wie der ein Jahr ältere Jahrgang in der Berichts-
periode. Diese sehr vereinfachende Annahme kann modifiziert werden, wenn Zeitreihen
von Übergangstabellen vorliegen. Sie erlauben eine Schätzung von Strukturveränderun-
gen innerhalb der Übergangstabellen im Zeitablauf.

Tragfähigere Aussagen über die sozio-demographische und sozio-ökonomische Ent-
wicklung sind erst möglich, wenn im Modellzusammenhang die einzelnen Module ver-
knüpft werden. Erste Überlegungen zu integrierten demographischen und sozio-ökono-
mischen Rechnungen liegen von Richard Stone vor, der in den 70er Jahren das System of
Social and Demographic Statistics für die Vereinten Nationen entwickelte und zahlreiche

Anwendungsbeispiele beschrieb. 261 Es war der wissenschaftliche Traum von Richard
Stone, sein sozio-demographisches Modell mit dem ökonomisch orientierten
Cambridge-Modell zu verknüpfen. Letzteres stellt ein disaggregiertes ökonometrisches
Modul dar, das auf Zeitreihen von Input-Output-Tabellen und den Angaben des Konten-
systems der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen beruht.

Richard Stone konnte seinen Traum nicht mehr erfüllen. Aber vielleicht besteht in
Deutschland die Möglichkeit, ein ähnliches Modell aufzubauen, um zukünftig eine diffe-
renzierte Analyse von sozio-demographischen und sozio-ökonomischen Entwicklungen
vornehmen zu können. Das Osnabrücker Modell PANTA RHEI bietet hier bereits eine aus-

gezeichnete Datenbasis für ökonomische und ökologische Analysen. 27 l Es müsste in
Kooperation mit anderen Forschungsinstituten so ausgebaut werden, dass es auch

demographische und soziale Veränderungen hinreichend abbilden kann. 281 Hierzu sind
noch erhebliche Vorarbeiten zu leisten, die nur in einem Forschungsverbund erfolgreich
bewältigt werden können.

Die Entwicklung von sozio-ökonomischen Modellen hat natürlich auch wieder Rückwir-
kungen auf die Konzipierung der sozio-ökonomischen Gesamtrechnungen, d.h. der
Datenbasis für die Modellrechnungen. Die komplexe Thematik ist nur dann erfolgreich
zu bearbeiten, wenn beide Teilsysteme des sozio-ökonomischen Berichtssystems simul-
tan entwickelt werden. Dazu ist es hilfreich, einen modularen Aufbau zu wählen, der
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einen schrittweisen Ausbau von Gesamtrechnungen und zugehörigen Modellen ermög-

licht.

Soziale Nachhaltigkeit

Das geplante sozio-ökonomische Berichtssystem umfasst neben den sozio-ökonomi-
schen Gesamtrechnungen und Modellrechnungen auch Nachhaltigkeitsindikotoren, mit
deren Hilfe die Nachhaltigkeitslücken zwischen der gegenwärtigen Situation und einer
im Rahmen von modellmäßigen Nachhaltigkeitsszenarien entwickelten Zukunfts-

perspektive beschrieben werden können. 29) Nicht das gewünschte, sondern das unter
realistischen Annahmen wünschbare Nachhaltigkeitsziel steht hier im Vordergrund.

Trotzdem bleibt die Frage, welche gesellschaftliche Konstellation als nachhaltig oder
zumindest nachhaltiger als die Gegenwartssituation angesehen werden kann. Die me-
thodische Diskussion über Konzepte der Nachhaltigkeit ist inzwischen für den einzelnen
Forscher unüberschaubar geworden. Als hilfreich hat sich deshalb ein Kompendium zur
Nachhaltigkeitsdebatte erwiesen, das von dem Forschungsverbund der Helmholtz-

Gemeinschaft herausgegeben wurde. 30) Das Forscherteam der Helmholtz-Gemeinschaft
schlägt vor, die weithin übliche Beschreibung der nachhaltigen Entwicklung mit Hilfe
ihrer ökologischen, sozialen und ökonomischen Dimensionen aufzugeben und übergrei-
fende Kriterien für Nachhaltigkeit zu entwickeln:

Sicherung der menschlichen Existenz,

Erhaltung des gesellschaftlichen Produktivpotentials,

Bewahrung der Entwicklungs- und Handlungsmöglichkeiten der Gesellschaft.

Diese grundlegende Umorientierung der Nachhaltigkeitsdebatte ist auf lange Sicht
sicher bedenkenswert. Sie kann aber meines Erachtens erst im Rahmen einer zweiten
Diskussionsphase zielführend sein. Um einen fruchtbaren Diskurs über Nachhaltigkeit
zu erreichen, erscheint es mir notwendig, dass zunächst die Spezialisten für ihr eigenes
Gebiet Nachhaltigkeitskriterien aufstellen, d.h. die Umweltwissenschaftler für die öko-
logische Nachhaltigkeit, Sozialwissenschaftler für soziale Aspekte und schließlich Wirt-
schaftsforscher für die ökonomische Dimension der Nachhaltigkeit. Erst auf dieser
Grundlage sollte im interdisziplinären Dialog eine gemeinschaftliche Lösung erarbeitet
werden, die allen vorgetragenen Teilaspekten der Nachhaltigkeit möglichst weitgehend
genügt. Erst am „Meeting Point" der Nachhaltigkeitsdebatte würden dann gemeinsame
Regeln im Sinne der von der Helmholtz-Gemeinschaft angegebenen übergreifenden
Themenfelder aufgestellt werden.

Welche Teilziele könnten nun der sozialen Nachhaltigkeit zugeordnet werden? Hilfreiche
Anhaltspunkte liefern hier die Vorschläge des Instituts für sozial-ökologische For-

schung. 31 ) Im Zusammenhang mit der sozialen Dimension der Nachhaltigkeit werden
vier Themenfelder in den Mittelpunkt gerückt:

29) Siehe Schäfer (2000), Maier/Stahmer (1996); Maier (2001).

30) Kopfmüller et al. (2001). Siehe auch Diefenbacher (2001), Stahmer (2001), BUND/Misereor (1996).

31) Empacher/Wehling (2002).
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Befriedigung der Grundbedürfnisse (auch im Zusammenhang mit der Erwerbsarbeit),

-	 Sozialressourcen (soziale Einbindung und soziales Engagement),

Chancengleichheit (insbesondere bei Bildung und Beruf),

(politische) Partizipation.

Auch in dem Strategiepapier der Bundesregierung für eine nachhaltige Entwicklung, 32 )

das im April 2002 vorgestellt wurde, wird sozialen Fragen besondere Aufmerksamkeit
geschenkt. Dies wird schon aus den vorgestellten Kernthemen deutlich:

Generationengerechtigkeit,

Lebensqualität,

sozialer Zusammenhalt,

internationale Verantwortung.

Für unsere Diskussion über soziale Nachhaltigkeit erscheint besonders der Themen-
bereich „sozialer Zusammenhalt" von Bedeutung. Dazu gehört die Sicherung der Be-
schäftigung, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Realisierung der Gleichberechtigung
von Männern und Frauen im Berufsleben und die Integration ausländischer Mitbürger.

In einer Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) zum Strategie-
entwurf der Bundesregierung wird dieses Themenfeld noch stärker konkretisiert. Als

Kernelemente des sozialen Zusammenhalts werden herausgestellt: 33 )

Nutzung flexibler Arbeitszeiten,

-	 Erhalt und Förderung der Beschäftigungsfähigkeit,

altersgerechte Gestaltung der Arbeit, Erhöhung der Beschäftigungschancen Älterer,

Erhöhung der Arbeitsmarktchancen von Frauen und die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf,

Gewährleistung sozialer Absicherung und Integration benachteiligter Personen-
gruppen.

Der DGB hält dabei die zukünftige Gestaltung der Arbeitszeiten für ein zentrales Element
einer Strategie für eine nachhaltige Entwicklung: „Für die Arbeit der Zukunft müssen die
Möglichkeiten der flexiblen Arbeitszeitgestaltung wie )ob-Rotation, Sabbaticals und
Arbeitszeitkonten genutzt werden, denn sie bieten den nötigen Spielraum, um Arbeit
neu zu verteilen und damit Arbeitsplätze langfristig zu sichern. Auch der Ausbau der
Teilzeitarbeit, der Abbau von Überstunden und die Verkürzung der Regelarbeitszeit sind
beschäftigungssichernde Instrumente zur Umverteilung der Arbeit. Eine Umverteilung
der Arbeit in diesem Sinne ist auch eine Grundvoraussetzung für eine gleichberechtigte

32) Bundesregierung (2002).

33) DGB (2000, 5. 9 f.).
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Teilhabe von Männern und Frauen an den Lebensbereichen Erwerbsarbeit und Fami-

Iie". 34)

Welche Aspekte der sozialen Nachhaltigkeit könnten nun für das geplante sozio-öko-
nomische Berichtssystem des Statistischen Bundesamtes zielführend sein? In diesem
frühen Stadium der Arbeit lässt sich das noch nicht abschließend sagen. Die folgenden
Überlegungen können daher nur als sehr vorläufig angesehen werden. Sie müssten
durch weitere Diskussionen mit Wissenschaftlern ebenso wie mit Politikern weiterent-
wickelt werden.

Überblickt man den derzeitigen Stand der Nachhaltigkeitsdiskussion, so liegt es nahe,
dem Aspekt der Chancengleichheit im Hinblick auf gesellschaftliche Partizipation eine
besondere Bedeutung zu geben. Die gesellschaftlichen Tätigkeitsbereiche, bei denen
gleiche Teilhabe für alle Bevölkerungsmitglieder zu fordern wäre, sind insbesondere Bil-
dung, Erwerbsarbeit und soziales Engagement im weitesten Sinne.

Bei der Bildung sollte sich die Betrachtung nicht auf die Phase der schulischen Grund-
ausbildung und der anschließenden beruflichen Ausbildung beschränken. Angesichts
des gesellschaftlichen und technologischen Wandels sind die Menschen zeitlebens mit
neuen Anforderungen an ihr Wissen und ihre Fähigkeiten konfrontiert. Im Hinblick auf
die Zukunftsfähigkeit des Bildungssystems erscheint es daher zielführend, das Konzept
des lebenslangen Lernens in den Mittelpunkt zu rücken. In einer Mitteilung der europäi-
schen Kommission wird lebenslanges Lernen definiert als „alles Lernen während des ge-
samten Lebens, das der Verbesserung von Wissen, Qualifikationen und Kompetenzen
dient und im Rahmen einer persönlichen, bürgergesellschaftlichen, sozialen bzw. be-

schäftigungsbezogenen Perspektive erfolgt. " 35) Der schulischen Ausbildung fällt nach
diesem Konzept verstärkt die Aufgabe zu, die Allgemeinbildung mit der Vermittlung von
Schlüsselqualifikationen zu verbinden, die das Individuum zu einer aktiven und selbst-
bestimmten Teilnahme zum gesellschaftlichen Leben befähigen. Dazu gehören insbe-
sondere auch soziale Kompetenzen und die Fähigkeit zum selbstregulierten Lernen.
Diese Zielvorstellung in Zusammenhang mit dem lebenslangen Lernen lag auch der

PISA-Studie zugrunde. 36) Mit dem Einstieg ins Erwerbsleben beginnt das „Learning by
doing", das von Weiterbildungsmaßnahmen begleitet wird und von regelmäßigen Aus-
bildungsphasen unterbrochen sein kann. Die Bildungsbiographie setzt sich schließlich
ins Rentenalter hinein fort. Diese Phase ist durch die weitere Ausbildung für Tätigkeiten
außerhalb der Erwerbsarbeit und durch persönliche Interessen geprägt. Die EU-Kom-
mission, wie auch die PISA-Forscher betonen, dass Lernen nicht auf den Kontext der Be-
rufswelt verengt werden darf. Lebenslanges Lernen soll zu einer Teilnahme an allen ge-
sellschaftlichen Tätigkeitsfeldern befähigen, insbesondere auch im Bereich des sozialen
Engagements und der sozialen Netzwerke. Dabei werden gleiche Chancen für alle
Gesellschaftsmitglieder angestrebt.

Im Zusammenhang mit der Erwerbsarbeit könnte es das vorrangige Ziel sein, allen er-
werbsfähigen Personen, die ihre Grundausbildung abgeschlossen haben, Zugang zur
Erwerbstätigkeit zu ermöglichen. Um die Zielsetzung der Chancengleichzeit zu erfüllen,

34) DGB (2000, S. 9 f.)

35) Europäische Kommission (2001, S. 9)

36) OECD (2001).
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erscheint es dabei auf weitere Sicht nicht sinnvoll, allein die Teilzeitarbeit neben der
Vollzeitarbeit besonders zu fördern und damit vor allem für Frauen Arbeitsplätze zu
schaffen, bei denen sie in der Regel nicht die gleichen Karrierechancen haben wie die
(meist männlichen) Erwerbstätigen mit Vollzeitbeschäftigung (häufig noch mit zusätz-
lichen Überstunden). Vielversprechender erscheint in der langfristigen Perspektive, die
Regelarbeitszeit so stark zu senken, dass alle Gesellschaftsmitglieder einen Arbeitsplatz
finden können. In welcher Form die verminderte Arbeitszeit dann ausgeübt wird, sollte
Gegenstand möglichst flexibler Regelungen sein. Viel spricht dafür, dass nur so
Partizipation und Chancengleichheit im Erwerbsleben als soziale Nachhaltigkeitsziele
gemeinsam realisiert werden können.

Die Verkürzung der Regelarbeitszeit könnte von einer Verlängerung der Lebensarbeitszeit
begleitet werden. Unter der Voraussetzung einer Verminderung der Arbeitsbelastung
auch für die jüngeren und der Begleitung durch lebenslanges Lernen erscheint es realis-
tisch, dass das jetzige durchschnittliche Ruhestandsalter von etwa 60 fahren wieder an-
gehoben werden kann. In diesem Zusammenhang gibt es Vorschläge, dass ältere Er-
werbstätige Aufgaben übernehmen, die ihre Erfahrungen nutzen, ohne dass sie durch
Führungsverantwortung zu sehr belastet werden.

Eine Senkung der Regelarbeitszeit würde Männern wie Frauen die Möglichkeit geben,

sich gleichermaßen neben der Erwerbsarbeit sozial zu engagieren. 37) Für die jüngeren
könnte dies vor allem die Chance eröffnen, die Kinder gemeinsam bzw. abwechselnd zu
betreuen. Erst dann, wenn Väter die Möglichkeit bekommen, sich in gleichem Maße wie
die Mütter an der Familienarbeit zu beteiligen und diese Chance auch wahrnehmen,
kann eine gleiche Teilhabe von beiden Geschlechtern an Berufsarbeit und Familie reali-
siert werden. Unter den gegenwärtigen Bedingungen ist deshalb der Anteil der Männer,
die von der Möglichkeit der Elternzeit Gebrauch machen, ein zentraler Nachhaltigkeits-
indikator.

Neben der Partizipation an der Kinderbetreuung und -versorgung kommt auch allen an-
deren Formen des sozialen Engagements bei Überlegungen zur sozialen Nachhaltigkeit
eine große Bedeutung zu. Dazu gehört die Pflege von älteren und kranken Personen im
eigenen Haushalt ebenso wie Betreuungsleistungen in der Nachbarschaft oder im weite-
ren örtlichen Umfeld. Der Aufbau von sozialen Netzwerken und die ehrenamtlichen
Tätigkeiten im weitesten Sinne gehören zu Aufgabenfeldern, die erst eine sozial nach-
haltige Gesellschaft ermöglichen. Sie stärken die sozialen Ressourcen und führen zu
einer allgemeinen Partizipation am gesellschaftlichen Leben.

Die verstärkte Beteiligung an sozialen Aufgaben sollte nicht auf bestimmte Altersgrup-
pen beschränkt sein. Soziales Engagement der jugendlichen ist für die Bildung ihrer so-
zialen Kompetenz besonders wichtig. Auch für die älteren, noch aktiven Personen trägt
die Fürsorge für andere viel zu ihrer Lebensqualität bei.

Ein wichtiger Beitrag des sozio-ökonomischen Berichtssystems könnte darin bestehen,
Zeitmodelle zu entwickeln, in denen die Auswirkungen von veränderten Aktivitäts-
mustern für die verschiedenen Bevölkerungsgruppen untersucht werden. Dazu gehört
natürlich vor allem eine Analyse nach Geschlecht und Altersgruppen. Aber auch spezifi-

37) Siehe Beck (1986), Sikora/Hoffmann (2001), Teichen (2000), Gorz (2000), Leipert (2001).
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sche Lebenslagen, z.B. geprägt durch die Familiensituation und den Ausbildungsverlauf,
sind einzubeziehen.

Natürlich müssten dabei auch die ökonomischen und ökologischen Konsequenzen auf-
gezeigt werden. Die geschilderten sozio-ökonomischen Input-Output-Tabellen ermögli-
chen hier erste Abschätzungen, die natürlich in einem zweiten Schritt durch fundiertere
Berechnungen mit Hilfe der anderen Module des sozio-ökonomischen Berichtssystems
ersetzt werden müssen.

Kooperationsformen

Charakteristisch für das geplante sozio-ökonomische Berichtssystem ist die besondere
Betonung von verschiedenen Kooperationsformen. Es ist absehbar, dass die finanziellen
Mittel, die für die sozio-ökonomische Forschung insgesamt zur Verfügung stehen, immer
knapper werden. Die Konsequenz daraus darf nach meiner Ansicht nicht ein verschärfter
Wettbewerb zwischen den Anbietern von Informationen zu diesem Themenkreis sein.
Vielmehr sollten die verschiedenen Forschungsgruppen enger zusammenarbeiten, um
ihre jeweiligen Stärken in die gemeinsame Arbeit einbringen zu können. Der komplexen
Thematik können wir überdies nur gerecht werden, wenn wir im Sinne eines
Methodenpluralismus unterschiedliche Ansätze verfolgen und sie dann zu einem
Gesamtbild der Gesellschaft verknüpfen.

Durch die gewählte Grundstruktur des Berichtssystems ist bereits ein Kooperations-
modell zwingend angelegt. Die geplante Berichterstattung sieht sowohl eine Darstellung
der bisherigen Entwicklung der Gesellschaft als auch Modellrechnungen vor, die im
„Garten der Pfade, die sich verzweigen" (Borges) mit Hilfe von Szenarien mögliche Zu-
kunftsbilder aufzeigen. Während der Arbeitsschwerpunkt des Statistischen Bundes-
amtes bei den sozio-ökonomischen Gesamtrechnungen mit ihrer vergangenheitsbezo-
genen Sichtweise liegen wird, können die sozio-ökonomischen Modellrechnungen nur
von Forschungsinstitutionen geleistet werden, die bereits existierende Prognosemodelle
entsprechend ausbauen können. Auch hier ist ein modularer Ansatz nötig, da wir uns
der Komplexität des Untersuchungsobjekts nur schrittweise nähern können. Im Rahmen
dieser Veranstaltung wird Bernd Meyer von der Universität Osnabrück über erste Ansätze
zum Ausbau des Osnabrücker Modells berichten.

Die Erfahrungen, die das Statistische Bundesamt in Zusammenarbeit mit verschiedenen
Forschungsinstituten bei den umweltökonomischen Modellrechnungen gemacht hat,
können hier sehr fruchtbar genutzt werden. Die unter der Leitung von Joachim Frohn ein-
gesetzte Forschungsgruppe hat durch einen Vergleich verschiedener disaggregierter
ökonometrischer Modelle in Deutschland die Grundlage für eine enge Zusammenarbeit

der betreffenden Institutionen gelegt. 38) In ähnlicher Weise könnte auch bei den sozio-
ökonomischen Modellrechnungen ein Forschungsverbund von Instituten geschaffen
werden, die sich mit dieser Thematik beschäftigen.

Ahnliches gilt bei den sozio-ökonomischen Gesamtrechnungen. Hier wird zunächst eine
enge Zusammenarbeit der verschiedenen Abteilungen im Statistischen Bundesamt an-
gestrebt, die Informationen zu den verschiedenen Modulen des geplanten Systems

38) Siehe Frohn/Leuchtmann/Kräussl (2001).
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bereitstellen können. Erste Formen der Kooperation sind bereits entwickelt worden. So
ist es vorgesehen, zusammen mit den Umweltökonomischen Gesamtrechnungen die
Umweltnutzung privater Haushalte näher zu untersuchen. Mit dem Institut für Forschung
und Entwicklung in der Bundesstatistik ist eine Zusammenarbeit bei der Erstellung eines
Satellitensystems Haushaltsproduktion geplant. Ebenso werden gemeinsam mit den
Kollegen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen Sozialrechnungsmatrizen aufge-
stellt. Weitere Kooperationsmodelle im Bundesamt sind noch in der Vorbereitungs-
phase.

Von besonderer Bedeutung für die Entwicklung von sozio-ökonomischen Gesamtrech-
nungen erscheint eine enge Zusammenarbeit mit Forschungsinstituten in Deutschland,
die über die amtliche Statistik hinaus weitere Informationen zum Themenkreis beisteu-
ern könnten. Im Sinne des erwähnten Methodenpluralismus sollten dazu nicht nur quan-
titative Angaben, sondern auch qualitative Beschreibungen gehören. Eine engere Zu-
sammenarbeit besteht bereits mit dem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung,
Nürnberg. Wünschenswert wäre auch eine Verknüpfung „amtlicher" Angaben mit den Er-
gebnissen des Sozio-ökonomischen Panels des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung, Berlin. Auf dem Gebiet der demographischen Daten bietet sich eine Kooperation
mit dem Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung an.

Von besonderer Bedeutung für die Entwicklung des Berichtssystems ist eine enge Ab-
stimmung der Arbeiten mit den zuständigen Bundesministerien. Die Berichterstattung
sollte so konzipiert werden, dass sie unmittelbar für die Politikberatung genutzt werden
kann. Die Ministerien könnten auch eine wichtige Rolle bei der Koordinierung der For-
schungsaktivitäten übernehmen. jedes Ministerium verfügt bereits über ein Netzwerk
von Forschungseinrichtungen, die beratende Aufgaben übernommen haben. Um Dop-
pelarbeit zu vermeiden und Synergieeffekte zu erzielen, könnten die Ministerien ge-
meinsame Arbeiten des Statistischen Bundesamtes mit diesen Forschungsträgern för-
dern. Ein erstes Beispiel ist die geplante Zusammenarbeit mit dem Forschungsverbund
„Berichterstattung zur sozio-ökonomischen Entwicklung", der vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung eingerichtet wurde. Gespräche mit anderen Bundesministe-
rien über ähnliche Kooperationsmodelle sind geplant.

Die Thematik erfordert auch einen engen Informationsaustausch mit wichtigen gesell-
schaftlichen Gruppen. Bereits seit mehreren Jahren besteht eine enge Zusammenarbeit
mit der Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft (FEST), Heidelberg.
Der für ökonomische Fragen zuständige Wissenschaftler, Hans Diefenbacher, ist auch
Umweltbeauftragter der Evangelischen Kirche Deutschlands. Erste Schritte zur Koopera-
tion wurden auch mit dem Katholisch-Sozialen Institut der Erzdiözese Köln unternom-
men. Weitere Gespräche sind mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund und den Organi-
sationen der Arbeitgeber vorgesehen.

Die räumliche Dimension der menschlichen Aktivitäten erfordert den Blick sowohl in
Richtung Regionalisierung als auch die Öffnung zu europäischen Fragen. Ähnlich wie bei
den umwelt-ökonomischen Gesamtrechnungen ist eine Zusammenarbeit mit den Statis-
tischen Ämtern der Länder von großer Bedeutung. Viele soziale Fragen betreffen lokale
und regionale Netzwerke, die nur mit den Kolleginnen und Kollegen der Landesämter
bearbeitet werden können. Erste Kontakte haben mit dem Statistischen Landesamt
Baden-Württemberg stattgefunden, das auf dem sozialwissenschaftlichen Gebiet durch
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die Einrichtung der Familienwissenschaftlichen Forschungsstelle besondere Kompetenz
erworben hat.

Natürlich liegt es nahe, die Konzipierung und Durchführung der sozio-ökonomischen
Berichterstattung in enger Zusammenarbeit mit den anderen Mitgliedsländern der Euro-
päischen Union vorzunehmen. Dies gilt insbesondere für die Realisierung der Sozial-
rechnungsmatrizen, deren Konzepte maßgeblich von den niederländischen Kollegen
entwickelt wurden. In Abstimmung mit Eurostat sollte das Berichtssystem so gestaltet
werden, dass es den europäischen Anforderungen genügt und für die sozialpolitische
Beratung der Europäischen Kommission geeignet ist.

Die Komplexität der gewählten Thematik und die Notwendigkeit, das Berichtssystem im
Rahmen eines sehr weit gesteckten Netzwerks von Kooperationspartnern aufzubauen,
könnte abschreckend wirken, ein derartiges Unterfangen überhaupt in Angriff zu nehmen
und zu vollenden. Auf der anderen Seite ist der aktuelle Bedarf an Informationen über
langfristige gesellschaftliche Entwicklungen so groß geworden, dass das Vorhaben
unbedingt erforderlich erscheint. Schon die ersten Ansätze haben gezeigt, dass gerade
die Kooperation mit Partnern aus den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen er-
mutigend und bestärkend wirkt. Das gesellschaftliche Netzwerk, das sich für unser Vor-
haben bildet, wird nicht nur entscheidend zum Erfolg beitragen. Es wird uns auch darin
bestätigen, dass neben institutionalisierten Beziehungen vor allem freundschaftliche
Zusammenarbeit ein Garant für unser Gelingen ist.
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Ökonomische, ökologische und soziale Interdependenzen
— Modellierung und Empirie

Zur Fragestellung

Das gesellschaftspolitische Konzept der Nachhaltigkeit hat gleichberechtigt eine sozi-
ale, ökologische und ökonomische Dimension. Im Fokus der statistischen Berichterstat-
tung stehen aber vor allem die Interdependenzen zwischen Ökologie und Ökonomie, die
soziale Dimension kommt zu kurz. Das System for Integrated Environmental and Econ-
omic Accounting (SEEA) der Vereinten Nationen und die Umweltökonomischen Gesamt-
rechnungen (UGR) in Deutschland konzentrieren sich auf die Abbildung der Interdepen-
denzen zwischen Ökonomie und Ökologie. Der Wissenschaftliche Beirat zu den Umwelt-
ökonomischen Gesamtrechnungen beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit (2002) fordert deshalb die Errichtung eines umfassenden sozio-
ökonomischen Berichtssystems. Dabei sollten die Erfahrungen beim Aufbau der Um-
weltökonomischen Gesamtrechnungen genutzt werden.

Der Erfolg der Umweltökonomischen Gesamtrechnungen hat gezeigt, dass der gesell-
schaftliche Nachhaltigkeitsdiskurs ganz entscheidend durch die Existenz solch abge-
stimmter Datensysteme befördert wird. Dabei kommt der Entwicklung und Anwendung
umweltökonomischer Modelle, die auf solchen Datensystemen basieren, als Simulati-
ons- und Prognosesysteme zur Unterstützung der Entscheidungsprozesse in Politik und
Gesellschaft entscheidende Bedeutung zu. Es ist zu erwarten, dass die Erweiterung der
bereits erfolgreich im Einsatz befindlichen Modelle um die soziale Dimension auf der
Basis eines umfassenden gesellschaftlichen Berichtssystems die Leistungsfähigkeit
dieser Modelle als Instrumente im Nachhaltigkeitsdiskurs erheblich steigern wird. Wir
werden mehr über gesellschaftliche Entwicklungen erfahren und gleichzeitig auch unser
Wissen um ökologische und ökonomische Entwicklungen verbessern.

In dem vorliegenden Beitrag soll diskutiert werden, wie man sich diese Erweiterungen
umweltökonomischer Modelle um die soziale Dimension konkret vorstellen kann. Stah-
mer (2002) hat ein Konzept für ein umfassendes gesellschaftliches Berichtssystem ent-
wickelt, das auf den bisher weitgehend unbeachtet gebliebenen Entwürfen von Stone
(1981) basiert. Wir unterstellen bei unseren Überlegungen, dieses Datensystem sei rea-
lisiert worden und abstrahieren bewusst von den Schwierigkeiten, die natürlich mit sei-
ner Errichtung verbunden sind.

Geführt werden unsere Argumente von den Erfahrungen, die bereits mit den UGR ge-
sammelt werden konnten. Deshalb beginnen wir unsere Analyse mit einer kurzgefassten
Darstellung der Strukturen und der Typen umweltökonomischer Modelle.

Anschließend stellen wir im dritten Abschnitt Stahmers (2002) sozio-ökonomisches Be-
richtssystem vor und stellen es den sozialen Indikatoren gegenüber, die Frohn (2002)
als zentrale Größen in der Diskussion des gesellschaftlichen Wandels identifiziert hat.
Wir können zeigen, dass der größere Teil der sozialen Indikatoren definitorisch aus

*) Prof. Dr. Bernd Meyer, Universität Osnabrück und GWS mbH.
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Stahmers sozio-ökonomischem Berichtssystem bestimmt oder zumindest mit einigen
Ergänzungen daraus abgeleitet werden kann. Demzufolge ist davon auszugehen, dass
die soziale Dimension in umweltökonomische Modelle integrierbar ist, wenn es gelingt,
die Datenbasis der Modelle durch das sozio-ökonomische System zu ergänzen. Die nicht
im System abgebildeten sozialen Indikatoren wären dann zusätzlich ad hoc als Zeitrei-
hen hinzuzufügen.

Im vierten Abschnitt diskutieren wir dann die Integration des sozio-ökonomischen Be-
richtssystems konkret am Beispiel des umweltökonomischen Modells PANTA RHEI
(Meyer 2002, Meyer et al. 1999).

Einige Empfehlungen zum weiteren Vorgehen schließen den Beitrag ab

Struktur und Typen umweltökonomischer Modelle

Die Abbildung der Interdependenz zwischen Umwelt und Wirtschaft geschieht in Bezug
auf die grundlegenden Strukturen in den verschiedenen Modellen sehr ähnlich. Darüber
wird zunächst im Abschnitt 2.1 berichtet. Im Hinblick auf die Modellierung der Verhal-
tensweisen der Agenten und die Vorstellungen über die Technologie lassen sich aber
zwei Modellklassen — die neoklassischen Modelle und die ökonometrischen Input-Out-
put-Modelle — unterscheiden. Ein Vergleich der beiden Modellklassen und eine Abschät-
zung ihrer Eignung für die Erweiterung um die soziale Dimension bietet der Abschnitt
2.2.

2.1 Zur Struktur umweltökonomischer Modelle

In der Abbildung 1 (siehe S. 95) ist die Interdependenz zwischen Umwelt und Wirtschaft
schematisch dargestellt. Wirtschaftliche Aktivitäten schädigen über die Rohstoffent-
nahme oder die Umweltnutzung sowie die Schadstoffemissionen das Naturvermögen.
Die sich daraus ergebenden Änderungen des Umweltzustandes wirken wiederum zurück
auf die Wirtschaft. Man denke etwa an die Emissionen von CO, und die dadurch aus-
gelöste Änderung des Klimas, die wiederum durch Sturmschäden oder Hochwasser auf
die Wirtschaft zurück wirkt.

Die Abbildung des systemaren Zusammenhangs zwischen den Rohstoffentnahmen ei-
nerseits und den Schadstoffemissionen andererseits mit dem ökonomischen Prozess ist
auf der Basis der ökonomischen Theorie relativ gut möglich. Die Darstellung der Wir-
kungen der Rohstoffentnahmen und der Schadstoffemissionen auf die Qualität des
Naturvermögens ist dagegen schwieriger, und die Abbildung der Rückwirkungen der
Änderungen des Naturvermögens auf den ökonomischen Prozess kaum noch möglich.
Letzteres liegt daran, dass die dafür notwendigen Koppelungen von umweltökonomi-
schen und naturwissenschaftlichen Modellen fehlen bzw. nur in allerersten Ansätzen
vorliegen.

Die damit gegebene Störung der Interdependenz wird in den umweltökonomischen
Modellen dadurch zumindest teilweise überwunden, dass die vom System in physischen
Einheiten ermittelten Rohstoffentnahmen, Umweltnutzungen bzw. Schadstoffemissio-
nen beim Einsatz marktwirtschaftlicher Instrumente wie Steuern und Nutzungsrechten
unmittelbar den Verursachern angelastet werden und dort zu Kosten und in der Folge
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auch zu Anpassungsreaktionen führen. Auch bei technischen Vorgaben, die ja Reaktion
auf das Auseinanderklaffen von Umweltzielen und Umweltbelastungen sind, werden
entsprechende technologische Änderungen im Modell vorgenommen und führen dann
zu vielfältigen Reaktionen im System.

Abbildung 1
Die Interdependenz von Wirtschaft und Umwelt

Entnahme und	 Emissionen
Nutzung von	 Wirtschaft	 und strukturelle
Ressourcen	 Eingriffe

Zustand der
Umwelt

Die Datenanforderungen für die Entwicklung und den laufenden Betrieb solcher Modelle
lassen sich wie folgt kurz beschreiben: Es werden abgestimmte Datensätze der

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen,

Input-Output-Rechnungen in tiefer Gliederung,

Umweltökonomischen Gesamtrechnungen hinsichtlich Rohstoffentnahme, Umwelt-
nutzung und Schadstoffemission

benötigt.

2.2	 Typen umweltökonomischer Modelle

Da eine präzise Erfassung der direkten und indirekten umweltökonomischen Zusam-
menhänge zu fordern ist, ist klar, dass es sich um Strukturmodelle handeln muss, die
die Vorleistungsverflechtung der Wirtschaft und die Endnachfrage in tiefer sektoraler
Gliederung mit variablen Strukturen abbilden. Traditionelle Input-Output-Modelle sind
wegen der starren Strukturen und der mangelnden Endogenität wichtiger Einflussgrößen
völlig ungeeignet. Der beschriebenen Anforderung genügen grundsätzlich die Allge-
meinen Gleichgewichtsmodelle oder CGE-Modelle (Computable General Equilibrium)
sowie die Ökonometrischen Input-Output-Modelle. Eine ausführliche Diskussion beider
Modelltypen Findet sich bei West (1995) und Meyer (2003). Die folgende Übersicht
(siehe S. 96) vergleicht die wesentlichen Merkmale beider Modelltypen:
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Übersicht 1
Vergleich der Eigenschaften von Allgemeinen Gleichgewichtsmodellen
und Ökonometrischen Input-Output-Modellen

Allgemeine Gleichgewichtsmodelle (CGE) 	 Ökonometrische Input-Output-Modelle

Unterschiede in der Modellierung

Verhalten der Agenten:

Optimierung bei vollst. Information Begrenzte Rationalität

Relation von Aggregat und Individuum:

Repräsentativer Agent Berücksichtigung der Population

Marktmodellierung:

Konkurrenzmarktgleichgewicht Unvollständige Märkte mit Preissetzungs-
verhalten der Anbieter

Technologie:

Neoklassische Produktionsfunktion Putty-clay-Technologie

Haushaltsentscheidungen:

Ableitung aus Nutzenfunktion Ad-hoc-Hypothesen

Unterschiede in der Parametrisierung:

Kalibrierung (Ausnahme: Jorgenson/ Ökonometrische Schätzung
Wilcoxen 1993)

Beispiele:

Böhringer (1996), Welsch (1996) Barker (1997), Meyer (2000)

Hinsichtlich der Modellierung mag man zu sehr unterschiedlichen Einschätzungen bei-
der Modelltypen kommen. Aus einer neoklassischen Perspektive ist den Allgemeinen
Gleichgewichtsmodellen der Vorzug zu geben. Steht man der Evolutorischen Ökonomik
näher, so wird man sich für die Okonometrischen Input-Output-Modelle aussprechen.
Hinsichtlich der Parametrisierung ist allerdings m. E. eine eindeutige Bewertung gege-
ben: Die Allgemeinen Gleichgewichtsmodelle sind nicht empirisch fundiert, denn sie
übernehmen einige Parameter aus der Literatur und berechnen die restlichen Parameter
aus den Daten eines Beobachtungspunktes. Da auf die Daten einer Beobachtung jede
Modellstruktur passt, ist eine empirische Validierung in keiner Weise gegeben.

Gleichwohl sind Allgemeine Gleichgewichtsmodelle nicht wertlos, denn sie besitzen
eine geschlossene theoretische Struktur und können als Referenzsysteme bei Politiksi-
mulation zeigen, wie im Idealfall sich Wirkungszusammenhänge zeigen.

Okonometrische Input-Output-Modelle sind zwar empirisch fundiert, es bleiben aber
Unsicherheiten, ob es gelingt, die „wahre" Struktur zu schätzen. Dieses generelle Prob-
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lem ökonometrischer Modelle tritt hier noch verschärft auf, weil die Zeitreihen häufig
relativ kurz sind und die notwendigerweise komplexen und riesigen Modellstrukturen
Systemschätzungen nicht zulassen. Natürlich kommt einer sachgerechten und sorgfälti-
gen Spezifikation der Modelle eine entscheidende Bedeutung zu.

Im Hinblick auf die sozio-ökonomische Erweiterung scheinen die Allgemeinen Gleichge-
wichtsmodelle grundsätzlich ungeeignet zu sein. Die neoklassische Modellierung, die
den allwissenden homo oeconomicus im Rahmen eines Gleichgewichtskonzeptes be-
trachtet, ist zu eng, um die vielfältigen Aspekte eines sozio-ökonomischen Ansatzes er-
fassen zu können.

3	 Das sozio-ökonomische Berichtssystem und soziale Indikatoren

In der sozio-ökonomischen Literatur wird die empirische Analyse nicht auf der Basis von
Gesamtrechnungsdaten, sondern anhand von Indikatoren geführt. Es ist deshalb zu prü-
fen, inwieweit die entsprechenden Indikatoren durch das sozio-ökonomische Berichts-
system abgedeckt werden. Zunächst wird deshalb Stahmers (2002) Entwurf eines sozio-
ökonomischen Berichtssystems vorgestellt und anschließend den sozioökonomischen
Indikatoren gegenübergestellt.

3.1	 Stahmers sozio-ökonomisches Berichtssystem

Stahmers (2002) Entwurf eines sozio-ökonomischen Berichtssystems basiert auf in der
Literatur bislang weitgehend unbeachtet gebliebenen Vorstellungen Stones (1981) zu
einem umfassenden gesellschaftlichen Berichtssystem. Stahmer (2002) nennt die fol-
genden Informationsziele für das Datensystem:

Demographischer Wandel und seine Auswirkungen auf die sozialen Sicherungs-
systeme, Konsumstruktur und Arbeitsmarkt.

Staatsverschuldung und die Verteilung der aus ihr folgenden Belastung über die ver-
schiedenen Altersjahrgänge.

Die Bedeutung zunehmender Flexibilisierungen der Arbeitszeit für soziales Engage-
ment und Kindererziehung.

Die Bedeutung der Bildung für den Arbeitsmarkt.

Die Entwicklung der Einkommens- und Vermögensverteilung zur Abschätzung der
Chancen künftiger Generationen.

Das zur Vermeidung von Überfrachtungen modular gegliederte System ist in der Über-
sicht 2 (siehe S. 98) dargestellt.
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Übersicht 2
Die Struktur des sozio-ökonomischen Berichtssystems nach C. Stahmer

Gegenstand

1. Sozio-demographischer Lebenszyklus

Personen

2. Sozio-ökonomischer Lebenszyklus

Personen

3. Erwerbstätige und Erwerbsarbeitszeit

Arbeitsinputs (Stunden u. Personen)

4. Zeitverwendung

Haushaltsaktivitäten

Gliederung

Alter, Geschlecht, Haushalt, Familie

Alter, Geschlecht, Ausbildung, Erwerbsleben

Produktions-/Wirtschaftsbereich,
Qualifikationen

Personen, Haushaltstypen

5. Entstehung, Verteilung, Umverteilung und Verwendung der Einkommen

Wertströme	 Qualifikation, Haushaltstypen,
Produktions-/Wirtschaftsbereich

6. Vermögens- und Abschreibungsrechnung

Wohnungsvermögen
Privates Gebrauchsvermögen
Ausbildungsvermögen

Geldvermögen

7. Güterinputs der Haushalte

monetärer und physischer Konsum

B. Materialbilanzen

Rohstoffe, Güter, Rest- und Schadstoffe
in physischen Einheiten

Haushaltstypen
Anlagearten, Privataktivitäten
Qualifikationen, Privataktivitäten
Produktions-/Wirtschaftsbereich

Haushaltstypen

Haushaltstypen, Privataktivitäten,
Verwendungszwecke

Haushaltstypen, Privataktivitäten,
Verwendungszwecke
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3.2	 Zur Integration von sozialen Indikatoren und sozio-ökonomischem
Berichtssystem

Frohn (2002) hat in seiner Sichtung der sozio-ökonomischen Literatur 16 soziale Indika-

toren identifiziert und Vorschläge zu ihrer Messung gemacht, die in der Übersicht 3 dar-

gestellt sind:

Übersicht 3
Soziale Indikatoren und ihre Messung nach Frohn

Indikator

1. Erziehung und Bildung

2. Gesundheit

3. Demographische Struktur
und Entwicklung

4. Kultur

5. Rechtssystem

6. Soziale Sicherheit

7. Politisches System

B. Innere und äußere Sicherheit

9. Gestaltung von Freizeit

10. Gestaltung von Arbeit

11. Intensität zwischenmenschlicher
Beziehungen, Gruppenaktivitäten

12. Vertrauen in Mitmenschen
und Institutionen

13. Politische und ökonomische
Diskriminierung

14. Qualität von Verwaltung

15. Mobilität

16. Wohn-/Siedlungssituation

Messung

Schulabschlüsse, Berufsqualifikation,
Weiterbildung

Krankheitsfälle nach Altersklassen, Anteil
Pflegebedürftiger

Bevölkerungsstatistik

Erreichbarkeit und Nutzung kultureller
Einrichtungen

Anzahl und Dauer von Prozessen

Sozialstatistik

Wahlbeteiligung, außerplanmäßige
Regierungswechsel

Kriminalstatistik, Aufstände, Kriege

Erziehungs-, Weiterbildungszeiten,
Freizeitbeschäftigungen

Erwerbs-, Eigenarbeit, Flexibilität
von Arbeitszeiten

Familienstatistik, Vereinszugehörigkeit

Anzahl von Rechtsstreitigkeiten

Stärke von Minderheiten

Anzahl von Widersprüchen, Korruption

Wanderungs-, Pendlerstatistik, Verkehrs-km
pro Person

Wohnungsstatistik
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Die quantitativen Indikatoren der meisten Bereiche lassen sich entweder direkt per Defi-
nition oder indirekt unter Verwendung geringfügiger Zusatzinformationen aus Stahmers
sozio-ökonomischem Berichtssystem ableiten. Hierzu zählen die Bereiche:

Erziehung und Bildung,

Gesundheit,

Demographische Struktur,

Soziale Sicherheit,

Gestaltung von Freizeit,

Gestaltung von Arbeit,

Mobilität,

Wohn- und Siedlungssituation.

Für die restlichen Bereiche ist dies nicht möglich. Die entsprechenden Variablen müssen
als autonome Zeitreihen dem System hinzugefügt werden. Die Endogenisierung dieser
Variablen geschieht in einem evolutorischen Prozess, dessen Ergebnis hier nicht antizi-
piert werden kann.

4	 Die Integration des sozio-ökonomischen Berichtssystems in ein
ökonometrisches Modell — das Beispiel PANTA RHEI

Die Integration des sozio-ökonomischen Berichtssystems in ein bestehendes umwelt-
ökonomisches Modell kann natürlich nur am konkreten Beispiel diskutiert werden. Wir
wählen das Modell PANTA RHEI (Heraklit: „alles fließt"), das bereits in vielen Projekten
zur Simulation der Wirkungen umweltpolitischer Maßnahmen auf die wirtschaftliche
Entwicklung und den Zustand der Umwelt eingesetzt worden ist. Eine Darstellung ver-
schiedener Versionen des Modells findet sich z. B. in Meyer et al. (1999), Meyer (2000)
und Meyer (2002).

Die folgende Diskussion abstrahiert völlig von den Kosten, die mit dem Ausbau verbun-
den sind. Es ist auch klar, dass wohl kaum alle angesprochenen Erweiterungen durchge-
führt werden können, weil vermutlich auch nicht alle Daten verfügbar sein werden. Es
geht zunächst nur darum, ein Fenster aufzustoßen oder eine Vision dessen zu entwi-
ckeln, was eine solche Erweiterung bedeuten könnte.

Der Ausbau des Modells wird zum einen zu völlig neuen Modulen führen und zum ande-
ren bereits bestehende Module erweitern. Neue Module werden sein:

das Demographische Modell,

das Modell der Sozialen Sicherungssysteme,

das Modell der Bildungsgesamtrechnung.

100	 Statistisches Bundesamt, Forum der Bundesstatistik, Bd. 41/2003



Ökonomische, ökologische und soziale Interdependenzen - Modellierung und Empirie

Erweiterungen bestehender Module betreffen

den Arbeitsmarkt,

die Einkommensumverteilung,

die Einkommensverwendung,

die Vermögensrechnung.

	4.1	 Das demographische Modell

Die demographische Entwicklung hat zur Zeit nur an wenigen Stellen exogenen Einfluss
auf die Modellvariablen. Aufgabe des Demographischen Modells ist die Fortschreibung
der Bevölkerung nach Alter, Geschlecht und weiteren sozio-ökonomischen Merkmalen,
was dann die systematische Berücksichtigung des demographischen Wandels bei den
Modellsimulationen erlauben würde. In einer einfachen Ausgangsmodellierung, wie sie
etwa Wolter (2002) vorgenommen hat, könnte man von konstanten Mortalitätsziffern
und Fertilitätsziffern sowie von einer konstanten Altersstruktur eines exogenen Wande-
rungssaldos ausgehen. Später sollte versucht werden, diese Größen zu endogenisieren.
Besser wäre natürlich von vornherein die Koppelung mit einem bestehenden voll
ausgebauten demographischen Modell (Birg 2001).

	4.2	 Das Modell der sozialen Sicherungssysteme

Die bisherige Modellierung erfasst die Sozialversicherung, soweit sie im Kontensystem
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen im Rahmen der Umverteilung zwischen
Haushalten, Staat, Unternehmen und Ausland sichtbar ist. Diese Situation ist unbefrie-
digend, weil die Sozialversicherung kein selbständiger Transaktor ist, und ferner die
Rentenversicherung, Krankenversicherung, Arbeitslosenversicherung und Pflegeversi-
cherung nicht getrennt mit ihren Einnahmen und Ausgaben erfasst sind. Hier bieten die
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen durchaus noch mehr, aber man könnte auch
noch die Daten des Sozialbudgets einbeziehen, was für die Rentenversicherung bereits
geschehen ist (Wolter 2002).

	4.3	 Die Abbildung der Bildungsgesamtrechnung

Die Bildungsgesamtrechnung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(Reinberg/Hummel 1999) knüpft an die demographische Darstellung der Bevölkerung
nach Jahrgängen an und ordnet ihnen Ausbildungen bzw. Qualifikationen zu. Es handelt
sich um ein dynamisches System, das durch die Verwendung von Übergangsmatrizen
die Entwicklung des Bildungsstandes der einzelnen Kohorten fortschreibt. Diese Daten
wären mit den Berechnungen von Ewerhart (2002) zum Bildungsvermögen zu verknüp-
fen. Dieses Modul würde die Brücke zwischen dem Demographischen Modell und den
beruflichen Qualifikationen der Beschäftigten schlagen.

Die Koeffizienten der Übergangsmatrizen könnten zunächst als konstant angenommen
werden. In einem zweiten Schritt wären sie als exogene Variablen im Rahmen von Szena-
rien vorzugeben. Ob eine Endogenisierung gelingen wird, kann im Moment nicht über-
blickt werden.
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4.4 Der Arbeitsmarkt

Die bisherige Modellierung des Arbeitsmarktes sieht für jeden der 59 Wirtschaftsberei-
che eine Arbeitsnachfragefunktion in der Dimension der Arbeitsstunden (bis PANTA RHEI
IV, spätere Versionen: Köpfe), eine Funktion zur Bestimmung der Arbeitszeit, eine
Lohnsatzfunktion sowie eine Funktion zur Bestimmung der Zahl der Selbständigen vor.
Daraus lassen sich dann die Lohnsummen, die Beschäftigten und die Erwerbstätigen der
einzelnen Sektoren definitorisch berechnen.

Die sozio-ökonomische Erweiterung des Modells wird eine Zerlegung der Arbeitsnach-
frage in den einzelnen Wirtschaftsbereichen nach Qualifikationen ermöglichen, was im
Idealfall auch für die Arbeitszeiten und Lohnsätze gelänge. Dann wären neben der An-
zahl der beschäftigten Personen auch die Lohnsummen und Arbeitszeiten nach Qualifi-
kationen verfügbar. Für die Erklärung der Entwicklung der Beschäftigung wäre dies ein
gewaltiger Schritt, da damit die Heterogenität des Arbeitseinsatzes erfasst werden
könnte. Die lahrgangsdimension wird vermutlich nicht auch noch abbildbar sein.

4.5 Die Einkommensumverteilung

Die bisherige Modellierung der Einkommensumverteilung erfasst alle Transaktionen
zwischen Haushalten, Staat, Unternehmen und Ausland, die im Rahmen des Kontensys-
tems der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen dargestellt sind. Die sozio-ökonomi-
sche Erweiterung wird es erlauben, dieses Geflecht nun für die sozio-ökonomischen
Haushaltstypen zu disaggregieren. Damit wird es möglich, die Abhängigkeit der Ein-
kommenssituation der sozio-ökonomischen Haushaltstypen von der wirtschaftlichen
Entwicklung und von Umverteilungsaktivitäten des Staates darzustellen. Die Verfügba-
ren Einkommen der sozio-ökonomischen Haushaltstypen werden völlig neue Möglichkei-
ten der Analyse des Konsumverhaltens im Modell ermöglichen.

4.6 Die Einkommensverwendung und die Zeitverwendung

Bisher beschreibt das Modell die Einkommensverwendung nach Konsumzwecken und
deren Zerlegung nach in ihnen enthaltenen Gütergruppen. Die sozio-ökonomische Erwei-
terung wird es ermöglichen, diese Struktur nach sozio-ökonomischen Haushaltstypen zu
disaggregieren und aus der Entwicklung ihrer Verfügbaren Einkommen und anderer vor
allem sozio-ökonomischer Größen — wie etwa Durchschnittsalter und Bildungsstand —
zu erklären.

Für die sozio-ökonomischen Haushaltstypen stünden außerdem die Zeitverwendungen
für die verschiedenen Haushaltsaktivitäten zur Verfügung. Damit wäre eine wichtige
Dimension des gesellschaftlichen Wandels erstmals im Modell darstellbar und grund-
sätzlich auch erklärbar. Weiterhin ergäben sich völlig neue Analysemöglichkeiten hin-
sichtlich etwaiger Zusammenhänge zwischen der Struktur der Zeitverwendung und der
Konsumstruktur.
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4.7 Vermögens- und Abschreibungsberechnung

Das Wohnungsvermögen wird im Modell zur Zeit als Kapitalstock des Sektors „Woh-
nungsvermietung" fortgeschrieben mit dessen Bruttoinvestitionsfunktion und den Ab-
gangsfunktionen für Bauten. Die sozio-ökonomische Erweiterung erlaubt wiederum eine
Disaggregation nach sozio-ökonomischen Haushaltstypen, wobei demographische und
sozio-ökonomische Merkmale der Haushaltstypen völlig neue Erklärungsperspektiven
ermöglichen.

Das Private Gebrauchsvermögen wird zur Zeit nur in Form der Zugänge mit den Ausgaben
für die Konsumverwendungszwecke der dauerhaften Konsumgüter für Haushalte insge-
samt erfasst. Die sozio-ökonomische Erweiterung erlaubt dies wiederum für die sozio-
ökonomischen Haushaltstypen, wobei Kapitalstöcke mit Zugängen und Abgängen fort-
geschrieben werden können.

Das Ausbildungsvermögen wird zur Zeit nicht berücksichtigt. Es wird über die der Bil-
dung zugeordneten Haushaltsaktivitäten für die Haushaltstypen bestimmbar sein.

Das Geldvermögen der Haushalte wird zur Zeit nicht berechnet. Es ließe sich nach der
sozio-ökonomischen Erweiterung für die sozio-ökonomischen Haushaltstypen bestim-
men und im Modell aus der Entwicklung ihrer Ersparnis fortschreiben.

4.8 Güterinputs der Privaten Haushalte

Die Güterinputs der Privaten Haushalte werden in monetären Einheiten gegliedert nach
Gütergruppen über eine „bridge"-Matrix aus den Konsumverwendungszwecken erklärt.
Die sozio-ökonomische Erweiterung erlaubt wiederum eine Untergliederung der Model-
lierung nach sozio-ökonomischen Haushaltstypen.

4.9 Materialbilanzen für die Haushalte

Materialbilanzen für Private Haushalte fehlen zur Zeit im Modell. Es fragt sich allerdings,
ob sie für den Einsatz im Modell explizit berechnet werden müssen. Eine alternative Vor-
gehensweise bestünde darin, Materialinputs für die Produktionsbereiche vorzugeben
und die den verschiedenen Haushaltstypen zuzurechnenden Materialinputs in Modell-
rechnungen zu bestimmen. Natürlich mag es über den Zweck der Durchführung von
Modellrechnungen hinaus sinnvoll sein, über derartige Materialbilanzen zu verfügen.

Schlussfolgerungen

Die Erweiterung des umweltökonomischen Modells PANTA RHEI um die Daten des sozio-
ökonomischen Berichtssystems ist möglich und erlaubt in Simulationsrechnungen eine
Analyse des gesellschaftlichen Wandels in der Interdependenz mit ökonomischen und
ökologischen Entwicklungen. Das sozio-ökonomische Berichtssystem wird nicht alle
dazu erforderlichen Informationen liefern können. Es werden weiter Variablen als Indika-
toren aus den Bereichen Kultur, Gesundheit und Politik hinzukommen müssen, die dann
explizit in den Modellzusammenhang zu integrieren sind. Die Chancen einer guten Erklä-
rung dieser Größen sind vor dem Hintergrund der Datenfülle der Umweltökonomischen
Gesamtrechnungen, der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und des künftigen
sozio-ökonomischen Berichtssystems außerordentlich hoch.
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Mit einem auf diese Weise erweiterten System wäre dann erstmalig eine umfassende
Analyse der „drei Säulen" der Nachhaltigkeit möglich. Die Erfahrung lehrt natürlich, dass
die Schwierigkeiten im Detail liegen und die endgültige Struktur des sozio-ökonomi-
schen Berichtssystems das Ergebnis eines heute noch nicht absehbaren evolutorischen
Prozesses sein wird. Um sicherzustellen, dass dabei die Anforderungen der Datenver-
wendung stets berücksichtigt werden, ist eine enge Verschränkung des Ausbaus des
Berichtssystems und des Modells dringend angezeigt. Zu empfehlen ist natürlich eine
Beteiligung von potentiellen späteren Nutzern eines solchen Modells an diesem Ent-
wicklungsprozess.

Die Bemühungen um den Aufbau eines sozio-ökonomischen Berichtssystems und die
damit verbundenen Anstrengungen zur Erweiterung bestehender umweltökonomischer
Modelle um die soziale Dimension sollten auch als ein Beitrag zur Wiederherstellung der
vor Jahrzehnten verlorenen Einheit der Sozialwissenschaften gesehen werden.
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Schätzung des Bildungsvermögens in Deutschland

Fragestellung

Es gibt gute Argumente anzunehmen, dass der für die entwickelten Volkswirtschaften zu
beobachtende Trend zu wissensbasierten Gesellschaften wohl noch auf lange Sicht an-
halten wird. Das wirtschaftliche Wohlergehen nicht nur der Industrienationen wird somit
zukünftig noch stärker davon abhängen, inwieweit es gelingt, die Bevölkerung mit einer
möglichst hochwertigen Bildung auszustatten. Die Rolle der vorhandenen Bildung als
wichtiger gesamtwirtschaftlicher Produktionsfaktor („Humankapital” bzw. „Bildungs-
vermögen") kann sicherlich als allgemein akzeptiert bezeichnet werden.

Zur Ermittlung des ökonomischen Werts des Bildungsvermögens einer Volkswirtschaft
steht seit inzwischen vier Jahrzehnten der von Theodore W. Schultz entwickelte Ansatz

der Humankapitalstockschätzung zur Verfügung. 1 ) Die entsprechenden Indikatoren wer-
den heute aber zum einen nur sporadisch ermittelt, da sie nicht zum Kernsystem der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) gehören. Die Bildungsausgaben werden
dort nicht als Investition, sondern als Konsum erfasst. Für eine entsprechende Vermö-
gensgröße, die das Resultat früherer Investitionen darstellt, ist somit kein Platz. Zum
anderen sind zumeist nur Berechnungen für den Bestand an Humankapital vorgenom-
men worden. Es fehlt die explizite Verzahnung mit den zugehörigen Veränderungs- oder
Stromgrößen, nämlich den Investitionen in und den Abschreibungen auf Humankapi-

tal. 2 )

Im vorliegenden Beitrag werden dagegen kohärente Schätzungen für Investitionen, Ab-
schreibungen und Bestände vorgelegt. Sie beziehen sich auf Deutschland und die Be-
richtsjahre 1992 bis 1999. Die Berechnungen sind Bestandteil eines umfassenden

sozioökonomischen Berichtssystems für Deutschland, 3) in dem im Sinne der Arbeiten
von Richard Stone die Dimensionen Personen, Geld, Menge und Zeit miteinander ver-

knüpft werden. 4) Als Datenquelle in Bezug auf die Personen wird dabei die Bildungsge-
samtrechnung (BGR) des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) verwen-

det. 5) Wichtige monetäre Informationen für die Studie stammen aus den Berechnungen

des Statistischen Bundesamtes zum Bildungsbudget in Deutschland. 6 )

*) Dr. Georg Ewerhart, GTZ-Langzeitexperte, Ministry of Planning, Research and Studies Department, Riyadh,
Saudi-Arabien.

Der Beitrag stellt einen Auszug aus einer im Auftrag des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) der Bundesanstalt für Arbeit (Nürnberg) durchgeführten Studie dar (Ewerhart 2003).

1) Schultz (1961; 1962).

2) Abschreibungen auf das Humankapital werden in der Wirtschaftstheorie schon lange diskutiert; vgl. u.a.
Wiles (1956), Becker (1964) und Ben-Porath (1967).

3) Vgl. Stahmer (2002).

4) Vgl. United Nations (1975) und Stone (1981).

5) Vgl. Reinberg/Hummel (1999).

6) Vgl. Hetmeier/Schmidt (2000).
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Die Berechnungsergebnisse können gleichzeitig als ein Satellitensystem zu den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen für den Bereich „Erziehung und Unterricht" interpre-
tiert werden, wie es im neuen Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrech-
nungen (ESVG 1995, Ziff. 1.18 f.) vorgeschlagen wird.

Aus der Gesamtheit der sozioökonomischen Aspekte von Bildung werden hier die Kate-
gorien Alter und Erwerbsstatus analysiert. Der verwendete Ansatz lässt es zu, die Ana-
lyse auf weitere Themenbereiche wie z.B. Geschlecht und Einkommen auszudehnen. Die

notwendigen Daten zur Berücksichtigung dieser und weiterer Merkmale liegen vor. 7)

Der Beitrag besteht aus fünf Abschnitten. Im Anschluss an diese Einführung
(Abschnitt 1) werden in Abschnitt 2 die theoretisch-konzeptionellen Grundlagen des Be-
rechnungsmodells diskutiert und in Abschnitt 3 die Ergebnisse vorgestellt. Nach einer
Analyse der langfristigen Entwicklung des Einsatzverhältnisses zwischen Humankapital
und Sachkapital in Deutschland (Abschnitt 4) schließt der Beitrag mit einer Zusammen-
fassung und einem Ausblick (Abschnitt 5).

Konzeption und Annahmen

Den Ausgangspunkt des hier verwendeten Berechnungsmodells bildet die Annahme,
dass die Produktion von Bildung eine Investition darstellt. Die akkumulierten Bildungs-
investitionen vergangener Perioden begründen dann eine entsprechende Bestands-
größe, die einen dauerhaften Strom an ökonomisch relevanten Leistungen im Erwerbs-
leben und in der Privatsphäre abgibt.

Unter dem Begriff „Bildungsvermögen" wird dabei derjenige Teil des Humankapitals
verstanden, der auf die allgemeine Bildung und die berufliche Ausbildung im Rahmen
des formellen Bildungssystems zurückgeht. Dabei werden die Kindergärten, die allge-
mein bildenden und beruflichen Schulen, die Hochschulen und die Weiterbildung einbe-
zogen. Nicht berücksichtigt wird somit der gesamte Bereich der informellen Bildung wie
zum Beispiel der Beitrag der Erziehung im Elternhaus, wohl wissend, dass auch die in-
formelle Bildung mit erheblichem Ressourceneinsatz verbunden ist und eine wesentli-
che Rolle für den individuellen Entwicklungsprozess spielt.

Nun zu den buchungstechnischen Aspekten: Welche Konsequenzen ergeben sich für
eine makroökonomische Vermögensrechnung, wenn man Bildung nicht als Konsum,
sondern als Investition behandelt? Wie schon erwähnt bedeutet dies uno actu die Exis-
tenz eines entsprechenden Vermögensbestands. Diesen Bestand kann man brutto oder
netto messen.

In Abbildung 1 (siehe S. 108) ist — in stilisierter Form — die Entwicklung des Bildungs-

vermögens im Lebenszyklus eines Individuums 8) nach beiden Messkonzepten darge-
stellt. Der Einfachheit halber wird dabei nur ein einzelner Bildungsgang betrachtet, und
es findet keine Weiterbildung statt. Über die gesamte Nutzungsphase, die sich an die
Investitionsphase anschließt, gibt die Investition einen gleichmäßigen Leistungsstrom
ab.

7) Vgl. Weißhuhn (2001).

8) Ben-Porath (1967), Heckman (1976), Rosen (1976).
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Abbildung 1
Bildungsvermögen brutto und netto, einzelwirtschaftlich

Bildungs-
vermögen

Bruttobestand

Nettobestand

0
Investition	 Nutzung	 Alter

Bei Anwendung des Bruttokonzepts wird eine Aussage über die Entwicklung der produk-
tiven Kapazitäten des Individuums angestrebt. Die Investition wird entsprechend über
die volle Nutzungsdauer mit ihrem Neuwert „in den Büchern" ausgewiesen, und am
Ende der Nutzungsperiode wird der volle Wert ausgebucht. Das Bruttovermögen sinkt
hier also auf einen Schlag vom Neuwert auf null. Man spricht dabei vom Abgang dieses
Investitionsgegenstands, dessen Zeitpunkt beim Bildungsvermögen auch vor dem Zeit-
punkt des Ablebens einer Person liegen kann.

Im Gegensatz dazu werden beim Nettokonzept die seit Beginn der Nutzungsperiode an-
gefallenen Abschreibungen sukzessive abgezogen. Die auf die einzelnen Teilabschnitte
der Nutzungsperiode entfallenden Abschreibungsbeträge entsprechen dem jeweils ab-
gegebenen Strom an nutzbaren Leistungen (capital Services). Die Entwicklung des
Nettovermögens spiegelt somit den Rest- bzw. Zeitwert einer Investition wider, und am
Ende der Nutzungsperiode ist der Nettovermögensbestand definitionsgemäß auf null
gesunken. Wie bei der derzeitigen Schätzung des Sachkapitalbestands im Rahmen der

gesamtwirtschaftlichen Vermögensrechnung 9) ist auch in Abbildung 1 ein linearer Ab-
schreibungsverlauf unterstellt.

Wenn dieses bewusst vereinfachende Schema durch zusätzliche Bildungsabschlüsse, zu
denen auch Weiterbildungsmaßnahmen zu zählen sind, erweitert wird, ergeben sich
realistischere, d.h. tendenziell abgerundete und weniger kantige Verläufe für den Be-
stand an Nettovermögen im Lebenszyklus. Mit geringen Modifikationen lässt sich die auf
ein Individuum bezogene Darstellung auch auf homogene Gruppen von Personen glei-
chen Alters und mit gleicher Bildungsbiografie übertragen („Kohortenbetrachtung").

9) Schmalwasser (2001, 5. 345). Vgl. auch die früheren Darstellungen der Vermögensrechnung des Statisti-
schen Bundesamts bei Lützel (1971; 1972; 1976), Stahmer (1979; 1983) und Schmidt (1989).
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Um anschließend von der Kohortenbetrachtung zu einer Periodenbetrachtung zu gelan-
gen, bei der sich die Ergebnisse auf ein bestimmtes Kalenderjahr beziehen, müssen die
Investitionen, Bestände und Abschreibungen sämtlicher Kohorten zusammengefasst
werden, die im betreffenden Kalenderjahr Bildungsinvestitionen tätigen bzw. ihr Bil-
dungsvermögen nutzen. Die bei der Periodenbetrachtung resultierenden Zusammen-
hänge zwischen den Aggregaten lassen sich mit Hilfe des in Abbildung 2 dargestellten
Wasserbeckens verdeutlichen.

Es sei vorausgeschickt, dass mit dieser Grafik sowohl das Konzept des Brutto- als auch
das des Nettobestands verdeutlicht werden kann. Während das zufließende Wasser in
beiden Fällen die Bruttoinvestitionen darstellt, repräsentiert das abfließende Wasser im
Fall der Bruttobetrachtung die Abgänge und im Fall der Nettobetrachtung die Abschrei-
bungen. Der Wasserstand im Bassin entspricht dann dem jeweiligen Bestand, brutto
bzw. netto erfasst.

Abbildung 2
Investitionen und Bestand, aggregiert

Investitionen (brutto)

Bestand (brutto bzw. netto)

Abgänge bzw. Abschreibungen

Die Veränderung des Wasserstands hängt von den jeweiligen Zu- und Abflüssen ab. Bei
Anwendung des Bruttokonzepts erhöht sich der Bestand zwischen zwei Zeitpunkten um
die Differenz aus Bruttoinvestitionen und Abgängen, bei Anwendung des Nettokonzepts
um die Nettoinvestitionen, der Differenz zwischen Bruttoinvestitionen und Abschreibun-
gen.

Als Zusammenfassung der bisherigen Ausführungen erscheinen folgende Punkte rele-
vant: Wenn man Bildung als Investition begreift, so müssen zum einen die Strom- und
die Bestandsdimension sorgfältig unterschieden werden. Zum anderen muss man zwi-
schen Brutto- und Nettokonzept differenzieren, wobei nicht nur die Bestandsgröße Bil-
dungsvermögen, sondern auch die Stromgröße Bildungsinvestitionen brutto und netto
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gemessen werden kann, indem die Abschreibungen auf Bildungsvermögen abgezogen
werden oder nicht.

Zur quantitativen Ermittlung des Bestands an Bildungsvermögen in Deutschland wird

hier die so genannte Inventurmethode eingesetzt. 10) Dieser Ansatz zur Berechnung des
Humankapitalbestands geht auf die Arbeiten von Theodore W. Schultz (1961; 1962) zu-
rück. Dabei wird zunächst auf der Basis einer repräsentativen „Inventur" (Volkszählung,
Mikrozensus) die Qualifikationsstruktur der Bevölkerung („Mengengerüst") ermittelt.
Konkreter formuliert wird die Anzahl der insgesamt oder in bestimmten Teilgruppen der
Bevölkerung vorhandenen Bildungsabschlüsse ermittelt. Per Multiplikation dieses Men-
gengerüsts mit den Wiederbeschaffungskosten je Abschluss („Preisvektor") ergibt sich
schließlich ein Schätzwert für den (Brutto)wert des Bildungsvermögens.

Bei der monetären Bewertung der einzelnen Bildungsabschlüsse wird eine kostenba-
sierte, retrospektive Perspektive in der Tradition der Arbeiten von Schultz gewählt, weil
sie — im Gegensatz zur ertragsbasierten, prospektiven Bewertung im Sinne von Becker
(1964) und Mincer (1974) — mit der Konzeption der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung als Ex-post-Rechnung harmoniert. Wie für das Sachanlagevermögen wird das Kon-
zept der Wiederbeschaffungskosten angewendet. Dabei wird die Frage gestellt, welche
Kosten auf Seiten der Bildungsinstitutionen im Berichts- bzw. im Basisjahr durchschnitt-
lich angefallen sind, um den betreffenden Bildungsabschluss „herzustellen". Es kann in
jeweiligen und in konstanten Preisen gerechnet werden.

Es wird somit ein enger Kostenbegriff verwendet, der im Wesentlichen den direkten Kos-
ten der Lehraktivitäten auf Seiten der Bildungsinstitutionen entspricht. Nicht berücksich-
tigt sind zum einen die direkten Kosten der Lernaktivitäten, beispielsweise für Lernmit-

tel, Transport der Bildungsteilnehmer und anteilige Nutzung von Wohnraum 11 ) sowie

zum anderen die Opportunitätskosten der Lernaktivitäten. 12) Letztere werden üblicher-
weise unter Bezug auf die Einkünfte operationalisiert, die von den Bildungsteilnehmern
hypothetisch hätten erzielt werden können.

Das Berechnungsmodell kann als ein Ex-post-Gesamtrechnungsansatz bezeichnet wer-
den. Es wird eine kombinierte Perioden- und Kohortenanalyse durchgeführt. Die Berech-
nungen, die sich auf Deutschland und die Berichtsjahre 1992 bis 1999 beziehen, wer-
den nach Alter und Erwerbsstatus gegliedert vorgenommen. Jede Jahrgangskohorte der
Bevölkerung wird einzeln erfasst, zusätzlich eingeteilt in die drei Erwerbsstatusgruppen
„Erwerbstätige", „Arbeitslose" und „Nichterwerbspersonen".

Bei der Ermittlung der Qualifikationsstruktur der Bevölkerung werden zehn allgemein bil-
dende und berufliche Abschlüsse unterschieden, die im deutschen Bildungssystem er-
zielt werden können. Sie sind in der folgenden Übersicht zusammen mit den Bildungs-
institutionen („Bildungsbereiche") aufgeführt, von denen sie vergeben werden:

10) Analog zur Terminologie des internationalen Handbuchs zur Messung des (Sach-) Kapitalstocks (OECD
2001) kann sie als direktes Messverfahren bezeichnet werden. Die direkte Messung stellt die Alternative
zur Kumulationsmethode (Perpetual-Inventory-Methode) dar. Letztere wird in den Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen zur Ermittlung des Sachanlagevermögensbestands angewendet.

11) Vgl. Ewerhart (2001), Stahmer/Ewerhart (2001) und Stahmer/Ewerhart/Herrchen (2003).

12) Vgl. Ewerhart (2002, S. 227 ff.).
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1 Kindergärten

2 Grundschulen

3 Hauptschulen

4 Realschulen

5 Gymnasien

6 Berufsschulen/Ausbildungsbetriebe

7 Fachschulen

8 Fachhochschulen

9 Universitäten

10 Weiterbildung

(„Kindergartenabschluss")

(„Grundschulabschluss")

(Hauptschulabschluss)

(Realschulabschluss)

(Fachhochschulreife/Abitur)

(Lehrabschluss)

(Meister-/Technikerabschluss)

(Fachhochschulabschluss)

(Universitätsabschluss)

(„Weiterbildungszertifikat")

In dieser Liste sind mit dem „Kindergartenabschluss", dem „Grundschulabschluss" und
dem „Weiterbildungszertifikat" drei Pseudo-Bildungsabschlüsse enthalten, die es in
dieser Form im deutschen Bildungssystem nicht gibt. Sie dienen dazu, den damit ver-
bundenen Ressourceneinsatz bei den Berechnungen berücksichtigen zu können.

Die Qualität des individuellen Bildungsabschlusses kann nicht berücksichtigt werden,
weil entsprechende Informationen für die einzelnen Jahrgangskohorten nicht vorlie-

gen. 13) Damit erhält beispielsweise jeder vorhandene Realschulabschluss den gleichen
Wert zugewiesen, unabhängig z.B. davon, wie viele Jahre seit dem individuellen Ab-
schlussdatum vergangen sind. Im Vordergrund des hier verwendeten Berechnungs-
modells stehen die Quantitäten, steht das „Mengengerüst an Personen mit einer be-
stimmten Bildungsqualifikation". Die qualitative Komponente geht nur indirekt über
einen Struktureffekt in die Ergebnisse ein, wenn sich die Aufteilung aller Bildungsab-

schlüsse auf die zehn Abschlussarten ändert. 14 )

Für die Berechnung der Abschreibungen werden schließlich noch Annahmen über die
Nutzungszeiträume der einzelnen Bildungsabschlüsse im Lebenszyklus benötigt. Um
Konsistenz zwischen Kohorten- und Periodenanalyse zu gewährleisten, werden für jeden
Altersjahrgang individuelle Annahmen getroffen, die sich aber über die jahrgangskohor-
ten hinweg nur sehr allmählich verändern. In Tabelle 1 (siehe S. 112) sind beispielhaft
die in der hier beschriebenen Basisvariante verwendeten Nutzungshypothesen für den
Geburtsjahrgang 1950 eingetragen.

Die Nutzung eines Bildungsabschlusses beginnt annahmegemäß im ersten Jahr nach
dem Erwerbszeitpunkt, für dessen Datierung es in der Regel verlässliche statistische
Quellen gibt. In Bezug auf das Ende des Nutzungszeitraums müssen demgegenüber
Hypothesen formuliert werden. Für die allgemein bildenden Abschlüsse wird angenom-
men, dass sie durchschnittlich bis zum 75. Lebensjahr genutzt werden (Spalte 4, Zeilen
1 bis 5). Dieser Wert entspricht der allgemeinen Lebenserwartung in Deutschland im Jahr
1990. Demgegenüber orientiert sich die Nutzungsdauerhypothese für die beruflichen
Ausbildungsabschlüsse (Zeilen 6 bis 10) am effektiv beobachtbaren Renteneintrittsalter,

13) Zwar liefert z.B. die PISA-Studie (Deutsches PISA-Konsortium 2001) Informationen über die Qualität der
vorhandenen Bildung, sie bezieht sich aber nur auf eine sehr spezifische, junge Kohorte der Bevölkerung.

14) Vgl. Ewerhart (2003, S. 15 ff.).
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das nach Angaben des Verbandes der Deutschen Rentenversicherungsträger (VDR) im
Jahr 2002 ziemlich genau 60 Jahre betragen hat.

Tabelle 1
Erwerbs- und Nutzungszeiträume von Bildungsabschlüssen,
Deutschland, Jahrgangskohorte 1950,
Basisvariante: Nutzung der Beruflichen Abschlüsse bis 60 Jahre

Lfd
Nr.

Bildungsabschluss

Erwerbszeitraum Nutzungszeitraum Dauer (Jahre)

im Alter ... Jahren im Alter ... Jahren
Erwerb Nutzung

von	 bis von	 bis
4

1 "Kindergartenabschluss" 4	 6 7	 75 3  69

2 "Grundschulabschluss" 7	 10 11	 75 4 65

3 Hauptschulabschluss 11	 15 16	 75 5 60

4 Realschulabschluss 11	 16 17	 75 6 59

5 Fachhochschulreifel Abitur 11	 19 20	 75 9 56

6

7

Lehrabschluss

MeisterTechnikerabschluss-/

16	 18 19	 60

24	 60

3 42

8 Fachhochschulabschluss

23	 23

22	 25 26	 60

1

4

37

35

9 Hochschulabschluss 21	 26 27	 60 6 34

10 "Weitorbildungszertflkat" 39	 39 40	 60 1 21

In der hier beschriebenen Basisvariante wird eine lineare Abschreibung unterstellt. Die
auf einen Abschluss entfallenden Abschreibungsbeträge sind damit in konstanten Prei-
sen in allen Nutzungsjahren gleich hoch.

3 Ergebnisse

In den folgenden Tabellen sind die wichtigsten Resultate der Berechnungen zusammen-
fasst. Zunächst zeigt Tabelle 2 (siehe S. 113) die Zeitreihen für die Bruttobildungsinves-
titionen. Sie basieren auf dem Ergebnis der Entstehungsrechnung der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen (VGR) für den Wirtschaftsbereich „Erziehung und Unterricht",
das wiederum — vereinfacht ausgedrückt — der Summe der Kosten des staatlichen Bil-

dungsangebots und der Umsätze der privaten Bildungsanbieter entspricht. 15)

Die VGR-Ergebnisse werden für unsere Zwecke in vier der zehn Bildungsbereiche noch
einmal korrigiert, um von einer primär institutionellen zu einer funktionellen Abgrenzung
des Bildungswesens zu gelangen. Die Korrekturen bestehen darin, dass einerseits die
Aufwendungen der Unternehmen und des Staates im Rahmen der dualen Ausbildung
sowie der internen Weiterbildung einbezogen und andererseits die Forschungstätigkeit
der Hochschulen herausgerechnet werden.

In konstanten Preisen von 1995 („preisbereinigt") ergeben sich durchgängig steigende
Bruttoinvestitionen für die Bereiche Kindergärten, Hauptschulen, Realschulen, Gymna-
sien und Lehrausbildung (Bildungsbereiche 1 sowie 3 bis 6). Die in den Grundschulen

15) Vgl. Statistisches Bundesamt (2002), Ewerhart (2003, S. 18 ff.).
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(Bereich 2) produzierten Bildungsinvestitionen sinken dagegen „real" ab 1998, die der
Fachschulen (Bildungsbereich 7) schon ab 1995. Auch bei den Hochschulen sinken die
Werte ab 1995 (Fachhochschulen, Bereich 8) bzw. sogar schon ab 1994 (Universitäten,
Bereich 9). Für die Fachhochschulen ist ein neuerlicher Anstieg ab 1999 zu konstatieren.
Die Weiterbildungsinvestitionen (Bildungsbereich 10) sind seit 1998 rückläufig.

In der Summe steigen die Bruttobildungsinvestitionen — abgesehen von 1994 — bis zum
Jahr 1999 stetig an, allerdings mit einem nur noch sehr geringen Zuwachs in den Jahren
1998 und 1999. Der Wert für das Jahr 2000 liegt schließlich knapp unter dem Vorjahres-
wert.

Tabelle 2
Bruttobildungsinvestitionen nach Bildungsbereichen Preisen von 1995,
Deutschland, 1991 bis 2000, Mrd. EUR
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Tabelle 3
Kosten je Bildungsabschluss zu Wiederbeschaffungspreisen,
Deutschland, 1991 bis 2000, EUR

In Tabelle 3 sind die Ergebnisse für die Wiederbeschaffungskosten je Bildungsabschluss
eingetragen. Sie ergeben sich, indem man die Kosten je Bildungsteilnehmer und Jahr,
ermittelt als Quotient aus den Bruttobildungsinvestitionen in jeweiligen Preisen und der
Anzahl der Bildungsteilnehmer („Schüler") mit der (Soll-)Dauer für den Erwerb des ent-

sprechenden Abschlusses (vgl. Tabelle 1) multipliziert. 16)

Besonders erwähnenswert ist hier, dass die durchschnittlichen Wiederbeschaffungskos-
ten für einen „Fachhochschulabschluss" nach Abzug der auf die Forschungsaktivitäten
entfallenden Aufwendungen in der zweiten Hälfte der 90er Jahre nur knapp unter den
Kosten für einen „Universitätsabschluss” liegen. Dieses ungewohnte Bild wird verständ-
lich, wenn man sich vor Augen führt, dass der Forschungsanteil bei den Fachhochschu-
len 8,5 % und bei den Universitäten 47,6 % beträgt.

Die Schätzwerte für die Anzahl der vorhandenen Bildungsabschlüsse („Mengengerüst")
sind in Tabelle 4 (siehe S. 115) eingetragen. Es sind hier die Ergebnisse für die Gesamt-
bevölkerung dargestellt, die auf den Ergebnissen für die einzelnen Altersjahrgänge und
Erwerbsstatusgruppen basieren. Die Anzahl der in Deutschland insgesamt vorhandenen
Bildungsabschlüsse steigt demnach zwischen Anfang 1992 und Anfang 1999 um etwa
35 %. Diese Entwicklung ist in erster Linie auf die in diesem Zeitraum neu erworbenen
Abschlüsse zurückzuführen, es sind aber auch die Veränderungen enthalten, die auf
Sterbefällen sowie Zu- und Auswanderung basieren.

Wenn man nach den einzelnen Abschlussarten differenziert, ergibt sich der höchste Zu-
wachs bei den Fachhochschulabschlüssen und „Weiterbildungszertifikaten", deren

16) Es wird an dieser Stelle ganz bewusst mit den Sollzeiten und nicht mit den effektiven Zeiten für den Er-
werb der einzelnen Abschlüsse gearbeitet, um das Themengebiet „Qualität und Effizienz im Bildungs-
bereich" so weit wie möglich aus den Berechnungen auszublenden.
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Anzahl jeweils um über 50 % ansteigt. Kräftig positive Anstiege in Höhe von etwa 25 %
ergeben sich bei den „Kindergartenabschlüssen", bei der Kategorie Fachhochschul-
reife/Abitur und bei den Universitätsabschlüssen.

Tabelle 4
In der Bevölkerung vorhandene Bildungsabschlüsse,
Deutschland, 1992 bis 1999, jeweils Jahresanfang, Mill.

Tabelle 5
Bruttobildungsvermögen in Preisen von 1995,
Deutschland, 1992 bis 1999, jeweils Jahresanfang, Mrd. EUR,
Basisvariante: Nutzung der beruflichen Abschlüsse bis 60 Jahre
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Auf Grundlage der bisher beschriebenen Arbeitsschritte (Wiederbeschaffungskosten,
Anzahl vorhandener Abschlüsse) und der in Abschnitt 2 beschriebenen Annahmen be-
züglich Abschreibungsfunktion und Nutzungsdauer können nun der Bestand an und die
Abschreibungen auf Bildungsvermögen berechnet werden.

Die Ergebnisse für den in der Gesamtbevölkerung „inkorporierten" Bruttobestand an

Bildungsvermögen sind in Tabelle 5 dargestellt. 17) Von Anfang 1992 bis Anfang 1999
steigt der Bestand in konstanten (Wiederbeschaffungs-) Preisen des Jahres 1995 von
4,38 Billionen Euro auf 4,64 Billionen Euro an. Dies entspricht einem Zuwachs von 5,9 %
bzw. einer durchschnittlichen Wachstumsrate von 0,8 % je Jahr. Ein weitaus überdurch-
schnittlicher Anstieg ist in Bezug auf den „Kindergartenabschluss" (5,1 % jährlich),
Fachhochschulreife/Abitur (3,1 %), Fachhochschulabschluss (6,3 %), Universitäts-
abschluss (3,5 %) und „Weiterbildungszertifikat" (2,6 %) zu verzeichnen. Ein absoluter
Rückgang ergibt sich für den Hauptschulabschluss (-0,7 % pro Jahr) und den Meister-/
Technikerabschluss (-2,1 %), während der auf die restlichen Bildungsabschlüsse ent-
fallende Bestand an Bildungsvermögen im untersuchten Zeitraum in etwa konstant
bleibt.

Die Abschreibungen auf Bildungsvermögen stellen das rechnerische Äquivalent für den
(potentiellen) Leistungsstrom dar, den der vorhandene Bestand in der betrachteten Peri-
ode abgibt („capital services"). Wie bereits beschrieben wird bei der Basisvariante eine
lineare Abschreibung unterstellt. In diesem Fall ist der auf einen einzelnen Bildungsab-
schluss entfallende Abschreibungsbetrag in konstanten Preisen für jedes Jahr des Nut-
zungszeitraums gleich hoch.

17) Um Konsistenz mit den Ergebnissen für die Abschreibungen zu gewährleisten, gehen bei der Berechnung
des Bestands nicht alle vorhandenen, sondern nur die Abschlüsse derjenigen Kohorten ein, die sich im
Rahmen der jeweiligen Nutzungsdauerannahmen befinden. Somit werden die allgemein bildenden Ab-
schlüsse der Bevölkerung ab 76 und die beruflichen Abschlüsse der Bevölkerung ab 61 Jahren hier nicht
berücksichtigt.
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Tabelle 6
Abschreibungen auf Bildungsvermögen in Preisen von 1995,
Deutschland 1992 bis 1999, Mrd. EUR, Basisvariante:
Nutzung der beruflichen Abschlüsse bis 60 Jahre, lineare Abschreibung

Tabelle 7
Nettobildungsinvestitionen in Preisen von 1995,
Deutschland 1992 bis 1999, Mrd. EUR, Basisvariante:
Nutzung der beruflichen Abschlüsse bis 60 Jahre, lineare Abschreibung

Die Ergebnisse für die gesamtwirtschaftlichen Abschreibungen auf Bildungsvermögen
sind in Tabelle 6 dargestellt. Konstruktionsbedingt weisen die auf die einzelnen Bil-
dungsabschlüsse entfallenden Abschreibungen (auf niedrigerem Niveau) eine ähnliche
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Struktur und eine vergleichbare Entwicklung wie die entsprechenden Ergebnisse für den
Bruttobestand auf. Die Abschreibungen steigen — gesamtwirtschaftlich betrachtet — von
1992 bis 1999 in Preisen des Jahres 1995 von 83,9 auf 89,6 Milliarden Euro.

Dieser Zuwachs in Höhe von 6,7 % fällt etwas höher aus als derjenige für den Brutto-
bestand, insbesondere weil bei den Hochschulabschlüssen und beim „Weiterbildungs-
zertifikat" die Abschreibungen etwas schneller zunehmen als der jeweilige Brutto-
bestand. Verantwortlich für diesen Effekt sind die kürzeren Nutzungsdauern, die sich
aufgrund des steigenden Abschlussalters bei den jüngeren Kohorten ergeben.

Die Nettobildungsinvestitionen sind als Differenz zwischen Bruttoinvestitionen und Ab-
schreibungen definiert. Sie können als derjenige Teil der Bruttoinvestitionen interpretiert
werden, der nicht reinvestiert werden muss, um die anfallenden Abschreibungen zu
kompensieren, sondern der zu einer Erhöhung des Nettovermögensbestands genutzt
werden kann. Die Ergebnisse für die Nettobildungsinvestitionen in konstanten Preisen
des Jahres 1995 sind in Tabelle 7 eingetragen.

Die gesamtwirtschaftlichen Nettobildungsinvestitionen (Zeile 11) schwanken im unter-
suchten Zeitraum 1992 bis 1999 in Preisen von 1995 um den Wert von 12 Milliarden
Euro. Nachdem im Jahr 1997 der Höchstwert von 14,1 Milliarden Euro erreicht ist, sinkt
das Niveau in 1998 und 1999 jeweils deutlich. Verantwortlich für diese Entwicklung sind
die Bruttoinvestitionen, die preisbereinigt in den Jahren 1998 und 1999 auf dem Stand
von 1997 stagnieren (vgl. Tabelle 2), während die Abschreibungen weiter zunehmen
(Tabelle 6).

Der Anteil der makroökonomischen Nettobildungsinvestitionen an den Bruttoinvestitio-
nen liegt damit im Untersuchungszeitraum durchschnittlich bei knapp 12 %. Die
verbleibenden 88 % werden als Reinvestitionen zur Deckung des demographisch be-
dingt hohen Ersatzbedarfs benötigt. Der gegenläufig wirkende Effekt einer im Vergleich
zum Bestand höherwertigen Bildung der aktuellen Investitionsjahrgänge ist nicht be-

sonders stark ausgeprägt. 18)

Die nähere Analyse der Struktur der Nettobildungsinvestitionen zeigt, dass sich im Be-
reich der Grund- und Realschulabschlüsse, vor allem aber im Bereich der Hauptschul-
abschlüsse negative Nettobildungsinvestitionen ergeben. Hier reichen die Bruttoinvesti-
tionen nicht aus, um die Abschreibungen zu kompensieren. Kräftig positive Nettoinvesti-
tionen sind dagegen für die „Kindergartenabschlüsse", die Abschlussart Fachhochschul-
reife/Abitur, die Lehrabschlüsse und die „Weiterbildungszertifikate" zu verzeichnen.

Gemittelt über alle Bildungsabschlüsse ergibt sich ein leichter Rückgang des „Moderni-
tätsgrads" des Bildungsvermögens von 55,4 % Anfang 1992 auf 53,8 % Anfang 1999,
weil das Durchschnittsalter der Bildungsabschlüsse steigt. Die Tatsache, dass der Ge-
samtwert bei der hier unterstellten linearen Abschreibung über dem Normalwert von
50 % liegt, weist zunächst einmal auf eine „gesunde", etwas jüngere als normale Alters-
struktur des Bildungsvermögens hin. Nicht so positiv ist allerdings zu bewerten, dass
die Restwertquote für das Bildungsvermögen im Untersuchungszeitraum rückläufig ist.

Vergleicht man diese Entwicklung mit der Entwicklung der Sachinvestitionen in den
neunziger Jahren, so zeigt sich, dass die Erneuerung des Sachvermögensbestands trotz

18) Vgl. Reinberg/Hummel (2001, S. 5).
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einer nicht besonders dynamischen Entwicklung der Sachinvestitionen deutlich schnel-

ler vonstatten geht. 19) Das gesamtwirtschaftliche Verhältnis „Bildungs- zu Sachvermö-
gen" sinkt spürbar. Gemessen in konstanten Preisen fällt das Verhältnis der Brutto-
bestandsgrößen im Zeitraum 1992 bis 1998 von 0,53 auf 0,48 und das Verhältnis der

Nettogrößen von 0,46 auf 0,41. 20)

Welches Bild zeigt sich bezüglich der Aufteilung des gesamtwirtschaftlichen Bildungs-
vermögens auf die Erwerbsstatusgruppen? Der auf die Erwerbstätigen entfallende Anteil
am gesamtwirtschaftlichen Bruttobildungsvermögen beträgt im Jahr 1998 63,6 % und
liegt deutlich über dem Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung, der 45,6 % be-
trägt. Der (Brutto-)Vermögensbestand pro Kopf liegt somit bei den Erwerbstätigen mit
gut 78 000 Euro um 40 % über dem Durchschnittswert für die Gesamtbevölkerung. Er ist
gleichzeitig mehr als doppelt so hoch wie der Wert für die Gruppe der Nichterwerbs-
personen, zu der allerdings sämtliche Kinder (mit ihrem (noch) niedrigen Bildungsver-
mögen) zählen. Der Durchschnittswert für die Arbeitslosen liegt mit knapp 70 000 Euro
etwa 11 % unter dem Durchschnittswert für die Erwerbstätigen.

Zur Absicherung der Ergebnisse ist schließlich noch die Sensitivität der Ergebnisse in
Bezug auf die Nutzungsdauerannahmen und den Abschreibungsverlauf analysiert wor-
den. Es zeigt sich, dass die beschriebenen qualitativen Ergebnisse erhalten bleiben. Die
jeweiligen Auswirkungen sowohl auf die Bestandsgrößen als auch auf die Abschreibun-
gen auf Bildungsvermögen sind plausibel.

Humankapital und Sachkapital — Langfristige
Entwicklungstendenzen

Im Folgenden werden die langfristigen Entwicklungstendenzen für das makroökonomi-
sche Einsatzverhältnis zwischen Humankapital und Sachkapital analysiert. Zu diesem
Zweck ist in Abbildung 3 (siehe S. 120) die empirische Evidenz für Deutschland seit
1870 zusammengestellt. Die Ergebnisse der verschiedenen Studien sind dort durch un-
terschiedliche Symbole gekennzeichnet. Es soll vorab darauf hingewiesen werden, dass
die Ergebnisse der Studien nicht im Niveau miteinander vergleichbar sind, weil sie weder
auf den gleichen Datenquellen noch auf einer identischen Berechnungsmethode
basieren. Für unsere Zwecke werden daher nur die aus den einzelnen Studien ableit-
baren Aussagen über die Entwicklung der Relation „Humankapital zu Sachkapital" im
Zeitablauf verwendet.

Seit dem Beginn der Industrialisierung hat es in Deutschland ein starkes Wachstum des
Humankapitals relativ zum Sachkapital gegeben. Nach den Berechnungen von Krug
(1967) ist diese Relation seit 1870 bis vor den Ersten Weltkrieg langsam, aber stetig ge-
stiegen. Der Wert des Sachkapitalstocks beträgt direkt vor dem Ersten Weltkrieg aber
immer noch etwa das Achtfache des Werts des Humankapitalstocks („immaterielles

19) Mit dem Begriff „Sachinvestitionen” werden hier die gesamtwirtschaftlichen Sachanlageinvestitionen
(Bauten, Maschinen, Geräte, Fahrzeuge, Nutztiere, Nutzpflanzungen) einschließlich der so genannten im-
materiellen Anlageinvestitionen (Entwicklung von Computersoftware, Datenbanken etc.) bezeichnet
(Statistisches Bundesamt 2002).

20) Es ist hier das Bildungsvermögen der gesamten Bevölkerung zugrunde gelegt. Zu einer entsprechenden
Analyse für die Gruppe der Erwerbstätigen vgl. Abschnitt 4.
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Kapital"), das in Krugs Studie neben der Komponente Bildung auch den Bereich For-
schung und Entwicklung (FuE) enthält.

Direkt nach dem Ersten Weltkrieg liegt dann der Wert des Indikators deutlich höher als
vorher, weil ein Teil des Sachkapitalstocks neu aufgebaut werden muss. Außerdem
steigt die Relation zunächst wesentlich schneller als vor dem Ersten Weltkrieg, um in der
zweiten Hälfte der 30er Jahre zu stagnieren. Vor dem Zweiten Weltkrieg beträgt der
Sachkapitalstock noch etwa das Vierfache des Humankapitalstocks.

Auch der zweite sprunghafte Anstieg der Relation „Humankapital zu Sachkapital", der
sich beim Vergleich zwischen Krugs Ergebnissen für die 50er und denen für die 30er
Jahre zeigt, geht auf kriegsbedingte Verluste beim Sachkapital zurück.

Viel auffälliger an den Ergebnissen für die 50er lahm e ist aber, dass sich der langfristige
Trend zugunsten des Humankapitals nicht weiter fortsetzt. Aufgrund der anhaltend
hohen Sachinvestitionen in der frühen Phase des Wiederaufbaus geht der Wert des Indi-
kators Human- zu Sachkapital erstmalig signifikant zurück.

Die Ergebnisse von Alex/Weißhuhn (1980) für den Zeitraum 1960 bis 1975 weisen auf
eine Fortsetzung der von Krug beschriebenen Abwärtsbewegung hin, und zwar mit sogar
erhöhtem Tempo. Im Unterschied zu Krugs Studie wird dabei eine engere Humankapi-
taldefinition (eher im Sinne unserer Definition von Bildungsvermögen) verwendet, in der
die Komponente Forschung und Entwicklung (FuE) nicht enthalten ist. Das Verhältnis
Human- zu Sachkapital sinkt im untersuchten Zeitraum um beinahe 40 %, weil der
Sachkapitalstock wesentlich schneller als der Humankapitalstock gewachsen ist.

Abbildung 3
Das Verhältnis zwischen Humankapital und Sachkapital
in Deutschland 1870 bis 1998
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Dieses Ergebnis erscheint auf den ersten Blick überraschend, denn insbesondere die
Periode von 1965 bis 1975 war die Phase der allgemeinen Bildungsexpansion in
Deutschland. Gleichzeitig war dies aber auch die späte Phase des Wiederaufbaus nach
dem Zweiten Weltkrieg, die sich in anhaltend kräftigem Wirtschaftswachstum und ent-
sprechend hohen Sachinvestitionen in den 60er und auch noch in den 70er Jahren nie-
dergeschlagen hat.

Etwa gegen Mitte der 80er Jahre ist dann eine erneute Trendumkehr zu beobachten, und
die Humankapitalintensität des Sachkapitaleinsatzes (Einheiten Humankapital je Ein-
heit Sachkapital) nimmt wieder zu. Diesen Schluss erlauben sowohl die Ergebnisse von
Becker (1999), nach dessen Analyse die Relation zunächst von 0,28 im Jahr 1975 auf
0,25 in 1985 fällt, dann aber wieder auf einen Wert von 0,30 in 1995 ansteigt, als auch
diejenigen von Maier (1994), dessen Indikator von 0,40 in 1980 auf zunächst 0,34 in
1985 sinkt, um anschließend wieder auf 0,40 im Jahr 1990 anzusteigen. Den Hinter -

grund für diese Entwicklung bildet die im Vergleich zu den weiterhin hohen Bildungs-
investitionen seit Beginn der 80er Jahre abgeschwächte Sachkapitalbildung in (West-)
Deutschland.

Wie fügen sich unsere Ergebnisse für die Jahre 1992 bis 1998 in das Bild ein ? 21 ) Neben
dem unterschiedlichen Niveau, das aber aus den genannten Gründen nicht sinnvoll mit
dem in den übrigen Studien verglichen werden kann, fällt ins Auge, dass die Relation
Humankapital zu Sachkapital wieder einen fallenden Verlauf aufweist. Damit steht unser
Ergebnis scheinbar in Widerspruch zu Beckers (1999) Berechnungen, dessen Indikator
ja von 1985 auf 1995 steigt. Zur Erklärung könnte man natürlich anführen, dass Beckers
Indikator möglicherweise ja schon vor 1995 gefallen ist.

Die tatsächliche Ursache liegt aber in der unterschiedlichen Entwickllung der makro-
ökonomischen Sachinvestitionen zwischen den alten und den neuen Bundesländern in
der ersten Hälfte der 90er Jahre: Während in den Jahren nach der Wiedervereinigung in
den neuen Bundesländern weit überdurchschnittliche Investitionen in den Sachkapital-
stock getätigt wurden, lagen sie in den alten Bundesländern eher zu niedrig. Diese Dis-
krepanz erklärt, warum die Relation Human- zu Sachkapital gemäss Beckers Indikator,
der sich auf Westdeutschland bezieht, möglicherweise noch steigt, während unser Indi-
kator, der sich auf Gesamtdeutschland bezieht, spürbar fällt.

Die Zusammenfassung der hier analysierten Studien zeigt sehr klar, dass die Entwick-
lung in Deutschland seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs nicht stetig verlaufen ist. Das
beobachtbare Auf und Ab erlaubt zudem keine generelle Aussage darüber, wie die zu-
künftige Entwicklung aussehen wird. Auf Grund der demographischen Alterung in
Deutschland, die sich tendenziell bremsend auf die Bildungsinvestitionen auswirkt,
dürfte aber zunächst mit einer weiteren Sachkapitalintensivierung des Bildungsvermö-
gens zu rechnen sein.

21) Um Kompatibilität mit den übrigen Studien herzustellen, basieren die in Abbildung 3 eingetragenen

Ergebnisse unserer Studie nur auf dem Bildungsvermögensbestand der Erwerbstätigen.
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5 Zusammenfassung und Ausblick

Im vorliegenden Beitrag sind Schätzungen des makroökonomischen Bildungsvermö-
gens, verstanden als die wichtigste Komponente des Humankapitals einer Volkswirt-
schaft, für Deutschland und die Jahre 1992 bis 1999 vorgelegt worden. Das dabei ver-
wendete Berechnungsmodell kann man als einen Ex-post-Ansatz gemäß den Prinzipien
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) bezeichnen. Es ist auf die verfüg-
baren Quantitäten fokussiert, das Mengengerüst an Personen mit bestimmten Bil-
dungsqualifikationen. Dabei wird die Anzahl der in der Bevölkerung vorhandenen Bil-
dungsabschlüsse mit den Wiederbeschaffungskosten der einzelnen Abschlüsse bewer-
tet. Neben dem Bestand an Bildungsvermögen werden konsistente Zeitreihen für die ge-
samtwirtschaftlichen Bildungsinvestitionen und Abschreibungen auf Bildungsvermögen
berechnet.

Die Ergebnisse zeigen, dass im untersuchten Zeitraum zwar der Bestand an Bildungs-
vermögen leicht zunimmt, dass er aber deutlich langsamer wächst als der makroökono-
mische Sachvermögensbestand. Diese Entwicklung lässt sich alternativ auch anhand
der Nettobildungsinvestitionen beschreiben, die als Differenz zwischen den Bruttoinves-
titionen und den Abschreibungen auf Bildungsvermögen ermittelt werden. Sie betragen
im Untersuchungszeitraum nur etwa 12% der Bruttobildungsinvestitionen. Die übrigen
88 % werden als Reinvestitionen zur Deckung des demographisch bedingt hohen
Ersatzbedarfs benötigt. Vor dem Hintergrund der voranschreitenden Wissens-
intensivierung sämtlicher ökonomischen Prozesse muss dieses Ergebnis mit Blick auf
die zukünftige Leistungsfähigkeit Deutschlands als beunruhigend bezeichnet werden.

Welche Schlussfolgerungen sind zu ziehen und welcher Forschungsbedarf ergibt sich?
Zum einen sollten die Berechnungen fest institutionalisiert werden und in kürzeren,
regelmäßigen Abständen, möglichst alle zwei Jahre, aktualisiert werden. Sie könnten
beispielsweise im Rahmen der VGR als Teil der Vermögensrechnung geführt werden.

Es bietet sich andererseits auch die Verwendung in einem umfassenderen gesamtwirt-
schaftlichen bzw. gesamtgesellschaftlichen „Berichtssystem Bildung" an, zum Beispiel
im geplanten Bildungsbericht der Bundesregierung. Es sollte dabei eine Verknüpfung
mit Qualitätsindikatoren angestrebt werden, wie sie beispielsweise aus der PISA-Studie
verfügbar sind.

In der hier vorgestellten Studie sind die sozio-ökonomischen Merkmale Alter und Er-
werbsstatus berücksichtigt worden. Die notwendigen Primärdaten zur Einbeziehung
weiterer sozio-ökonomischer Aspekte wie Geschlecht und Einkommen liegen vor.
Schließlich bietet sich die Verwendung der vorgestellten Indikatoren für Simulations-
und Prognoserechnungen im Bereich Demographie, Bildung und Erwerbstätigkeit an.
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Bildungsvermögen versus Humankapitalansatz

1	 Einführung

Der als Koreferat angelegte Beitrag entsprang der wissenschaftlichen Neugier festzu-
stellen, was sich seit 35 Jahren nach meiner Promotion zu diesem Thema an dem empi-
rischen Konzept der Messung des Bildungsvermögens bzw. des Humankapitals geändert
hat bzw. wie weit man fortgeschritten ist. Damals ging man in der Blütezeit der Bil-
dungsökonomie aus vom so genannten Humankapitalansatz, der bereits durch F. List
mit seiner „Theorie der produktiven Kräfte" um 1820 wie folgt beschrieben wird:

„Der jetzige Zustand der Nationen ist eine Folge der Anhäufung aller Entdeckungen, Erfindungen,
Verbesserungen, Vervollkommnungen und Anstrengungen aller Generationen, die vor uns gelebt
haben; sie bilden das geistige Kapital der lebenden Menschheit, und jede einzelne Nation ist nur
produktiv in dem Verhältnis, in welchem sie diese Errungenschaften früherer Generationen in sich

aufzunehmen und sie durch eigene Erwerbungen zu vermehren gewusst hat". t)

Die Renaissance des Humankapitalansatzes erfolgte nach dem 2. Weltkrieg insbeson-
dere in der empirischen wirtschaftlichen Wachstumsforschung. Ausgehend von linearen
und Cobb-Douglas-Produktionsfunktionen wurden langfristige Zeitreihen der Faktor-
einsatzmengen sowie der partiellen Produktionselastizitäten von Arbeit und Kapital
verwendet und daraus der Wachstumsbeitrag eines „dritten" Faktors als Residualgröße
ermittelt. Sobald die prinzipielle Bedeutung der „investments in human beings" für den
wirtschaftlichen Wachstumsprozess erkannt war, wurde die Wirksamkeit des „dritten"
Faktors als Zunahme des Humankapitalbestandes identifiziert. Gleichzeitig fanden sich
die ersten Versuche. Bildungsinvestitionen zu quantifizieren. T. W. Schultz quantifiziert
die Gesamtkosten der formalen Bildung in den USA im Zeitraum 1900 — 1956 ein-
schließlich Opportunitätskosten der durch die Ausbildung entgangenen Einkommen der

Ausbildung 2) . Darauf aufbauend hat W. Krug Schätzungen des immateriellen Kapital-

stocks Deutschlands von 1870 — 1959 vorgenommen 3) und dem Sachkapitalstock in

dieser Zeit gegenübergestellt. 4) Wie unterscheidet sich die Schätzung des Bildungsver-
mögens von der des immateriellen Kapitals nach dem Humankapitalansatz?

Schätzung des Humankapitals

Die Schätzung des immateriellen Brutto-Kapitalstocks im Humankapitalansatz erfolgte
nach dem Kostenwertprinzip durch Kumulation der jährlichen öffentlichen und privaten
Ausgaben für das Ausbildungswesen und der Forschung und Entwicklung (Bruttoinves-
tition) und zusätzlich der Opportunitätskosten, die sowohl für den Einzelnen entstehen,
wenn er sich weiter ausbildet, anstatt erwerbstätig zu sein, als auch für die Volkswirt-
schaft insgesamt, die auf einen potentiellen Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts

*) Prof. Dr. Walter Krug, Universität Trier.

1) List (1950, S. 229).

2) Schultz (1960, 5. 571 ff.).

3) Krug (1966 a).

4) Krug (1967, 5. 36 ff.).
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verzichten muss 5) . Da der Humankapitalansatz eng mit dem wirtschaftlichen Wachstum
verknüpft ist, ist es gerechtfertigt, nicht nur Bildungsinvestitionen, sondern auch private
und öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung in das immaterielle Kapital
einzubeziehen. Unter Beachtung wohlfahrtsökonomischer Ex-ante-Ansätze, die mit dem
Wachstum der Wirtschaft verbunden sind, existieren Opportunitätskosten in Höhe des
nicht realisierten Arbeitseinkommens.

Die Nettowertbetrachtung, also der Kapitalstock je Jahr, ergibt sich aus den laufenden
jährlichen Bruttoinvestitionen unter Beachtung einer Abschreibung. Da der Mensch Trä-
ger des immateriellen Kapitals ist, kann die Abschreibung pro Jahr gleichgesetzt werden
den Kosten der Ausbildung jener Menschen, die je Jahr sterben oder invalidisiert wer-
den. Sieht man vom vorzeitigen Ausscheiden aus dem Erwerbsprozess ab, so kann man
als Abschreibungssatz des immateriellen Kapitals die Sterbewahrscheinlichkeit der
Jahrgänge der Ausgebildeten betrachten. Im Gegensatz zum physischen Kapital, dessen
Wert während seiner Nutzungsdauer allmählich abnimmt, wird dabei der Wert der Aus-
bildung als gleichbleibend unterstellt, solange der Mensch lebt. Mit dem Tod des Indi-
viduums fällt dessen Wert als Teil des immateriellen Kapitals auf Null.

Zur Schätzung des Bildungsvermögens

Die von G. Ewerhart vorgetragene Schätzung des Bildungsvermögens folgt dem Berech-
nungsverfahren der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen:

1. Es wird der jeweilige Produktionswert der Bildungsbereiche via Vorleistungen, Ab-
schreibungen auf Sachkapital und Arbeitnehmerentgelt zugrundegelegt, wobei es
sich um die Inputmethode für nicht marktbestimmte Güter handelt. Aber auch die
Marktproduktion, bei der die Dienstleistungen gegen kostendeckendes Entgelt ab-
gegeben werden, wird berücksichtigt.

2. Entsprechend den Sachkapitalberechnungen werden die Wiederbeschaffungskosten
je Bildungsabschluss ermittelt. Dazu werden zunächst die aus den Produkti-
onswerten ermittelten Makro-Bildungsinvestitionen durch die Anzahl der Bildungs-
teilnehmer im betreffenden Jahr dividiert, um die Durchschnittskosten je Schüler
und Ausbildungsabschluss zu erhalten, wobei diese mit der Durchschnittsdauer der
Abschlüsse multipliziert werden. Die Wiederbeschaffungskosten je Abschluss
multipliziert mit dem „Mengengerüst", d.h. mit der Anzahl der die entsprechende
Qualifikation besitzenden Bevölkerungsgruppe, ergibt den geschätzten monetären
Wert des Bildungsvermögensbestands der Volkswirtschaft.

3. Das Nettovermögen als Rest- bzw. Zeitwert des Investitionsgutes „Bildung" entsteht
durch Abzug von seit Beginn des Nutzungszeitraums anfallenden Abschreibungen.
Der Nettobestand an Bildungsvermögen hängt damit von der unterstellten Ab-
schreibungsfunktion ab. Die in der Basisvariante unterstellte lineare Abschreibung
bedeutet, dass der auf die einzelnen Bildungsabschlüsse entfallende Abschrei-
bungsbetrag in konstanten Preisen für jedes Jahr des Nutzungszeitraums gleich
hoch ist, wobei die Nutzungsdauer nach Bildungsabschluss differiert.

5) Krug (1966 b, S. 56 ff.).
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Entgegen der wachstumsorientierten Humankapitalschätzung sind in dem auf Ausbil-
dung beschränkten Bildungsvermögen keine Kosten für Forschung und Entwicklung an
Hochschulen und in der Industrie enthalten. Außerdem ist in der Ex-post-Betrachtung
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen kein Platz für Überlegungen alternativer
Verwendungsmöglichkeiten von Ressourcen, was bedeutet, dass keine Opportunitäts-
kosten berücksichtigt werden. Gegen das Bruttokonzept beim Humankapitalansatz kann
eingewandt werden, dass der Veralterung des Wissens nicht Rechnung getragen wird.
Dieses Argument trifft jedoch nur zu, wenn nicht beachtet wird, dass der Veralterungs-
tendenz zwei Erscheinungen entgegen wirken: Im Laufe des Lebens sammelt sich ein Er-
fahrungsschatz an, der sich jeglicher exakten quantitativen Erfassung entzieht, der aber
nichtsdestoweniger der Tendenz nach durch die Abschreibungsmethode berücksichtigt
werden kann. Außerdem verbreiten sich zum Teil neue Kenntnisse auch ohne Einsatz
von Ausbildungsinstitutionen relativ rasch. Diese beiden Möglichkeiten, die der Veralte-
rungstendenz des immateriellen Kapitals entgegenwirken, sind beim physischen Kapital
nicht gegeben. Sie resultieren aus der Tatsache, dass der Träger immateriellen Kapitals
der Mensch ist. Deswegen ist in diesem Falle eine andere Abschreibungsmethode als
beim Sachkapital gerechtfertigt, nämlich die nach der Absterbeordnung der Ausgebilde-
ten bis zu einer festzusetzenden Altersgrenze der Ausgebildeten.

Zur Bedeutung der Schätzung des Bildungsvermögens

Der große Vorteil des von G. Ewerhart ermittelten Bildungsvermögens liegt in der An-
wendung von Verfahren, die mit den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen national
und international abgestimmt und festgelegt sind und somit nicht nur auf dem wissen-
schaftlichen Standpunkt einiger weniger Forscher beruhen, wie es beim Humankapital-
ansatz der Fall ist. Das Berechnungsmodell des Bildungsvermögens kann im Sinne des

1981 von R. Stone 6) propagierten demographischen Gesamtrechnungsansatz charakte-
risiert werden, unabhängig davon, ob es als Satellitensystem zu den Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen oder als Zusatzmodell zur Bildungs- und Arbeitskräfte-
gesamtrechnung zu institutionalisieren ist. Diesen Vorschlag Stones, von dessen Ver-
wirklichung man zwischenzeitlich durch die Entwicklung sozialer Indikatoren abge-
kommen ist, greift man erneut durch den Aufbau eines sozioökonomischen Berichts-
systems auf und zwar — diese Notwendigkeit hat in den 70er Jahren gefehlt — in enger
methodischer Verzahnung mit den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Einen
Baustein dafür hat die Schätzung des Bildungsvermögens geleistet und es sei an die für
die Institutionalisierung Verantwortlichen appelliert, diese Chance zu nutzen, das Bil-
dungsvermögen für Deutschland regelmäßig nachzuweisen und nicht wieder nur als Idee
zu konservieren, selbst dann wenn der „Druck von außen" z. B. durch die Europäische
Union fehlt.

IJlifl
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Sozialrechnungsmatrizen
und Arbeitskräftegesamtrechnungen in der EU

1	 Einleitung

Sozialrechnungsmatrizen (Social Accounting Matrix, SAM) werden in Kapitel XX des Sys-
tem of National Accounts von 1993 (SNA 93) eingehend erläutert. Vor allem zwei As-
pekte kennzeichnen eine SAM: ihre Matrixstruktur und die Kreuzklassifikationen nach
sozialen Merkmalen. Die Darstellung in Form einer Matrix veranschaulicht die Art der
Transaktionen zwischen den Wirtschaftssubjekten in den einzelnen Konten. Damit wird
der gesamte Einkommens- oder Wertschöpfungskreislauf von der Produktion zum Kon-
sum und Sparen auf einer disaggregierten Ebene beschrieben. Die üblichen Einteilun-
gen in Wirtschaftszweige und institutionelle Sektoren werden nach sozialen Merkmalen
wie Art des Arbeitsinputs oder Haupteinkommensquelle der privaten Haushalte unter-
gliedert.

Durch die Einführung sozialer Merkmale in die Wertschöpfungsmatrix im Einkommens-
entstehungskonto wird eine Verbindung hergestellt zwischen der Arbeitskräftegesamt-
rechnung (AGR) und der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR). Zentrales Binde-
lied zwischen AGR und VGR ist das gesamte Arbeitnehmerentgelt (ESVG 95, 4.02). Die

Wertschöpfung wird in eine Preis- und eine Volumenschätzung gegliedert. Vorausset-
zung für eine Beschreibung der Volumenkomponente anhand sozialer Merkmale ist die
Vergleichbarkeit der aus Primärquellen, vor allem aus der Arbeitskräfteerhebung, stam-
menden Daten mit der VGR.

Auf beide Aspekte, den Aufbau von Sozialrechnungsmatrizen und die Verbindung mit
der Arbeitskräftegesamtrechnung, wird im Folgenden eingegangen.

Sozialrechnungsmatrizen

2.1	 Wozu Sozialrechnungsmatrizen?

Sozialrechnungsmatrizen (SAM) bilden einen integrativen Rahmen für Sozial- und Wirt-
schaftsstatistiken. Während die VGR Wirtschaftswachstum, Zahlungsbilanz, Konsum
und Sparen beschreibt, führen SAM ergänzend dazu Merkmale des Arbeitsmarktes und
der Einkommensverteilung ein. Im Hinblick auf den Arbeitsmarkt werden Daten zum Ar-
beitsinput mit monetären Daten verknüpft. Das ermöglicht die gemeinsame Analyse von
Sozial- und Wirtschaftsdaten und damit konsistente Schlussfolgerungen. Die Bedeutung
von SAM liegt somit in der Bereitstellung von detaillierten, mit der VGR konsistenten
Beschäftigungsdaten, die sich sonst nur aus Primärquellen erschließen lassen.

*) Dr. Alois Van Bastelaer, Eurostat, Luxemburg.
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2.2	 Aufbau einer VGR-Matrix

Erster Schritt ist die Umstellung der Aufkommens- und Verwendungstabellen zu einer
Matrix, um den Waren- und Dienstleistungsstrom zwischen Wirtschaftssubjekten zu zei-
gen. In den Spalten der Matrix werden die Verwendungen oder Ausgaben und in den
Zeilen die Ressourcen angegeben unter der Einschränkung: Gesamtverwendungen = Ge-
samtressourcen (SNA 93, 20.9). Das entspricht der Regel, wonach alle Transaktionen in
den herkömmlichen Konten nach dem System der doppelten Buchführung erfasst wer-
den. In der Matrix wird jede Transaktion nur einmal aufgeführt, und zwar im Schnitt-
punkt der Kontenspalte, wo sie eine Ressource darstellt, und der Kontenzeile, wo sie als
Verwendung erscheint. So wird beispielsweise die Wertschöpfung von den Produzenten
in einer Volkswirtschaft geleistet und im Einkommensentstehungskonto erfasst. Diese
reduzierte Matrix kann so erweitert werden, dass sie die gesamte Kontenfolge mit
detaillierten Angaben zu den Wirtschaftsakteuren darstellt.

Die reduzierte VGR-Matrix zeigt den Einkommens- oder Wertschöpfungsstrom vom Out-
put im Produktionsprozess zu den Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital. Das erzeugte
Einkommen wird nach Herausrechnen der Transfers auf die Haushalte verteilt und be-
stimmt so das Haushaltseinkommen. Dieses verfügbare Einkommen stellt die Verbin-
dung einerseits zu den Konsumausgaben und andererseits zum Sparen her. Mit Einge-
hen der Transaktion Konsum in den Produktionsprozess schließt sich der Kreislauf.

Tabelle 1
Reduzierte VGR-Matrix (VGR-M) mit fünf konsolidierten Konten

Aufkommen und Produktion Einkommens- Einkommens- Übrige
Verwendung von entstehung verteilung und Welt

Waren und (Produktions- -verwendung
Dienstleistungen Faktoren) (institutionelle

Sektoren)

Aufkommen und (1, 2) Vorleis- (1, 6) Konsum-
Verwendung von tungen ausgaben
Waren und Dienst-
leistungen

Produktion (2,1) Output
(zu Herstellungs-
preisen)

Einkommens- (3, 2) Wert-
entstehung schöpfung zu
(Produktionsfaktoren) Marktpreisen1

Einkommens- (7, 2) Abschrei- (4, 3) Brutto- (6, 5) Verfügbares
verteilung & -verwen- bungen einkommen Einkommen;
dung (Sektoren) (7, 6) Sparen

Übrige Welt (10, 1) Import (10, 3) Entgelt
an gebiets-
fremde Haus-
halte

1) Da einschließlich Steuern — Subventionen.
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2.3 Erweiterung der Verwendungen und Ressourcen

Die VGR-Matrix kann erweitert werden. In jeder Kontenmatrix können besonders rele-
vante und unterschiedliche Arten von Wirtschaftssubjekten oder Einheiten ausgewählt
werden. In den beiden unteren Zellen werden Wertschöpfungs- und Einkommensentste-
hungskonto, primäre Inputkategorien und der Sektor private Haushalte zusätzlich zu
den Wirtschaftszweigen der Erzeugereinheiten angegeben.

Das Produktionskonto besteht (in der Zeile als Aufwendungen) aus dem Output der ge-
bietsansässigen Unternehmen und (in der Spalte) aus den Vorleistungen und den Ab-
schreibungen als Vergütung für den Input von Vermögensgegenständen. Auf der Gegen-
seite steht die gesamte Nettowertschöpfung zu Herstellungspreisen — abzüglich Güter-
steuern minus Gütersubventionen. Diese Matrix ergibt ein Maß für die Deckung des Ar-
beitnehmerentgelts durch die Wertschöpfung. Diese Matrix zeigt die auf Arbeitneh-
merentgelt, Selbständigeneinkommen und Nettobetriebsüberschuss entfallende Netto-
wertschöpfung. Empfänger der Arbeitsentgelte sind abhängig Beschäftigte und Selb-
ständige.

Das Einkommensentstehungskonto gibt an, welche Art von Einkommen durch direkte
Beteiligung am Produktionsprozess geschaffen wurde. In der Zeile werden die Einnah-
men aus inländischer Produktion und aus dem Ausland gezeigt, in der Spalte der Strom
von Arbeitnehmerentgelten zur übrigen Welt. Das entstandene Nettonationaleinkom-
men, das von gebietsansässigen institutionellen Einheiten verdient wird, bildet den Ge-
genpart, der die monetären Ströme von Produktionseinheiten zu primären Inputs
widerspiegelt. Das Konto wird nach Wirtschaftszweigen (der fachlichen Einheit) in der
sog. A6-Gliederung und primären Inputkategorien (Arbeitnehmerentgelt, Selbständi-
geneinkommen, Nettobetriebsüberschuss und Saldo aus Steuern und Subventionen)
gegliedert. In der SAM gelten Beschäftigte als separate Einheiten, die im Einkommens-
entstehungskonto ein Arbeitnehmerentgelt erhalten, das sie im Einkommensvetwen-
dungskonto an ihren Haushalt verteilen.

Für die Arbeitsmarktanalyse beschreibt sie detailliert die Merkmale des Arbeitsinputs.
Arbeitnehmerentgelt und Selbständigeneinkommen werden klassifiziert nach Ge-
schlecht und Bildungsniveau (International Standard Classification of Education —
ISCED 97: höchstens Primar- oder Sekundarstufe I/Sekundarstufe II, Postsekundar-
bereich/Tertiärstufe). Das Bildungsniveau ist ein stabilerer Indikator für das Potenzial
an Humanressourcen als der Beruf und ein Schlüsselindikator der europäischen Stra-
tegie, deren Ziel es ist, Europa zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten Wirt-
schaftsraum zu machen (Rat von Lissabon, März 2000). Zudem ist dieser Indikator
weniger von der jeweiligen Struktur der Arbeitsnachfrage abhängig. Das Selbständi-
geneinkommen umfasst die Vergütung für den Arbeitsinput von Selbständigen, die nicht
von den in ihrer Eigenschaft als Unternehmer erzielten Gewinnen unterschieden werden
kann (ESVG 95, 8.19), und einen Kapitalertrag. Eine unterstellte Vergütung für Selb-
ständige ließe sich gesondert erfassen, wenn man von der Annahme ausgeht, dass sie
dem Entgelt vergleichbarer Arbeitnehmer entspricht. Zur Berechnung des Selbständi-
geneinkommens kann unterstellt werden, dass bei Übereinstimmung von Wirtschafts-
zweig, Unternehmensgröße und Zahl der geleisteten Arbeitsstunden ihre Vergütung pro
Kopf dem Entgelt von abhängig Beschäftigten entspricht.
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Das Arbeitnehmerentgelt kann in eine Volumen- und eine Preiskomponente (Lohntarife)
gegliedert werden. Arbeitsvolumen ist die Zahl der Erwerbstätigen x geleistete Arbeits-
stunden. Ein Beispiel für die Verteilung der Lohntarife nach Geschlecht und Bildungsni-
veau wird weiter unten angeführt. In einer zusätzlichen Spalte für das Konto „Übrige
Welt" wird die Vergütung im Ausland arbeitender Gebietsansässiger erfasst.

Die Wertschöpfungsmatrix kann nach dem Top-down-Prinzip erweitert werden. Das
Arbeitnehmerentgelt wird aufgeschlüsselt nach Wirtschaftszweig, Geschlecht und Bil-
dungsniveau proportional zu den primären Datenquellen anhand von indirekten Indika-
toren. Alternativ dazu können Daten zum Pro-Kopf-Lohn beispielsweise aus der Lohn-
strukturerhebung mit der Zahl der Beschäftigten verknüpft werden, wie sie sich z. B. aus
der Arbeitskräfteerhebung ergibt. Das setzt allerdings eine Datenanpassung der Arbeits-
kräftematrizen der Primärquellen an die durch die VGR gegebenen Einschränkungen
hinsichtlich der Beschäftigung voraus. Die andere Möglichkeit, ein Vorgehen nach dem
Bottom-up-Prinzip, hängt davon ab, inwieweit mehrschichtige administrative Daten der
Sozialversicherung zu Arbeitgebern und Arbeitnehmern in den Haushalten zur Verfü-
gung stehen.

Eine Validierung der Ergebnisse ist auf jeden Fall notwendig, wenn für die monetären
Daten und für das Arbeitsvolumen verschiedene Quellen herangezogen werden und
eine Abstimmung auf die Gesamtwerte der VGR vorgenommen wird. Die Validierung
hängt von der Plausibilität der Durchschnittswerte je Einheit ab. Diese Analyse soll auf
einer disaggregierten Ebene von 61 NACE-Abteilungen vorgenommen werden.
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Tabelle 2
Arbeitsentgelt des Arbeitseinsatzes in Sozialrechnungsmatrizen

Ein kommensentstehungskonto

Produktionskonto

Landwirt-
schalt

Produ-
zieren-

des
Gewer-

be

Bauge-
werbe

Handel,
Verkehr &
Nachrich-
tenüber-
mittlung

Finanz- u.a.
Unterneh-

mens-
dienstleis-

tungen

Andere
Dienst-
leistun-

gen

Arbeits-
entfielt

Männer < ISCED2

ISCED 3-4

> ISCED 5

Frauen <ISCED2

ISCED 3-4

>ISCED5

Selb-
ständigen-
einkom-
men

Männer <ISCED2

ISCED 3-4

ISCED5

Frauen <ISCED2

ISCED 3-4

> ISCED 5

Betriebs-
überschuss

Steuern
Subven-
tionen

Das primäre Einkommensverteilungskonto zeigt die Verteilung des Primäreinkommens
auf institutionelle Sektoren. In der Zeile sind Primäreinkommen, Vermögenseinkommen
und Steuern minus Subventionen angegeben. In der Matrix des Nationaleinkommens
sind die privaten Haushalte nach ihrer Haupteinkommensquelle in vier Gruppen unter-
gliedert. Als statistische Quellen werden üblicherweise die Verbrauchsstichprobe bei
privaten Haushalten oder die Statistik über die Einkommensverteilung herangezogen.
Die Untergliederung entspricht den Teilsektoren gemäß ESVG 95 (2.79-2.84). Der Sektor
private Haushalte umfasst auch kleine Institutionen ohne Erwerbszweck, die nicht-
marktbestimmte Dienstleistungen anbieten.
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Tabelle 3
Einkommensverteilungskonto in Sozialrechnungsmatrizen

Ein kommensentstehungskonto

Primäres Ein- Arbeit- Betriebs- Steuern -
kommens- nehmer- überschuss Subventionen

verteilungskonto entgelt

Männer Frauen ..

ISCED 2 ISCED3-4 > ISCED 5 <_ ISCED 2 ...

Nichtfinanzielle

Kapitalgesell-

schaften

Finanzielle Kapital-

gesellschaften

Staat

Private Haushalte Löhne und

nach Hauptein- Gehälter

kommensquelle:

Selbstän-

digenein-

kommen

(einschl.

Vermögen)

Altersrenten

Andere

Transfers &
Anstalts-

haushalte

Private
Organisationen

ohne Erwerbs-

zweck

Eine letzte wichtige Matrix zum Einkommensverwendungs- und -verteilungskonto er-
fasst die Konsumausgaben (ESVG 95, 8.36), weil damit Wohlfahrtsaspekte beschrieben
werden. Die Konsumausgaben werden nach den üblichen institutionellen Sektoren und
Produktgruppen untergliedert. Neben der Einzelhandelsstatistik eignet sich besonders
die Verbrauchsstichprobe bei privaten Haushalten als Datenquelle für die Erweiterung
dieser Matrix nach Haushaltsgruppen, weil sie Angaben zum Konsum mit Angaben zum
Haushalt verbindet. Allerdings kommt es durch eine Unterschätzung des Konsums und
die Unterrepräsentierung einiger Haushaltstypen zu Abweichungen von den Gesamt-
werten der VGR.
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Erste Anwendung von Sozialrechnungsmatrizen

3.1	 Bruttowertschöpfung und abhängig Beschäftigte
nach Wirtschaftszweigen

Beschäftigungsdaten werden für Belgien, Griechenland, Italien, die Niederlande, Portu-
gal, Finnland, das Vereinigte Königreich und Norwegen analysiert. Diese Daten werden
im Rahmen des Pilotprojekts Sozialrechnungsmatrix (SAM) für 1997 zusammengestellt.
Trotz der Beschränkung auf Arbeitnehmer ist das analytische Potenzial einer SAM-
Datenanalyse erkennbar.

Bevor Beschäftigung und Arbeitsentgelte verglichen werden, geht es um die Bruttowert-
schöpfung von sechs Wirtschaftszweigen und deren gesamtwirtschaftlichen Stellenwert.
In der Europäischen Union (EU-15) erbrachten 1997 Finanzdienstleistungen den größten
Anteil an der Bruttowertschöpfung und Landwirtschaft und Fischerei den geringsten
Anteil (Eurostat 1999, S. 99). Ein Vergleich der acht genannten Staaten zeigt, dass in
Belgien, Italien und den Niederlanden der größte Teil der Bruttowertschöpfung ebenfalls
vom Sektor Finanzdienstleistungen erwirtschaftet wurde, in Griechenland und Portugal
dagegen von Handel, Verkehr und Nachrichtenübermittlung und in Finnland, dem Verei-
nigten Königreich und Norwegen vom produzierenden Gewerbe.

Der öffentliche Dienstleistungssektor hatte sowohl in der Union als auch in jedem der

acht genannten Staaten den größten Anteil an den Arbeitnehmern.' ) Einen besonders
hohen Anteil gemessen am EU-Durchschnitt verzeichnete das produzierende Gewerbe in
Portugal, während Handel, Verkehr und Nachrichtenübermittlung in den Niederlanden
und im Vereinigten Königreich erheblich über dem Durchschnitt lagen.

1) Die Struktur der Erwerbstätigkeit insgesamt kann von der Verteilung der Arbeitnehmer abweichen, da der
Anteil der Selbständigen berücksichtigt werden muss, der in der Union 14 % und in Griechenland sogar
45 % beträgt.
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Tabelle 4
Anteil einzelner Wirtschaftszweige an den abhängig Beschäftigten in %

Land-
wirtschaft

Produzie-
rendes

Gewerbe

Baugewerbe Handel,
Verkehr

Finanz-
dienst-

leistungen

Öffentliche
Dienstleis-

tungen

Insgesamt
x 1000

NACE A/B NACE C-E NACE F NACE G-I NACE J/K NACE L-P

B 1 21 6 22 10 40 3057

GR 4 22 8 20 8 37 2019

1 ('96) 4 27 5 21 10 33 15 654

NL 2 19 7 25 20 28 5201

P ('95) 3 28 8 23 7 30 3 342

FIN 2 23 6 23 9 37 1848

UK 1 18 4 29 18 29 24 422

N 1 18 5 27 9 40 2029

Während Frauen vorwiegend im öffentlichen Dienst beschäftigt sind, arbeiten Männer in
Belgien, Italien, Portugal und Finnland hauptsächlich im produzierenden Gewerbe und
in den Niederlanden, im Vereinigten Königreich und in Norwegen überwiegend im Sektor
Handel, Verkehr und Nachrichtenübermittlung.
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Tabelle 5
Anteil einzelner Wirtschaftszweige an den abhängig Beschäftigten in %
nach Geschlecht

Landwirt-
schalt

Produzie-
rendes

Gewerbe

Baugewerbe Handel,
Verkehr

Finanz-
dienst-

leistungen

Öffentliche
Dienst-

leistungen

Insgesamt
x 1000

Frauen

B 0,4 12 1 19 11 57 1 276,3

GR 3 19 0,3 19 10 49 778,2

1 ('96) 3 20 1 19 10 47 6590,9

NL 1 10 1 25 22 42 1762,3

P ('95) 2 27 1 20 7 43 1 505,8

FIN 1 14 1 22 9 53 911,7

UK 1 10 1 29 18 41 11722

N 1 9 1 23 10 56 963

Männer

B 1 28 9 24 10 28 1780,8

GR 5 24 13 21 6 30 1240,3

1 ('96) 4 32 9 22 10 23 9063,6

NL 2 23 11 25 19 21 3438,3

P ('95) 4 29 14 25 8 20 1 836,7

FIN 3 33 11 24 9 21 936,2

UK 2 26 7 29 18 19 12 700

N 2 25 9 30 9 26 1 067

3.2 Pro-Kopf-Löhne

In sechs Staaten wurden die höchsten Pro-Kopf-Löhne im Sektor Finanz- und Unterneh-

mensdienstleistungen gezahlt. 2) 3) Dagegen waren die Löhne in der Landwirtschaft nur
halb so hoch wie in den Finanzdienstleistungen, und auch im Baugewerbe wurden nied-
rige Löhne gezahlt. Das Vereinigte Königreich verzeichnete die höchsten Löhne im pro-
duzierenden Gewerbe und im Baugewerbe, und auch in den Niederlanden zahlte das
produzierende Gewerbe die höchsten Löhne.

Wenn Pro-Kopf-Löhne nicht als Vollzeitäquivalente berechnet werden, kann es beim
Vergleich zwischen Wirtschaftszweigen besonders dort zu Verzerrungen kommen, wo
viel Teilzeitarbeit geleistet wird (vor allem in Finnland, im Vereinigten Königreich und

Norwegen). Auch die Stundenlöhne 4) sind in der Landwirtschaft am niedrigsten; in

2) Angaben in Portugal, Finnland, dem Vereinigten Königreich und Norwegen je Beschäftigtem, in Belgien.
Italien und den Niederlanden in Vollzeitäquivalenten; durch Umrechnung der Pro-Kopf-Zahlen in Vollzeit-
äquivalente würden sich die Pro-Kopf-Löhne erhöhen.

3) Ohne Sozialbeiträge der Arbeitgeber.

4) In den Niederlanden werden bezahlte Stunden zugrunde gelegt, in Finnland, im Vereinigten Königreich
und in Norwegen dagegen die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden.
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Finnland rangiert das produzierende Gewerbe vor den Finanzdienstleistungen, und im
Vereinigten Königreich sind abgesehen vom produzierenden Gewerbe die Stundenlöhne
im öffentlichen Dienst erheblich höher als im Sektor Finanzdienstleistungen.

Tabelle 6
Pro-Kopf-Löhne (fixiert in €) nach Wirtschaftszweigen, bezogen auf
Finanzdienstleistungen, 1997

Landwirtschaft Produzieren-
des Gewerbe

Baugewerbe Handel,
Verkehr

Finanz-
dienstleis-

tungen

Öffentlicher
Dienst

B 40	 66 52 67 100 64

GR 42	 83 61 83 100 99

I (96) 47	 78 62 76 100 79

NL 72	 102 88 89 100 97

P(9s) 40	 59 60 66 100 84

FIN 60	 89 81 73 100 75

UK 57	 141 104 82 100 101

N 75	 99 96 80 100 70

Tabelle 7
Stundenlöhne (fixiert in €) nach Wirtschaftszweigen, bezogen auf
Finanzdienstleistungen, 1997

Landwirtschaft Produzieren- Baugewerbe Handel, Finanz- Öffentlicher
des Gewerbe Verkehr dienstleis- Dienst

tungen

NL 72	 104 91 88 100 98

FIN 57	 102 85 76 100 91

UK 49	 128 89 89 100 122

N 74	 90 83 80 100 81
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3.3 Geschlechtsspezifisches Lohngefälle

Ohne Differenzierung nach Wirtschaftszweigen und Bildungsniveau ist das geschlechts-

spezifische Lohngefälles) in Norwegen relativ klein, in Italien, den Niederlanden, Portu-
gal und Finnland jedoch erheblich.

Der Sektor Finanzdienstleistungen verzeichnet ein hohes und das Baugewerbe durch-
weg das geringste geschlechtsspezifische Lohngefälle. Die höheren Frauenlöhne im
belgischen, portugiesischen und norwegischen Baugewerbe könnten auf Unterschiede
in der Stellung im Beruf zurückzuführen sein. Ein weiterer Faktor sind möglicherweise
Lohn- und Gehaltsfortzahlungen bei längerer Abwesenheit vom Arbeitsplatz. Wenn be-
urlaubte Frauen trotz Arbeitsunterbrechung weiter bezahlt werden, erhöht sich dadurch
ihr Stundenlohn. In Norwegen verdienen Frauen auch im öffentlichen Dienst und in der
Landwirtschaft mehr.

Auch eine Differenzierung nach dem Bildungsniveau führt nicht zu einer allgemeinen
Verringerung des geschlechtsspezifischen Lohngefälles. Festzustellen ist lediglich eine
länderspezifische Abnahme des Lohngefälles bei Schulabschlüssen der Sekundarstufe,
jedoch nicht der Tertiärstufe. In Belgien und Finnland nimmt das geschlechtsspezifische
Lohngefälle mit Abschlüssen der Sekundarstufe ab. In Belgien, Italien und Portugal ver-
größert sich das Gefälle bei Abschlüssen der Tertjärstufe.

5) Anders als dieser Messwert, der nur Bruttolöhne beinhaltet und sich in Griechenland und Portugal auf Pro-
Kopf-Löhne statt auf Stundenlöhne bezieht, definiert sich der Strukturindikator geschlechtsspezifischer
Lohnunterschied" als Bruttostundenlohn von Frauen für mindestens 15 Arbeitsstunden je Woche in Pro-
zent des Bruttostundenlohns von Männern.
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Tabelle 8
Geschlechtsspezifisches Lohngefälle (Frauenlöhne in % der Männerlöhne)
nach Wirtschaftszweigen und Bildungsniveau, 1997

Land-
wirt-

schaft

Produzieren-
des Gewerbe

Bange-
werbe

Handel,
Verkehr

Untemeh-
mens-
dienst-

leistungen

Öffentliche
Dienstleis-

tungen

Insgesamt

Belgien
Insgesamt 78,0 74,8 106,0 85,2 73,2 76,3 81,2

Primar-/Sekundarstufe1(ISCED1-2) .1) 72,1 ,1) 85,1 94,0 79,5 82,6

Sekundarstufe II,
Postsekundarbereich(ISCED3-4) ,1) 78,7 103,4 84,9 77,8 82,5 83,9

Tertiärstufe(ISCED5-6) •1l 65,8 61,4 71,5 69,6 69,0 66,5

Griechenland
Insgesamt 92,5 81,4 71,4 76,4 77,8 85,4 90,4

Primar-/Sekundarstufe1(ISCED1-2) 94,0 80,4 ,i1 72,1 82,2 75,7 84,9

Sekundarstufe II,
Postsekundarbereich(ISCED3-4) 85,2 85,2 .1) 77,8 78,8 80,7 84,6

Tertiärstufe(ISCED5-6) .11 79,1 ,1) 78,0 79,2 90,9 90,0

Italien (96)
Insgesamt 74,2 75,4 99,5 76,9 63,1 70,1 75,7

Primar-/Sekundarstufel(ISCED1-2) 76,8 78,4 94,9 78,5 74,8 60,8 74,3

Sekundarstufe II,
Postsekundarbereich(ISCED3-4) 76,7 74,6 80,9 71,5 65,9 81,0 74,6
Tertiärstufe(ISCED5-6) ,1I 57,0 ,11 77,7 65,6 61,2 60,0

Niederlande
Insgesamt 67,8 68,4 75,3 61,5 62,6 69,5 68,1

Primar-/Sekundarstufel(ISCED1-2) 67,9 69,3 72,2 60,3 73,8 70,5 66,8

Sekundarstufe II,
Postsekundarbereich(ISCED3-4) 67,4 68,0 72,5 61,7 64,7 69,2 66,6
Tertiärstufe)SCED5-6) .15 67,6 75,9 63,3 64,6 74,1 69,1

Portugal (95)
Insgesamt 76,9 78,9 168,0 85,6 67,8 53,5 76,1

Primar-/Sekundarstufel(ISCED1-2) 73,1 88,4 65,7 83,5 65,5 77,1 83,8

Sekundarstufe II,
Postsekundarbereich)SCED3-4) .11 74,5 151,1 70,9 81,5 60,9 69,5
Tertiärstufe(ISCED5-6) ,11 60,4 _11 99,7 65,1 38,5 46,7
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Tabelle 8
Geschlechtsspezifisches Lohngefälle (Frauenlöhne in % der Männerlöhne)
nach Wirtschaftszweigen und Bildungsniveau, 1997

Land-
wirr-

schaft

Produzieren-
des Gewerbe

Bauge-
werbe

Handel,
Verkehr

Untemeh-
mens-
dienst-

leistungen

Öffentliche
Dienstleis-

tungen

Insgesamt

Finnland
Insgesamt 81,3 76,2 85,6 73,6 73,7 86,5 78,6

Primar-/Sekundarstufe1(ISCED1-2) 82,5 81,3 77,4 78,7 95,4 94,6 81,1

Sekundarstufe II,
Postsekundarbereich(ISCED3-4) 89,8 79,3 91,4 76,6 88,4 97,8 78,8
Tertiärstufe(ISCED5-6) 74,4 66,3 72,6 62,1 70,4 81,3 72,1

Vereinigtes Königreich
Insgesamt 100,6 76,7 90,0 74,6 72,2 79,5 80,4

Primar-/Sekundarstufe1OSCED1-2) 90,9 76,6 93,2 75,6 83,9 72,9 77,3

Sekundarstufe II,
Postsekundarbereich(ISCED3-4) 103,5 80,4 88,7 77,2 77,3 76,8 78,3
Tertiärstufe(ISCED5-6) 102,5 80,7 86,1 70,2 75,4 83,7 82,9

Norwegen
Insgesamt 111,0 80,1 105,7 90,3 66,5 105,9 90,9

Primar-/SekundarstufeltSCED1-2) 118,7 86,3 117,9 92,7 81,4 115,6 96,0

Sekundarstufe II,
Postsekundarbereich(ISCED3-4) 102,8 79,6 97,9 86,1 70,4 122,4 87,0
TertiarstufellSCED5-6) ,1I 75,9 .r) 105,6 65,5 102,5 89,5

3.4 Steigende Bezahlung mit höherem Bildungsabschluss

Die Löhne und Gehälter steigen mit dem Bildungsniveau. In Belgien, Griechenland, den
Niederlanden und dem Vereinigten Königreich sind Löhne für Männer und Frauen mit
einem Abschluss der Sekundarstufe II oder der Postsekundarstufe 1,1- bis 1,2-mal so
hoch wie bei einem Abschluss der Sekundarstufe 1 und mit einem Hochschulabschluss
etwa 1,5- bis 1,9-mal höher. In Italien und Portugal sind diese Faktoren noch höher. Mit
einem Abschluss der Sekundarstufe II oder der Postsekundarstufe sind die Löhne be-
reits 1,4- bis 1,7-mal höher als mit einem Abschluss der Sekundarstufe I. Außerdem
sind Löhne und Gehälter in Portugal mit einem Hochschulabschluss gegenüber einem
Abschluss der Sekundarstufe I besonders hoch. In Finnland und für Frauen in Norwegen
ist praktisch kein Lohnanstieg durch einen Sekundarschulabschluss festzustellen. Der
Lohnunterschied bei einem Abschluss des Tertiärbereichs und der Sekundarstufe 1 ist in
Finnland und Norwegen etwas geringer als in Belgien, den Niederlanden und dem Ver-
einigten Königreich.
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Tabelle 9
Relativer Anstieg der Pro-Kopf-(Stunden-)Löhne durch höheren Bildungsabschluss
nach Wirtschaftszweigen, 1997
(Basis in jedem Land = Sekundarstufe 1)

Landwirt-
schalt

Produ-
zierendes
Gewerbe

tauge-
werbe

Handel,
Verkehr

Finanz-
dienstleis-

tun en

Offent-
licher
Dienst

Insgesamt

Belgien

Frauen

Primar-/Sekundarstufe l (ISCED 1-2) 100 100 100 100 100 100 100

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) .1) 121 .1) 118 103 120 120

Tertiärstufe (ISCED 5-6) .'I 160 .19 159 121 158 150

Männer

Primar-/Sekundarstufe l (ISCED 1.2) 100 100 100 100 100 100 100

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 116 111 115 118 125 116 119
Tertiarstufe (ISCED 5-6) .11 176 195 189 164 182 187

Griechenland

Frauen

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 92 110 .1) 112 117 125 121

Tertiärstufe (ISCED 5-6) .11 133 .1) 127 134 169 165

Männer

Sekundarstufe ll, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 102 104 111 104 122 117 122

Tertiärstufe (ISCED 5-6) 109 135 147 117 139 141 156

Italien ('96)

Frauen

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 149 123 118 114 129 155 136

Tertiärstufe (ISCED 5-6) 211 166 119 171 181 181 166

Männer

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 150 129 139 125 147 116 135
Tertiärstufe (ISCED 5-6) .11 229 .11 173 206 180 206

Niederlande

Frauen

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(15CE0 3-4) 107 112 107 110 117 107 113
Tertiarstufe (ISCED 5-6) .11 146 137 153 160 143 156

Männer

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 108 114 106 108 133 109 113
Tertiärstufe (ISCED 5-6) 135 150 130 145 183 136 151
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Tabelle 9
Relativer Anstieg der Pro-Kopf-(Stunden-)Löhne durch höheren Bildungsabschluss
nach Wirtschaftszweigen, 1997
(Basis in jedem Land = Sekundarstufe 1)

Landwirt-
Schaft

Produ-
zierendes
Gewerbe

Bauge-
werbe

Handel,
Verkehr

Finanz-
dienstleis-

tunen

Öffent-
licher
Dienst

Insgesamt

Portugal

Frauen

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) .1) 155 428 141 165 138 151

Tertiärstufe (ISCED 5-6) ,11 325 .1) 352 221 215 235

Männer

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 11 184 186 166 133 175 182

Tertiärstufe(ISCED5-6) 74 476 563 295 223 430 421

Finnland

Frauen

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 99 96 136 95 95 112 101
Tertiärstufe (ISCED 5-6) 104 118 129 113 124 164 140

Männer

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 83 96 98 97 99 118 103
Tertiärstufe(ISCED5-6) 132 130 131 141 159 207 151

Vereinigtes Königreich

Frauen

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 111 120 109 117 115 124 118
Tertiärstufe (ISCED 5-6) 149 184 161 166 161 197 190

Männer

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 98 114 115 114 125 117 116
Tertiärstufe (ISCED 5-6) 133 174 175 178 179 172 177

Norwegen

Frauen

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 115 109 98 106 89 101 102
Tertiärstufe (ISCED 5-6) .11 162 .1) 136 119 134 135

Männer

Sekundarstufe II, Postsekundarbereich
(ISCED 3-4) 132 119 119 114 103 95 113

Tertiärstufe(ISCED5-6) .1) 184 160 119 148 151 145

In den sechs Wirtschaftszweigen sind die Unterschiede ähnlich. Nur in Italien und Por-
tugal bestehen zwischen den Wirtschaftszweigen erhebliche Unterschiede. Den höchs-
ten Verdienst erzielen Frauen mit einem Hochschulabschluss in Belgien und Norwegen
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im produzierenden Gewerbe, in Griechenland, Finnland und dem Vereinigten Königreich
dagegen im öffentlichen Dienst.

In Griechenland und den Niederlanden ist der lohnsteigernde Effekt der Ausbildung bei
Männern und Frauen ähnlich; in den anderen Ländern wirkt sich ein Hochschulab-

schluss bei Männern stärker aus als bei Frauen. 6)

Arbeitskräftegesamtrechnungen: Teilbereich
der Sozialrechnungsmatrizen

	4.1	 Erste Entwicklungen der Arbeitskräftegesamtrechnungen

Die Idee, Arbeitskräftegesamtrechnungen (AGR) zu erstellen, entstand Anfang der 80er
Jahre. Konzipiert wurden sie als eine Reihe konsistenter Tabellen mit Beschäftigungs-
statistiken, erfasst in Personen, Stunden oder Preisen und aufgeschlüsselt nach Wirt-
schaftszweigen und Stellung im Beruf. Die Erfassung in Personen und Stunden oder
auch Stellen setzt voraus, dass es einen Umrechnungsfaktor zwischen diesen Mess-
größen gibt, z. B. die Zahl der Stellen einer erwerbstätigen Person auf der Basis der Ar-
beitskräfteerhebung. Angebots- und Nachfragekonzept liefern den gemeinsamen theo-
retischen Hintergrund für die Festlegung der relevanten Merkmale für die Konten
(Denton 1986). Wie in der VGR wird auch hier das Prinzip der doppelten Buchführung
angewandt.

Eine wichtige Voraussetzung für die AGR ist die Festlegung von Buchungsregeln oder
Kernbeziehungen, damit Basiswerte wie Mengen und Einheiten addiert und multipliziert
und auf diese Weise zusammengesetzte Werte ermittelt werden können (z. B. Gesamt-
zahl der Beschäftigten x Jahresentgelte = Gesamtlohnsumme).

Anfang der 80er Jahre wurde auch ein umfassenderer Ansatz für Zeitrechnungen vor-
geschlagen (Denton 1986). Entscheidungen über die Teilnahme am Arbeitsmarkt sind
nicht unabhängig von der sonstigen Zeiteinteilung. Zudem ist Zeit eine begrenzte
Ressource. Ein Individuum kann seine gesamte Zeit, die nicht für lebensnotwendige Ver-
richtungen wie Schlafen genutzt wird, beispielsweise für die Teilnahme am Arbeitsleben
(einschließlich Wege zur Arbeit?), häusliche Produktion (Kinderbetreuung?), Konsum
und Bildung aufbringen. Das große Plus dieses Ansatzes besteht darin, dass er eine
volumenmäßige Erfassung beispielsweise des Arbeitsangebots in den Mittelpunkt ge-
rückt hat.

	4.2	 AGR-Rahmen nach den Vorstellungen der 15. Internationalen Konferenz
der Arbeitsstatistiker von 1993

In der zweiten Hälfte der 80er Jahre kristallisierte sich die Struktur der AGR heraus. Ar-
beitskräftegesamtrechnungen sollten ein allgemeines Bild der Situation auf dem Ar-
beitsmarkt in seiner Interaktion mit der Gesamtwirtschaft zeichnen. 7) Die AGR fassen
verschiedene Daten zu besetzten und freien Stellen anhand von Unternehmenserhe-

6) Die Unterschiede könnten aber auch durch andere Merkmale wie Dienstalter und Stellung im Beruf (Füh-
rungspositionen) zustande kommen.

7) Norwegen hat mit Beschäftigungsdaten schon früh (1989) AGR-Ergebnisse in die VGR einbezogen.
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bungen oder -registern mit Daten zu Erwerbstätigen und Arbeitslosen auf der Grundlage
der Arbeitskräfteerhebung zusammen (Hoffmann 1990). Für beide „Objekte" (Stellen
und Personen) werden verschiedene Schlüsselmerkmale festgelegt: Wirtschaftszweig,
Region und Arbeitskosten für Stellen; Geschlecht, Alter, Bildungsniveau oder Qualifika-
tion und Stellung im Beruf für Personen. Hierbei sind die AGR weiter gefasst als die
SAM. Die Arbeitskosten gehören nicht zu den eigentlichen Merkmalen einer Stelle, da
sie auch von der jeweiligen Person abhängen. Bei Selbständigen entsprechen sie dem
Betriebsüberschuss durch die eigene Nutzung der Produktionsfaktoren. Die Klassifikati-
onen in diesen Konten sollten an internationale Standards angepasst werden.

Drei Methoden bieten sich zur Erfassung der von Erwerbstätigen erbrachten Menge an
Produktionsleistungen an. Als Erstes wird ganz allgemein die Zahl der Erwerbstätigen
geschätzt. Dabei handelt es sich um eine Untergruppe aller Erwerbstätigen, da vom Ar-
beitsplatz abwesende Personen ausgenommen sind (ESVG 95, 11.14). Als Zweites wird
die Zahl der „Arbeitsjahre" oder die Zahl der Erwerbstätigen in Vollzeitäquivalenten
(ESVG 95, 11.32) geschätzt. Hierbei wird von der Annahme ausgegangen, dass Teilzeit-
(und Teiljahres-) Beschäftigung einem bestimmten Anteil von Vollzeit- (und Ganzjahres-)
Beschäftigung entspricht, ganz gleich, ob es sich um abhängig Beschäftigte oder um
Selbständige handelt. Dieser Äquivalenzfaktor kann vom Wert der Gesamtlohnsumme
abgeleitet werden. Die letzte Schätzung ist ein Maß für die Gesamtzahl der geleisteten
Arbeitsstunden (ESVG 95, 11.26).

4.3 Jüngste Entwicklungen

In den vergangenen fünf Jahren haben die statistischen Ämter Dänemarks, der Nieder-
lande (CBS) und der Schweiz (BFS) beim Aufbau ihrer AGR kooperiert. Die drei Gesamt-
rechnungen (Buhmann et al. 2002) unterscheiden sich in ihren Kernbeziehungen:

In den dänischen Arbeitszeitrechnungen betrifft die Kernbeziehung die Zahl der
Stellen (= Beschäftigte — Abwesenheiten + Zweitstellen), die Gesamtzahl der geleis-
teten Arbeitsstunden (= Zahl der Stellen * tatsächlich geleistete Stunden je Stelle)

und das Gesamtentgelt;

in den niederländischen AGR wird auf die Beziehung zwischen Erwerbstätigen (auf
der Grundlage der Arbeitskräfteerhebung), der Zahl der Stellen (auf der Basis von
Unternehmenserhebungen) und der Gesamtlohnsumme (= Zahl der Stellen * Zahl

der geleisteten Arbeitsstunden * Stundenlöhne) abgestellt;

— in der Schweiz stehen im Mittelpunkt der AGR die jährlichen Übergänge (Brutto-

ströme) zwischen Erwerbsstatus der Bevölkerung 8) und Arbeitsvolumen (in bezahl-
ten Stunden).

8) Diese Konten entsprechen der in Deutschland vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
entwickelten Arbeitskräftegesamtrechnung (Reyher/Bach 1988).
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4.4	 Harmonisierung von Primärquellen

Die Harmonisierung der Primärquellen ist eine erste und notwendige Voraussetzung für
die Verwendung dieser Daten in der VGR. Durch die Harmonisierung werden Unter-
schiede in Definitionen, Klassifikationen, Bezugszeiträumen und Erfassungsbereich
ausgeglichen. Die nachfolgende Checkliste gibt an, wo Angleichungen erforderlich sind.

Tabelle 10
Mögliche Angleichungen nach Quellen

Arbeitskräfte-
erhebung

Betriebserhebung Administrative
Daten

Angleichungen
_____________________________________________ _____________

Erwerbstätige
______________

Arbeitnehmer-
en	 elt

im Erfassungsbereich:

Institutionelle Haushalte ✓

Über-/Unterschreitung von Altersgrenzen ✓

Streitkräfte und diplomatische Vertretungen
im Ausland ✓ ✓ ✓

Grenzgänger ✓

Gebietsmäßige Erfassung ✓ ✓ ✓

Wirtschaftszweige (z. B.
Nichtmarktproduktion) ✓ ✓

Unternehmen unterhalb einer
bestimmten Größe ✓ ✓

Nicht sozialabgaben- oder steuerpflichtig ✓

Fremdpersonal (z. B. Hauspersonal,
Heimarbeiter) ✓

Nicht im Untemehmensregister,
verspätete Aktualisiening ✓ ✓

... bei der Definition:

Zweit-, Dritterwerb usw. ✓

Geringfügige Beschäftigung
(wenige Arbeitsstunden) ✓ ✓

Gelegenheitsjobs (sehr kurze Dauer) ✓ ✓ ✓

Vorübergehende Abwesenheit

... beim Bezugszeitraum:

Umrechnung in Quartals-
oderJahresdurchschnitt ✓ ✓ ✓

... in Klassifikationen:

Anteilseigner-Untemehmer
von Kapitalgesellschaften ✓ ✓

... bei Messfehlem:

Beschäftigung in Unternehmen
mit 0 Beschäftigten ✓ ✓

Nicht erfasste Wirtschaft, informeller Sektor ✓ ✓ ✓ ✓

NAGE-Klassifikation ,/ ✓

Nichtbeantwortung ✓ ✓

Einkommen in anderem Bezugszeitraum ✓
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Offene Fragen

Die meisten SAM-Anwendungen betreffen Entwicklungsländer, in denen die wenigen
vereinzelten Datenquellen für eine einheitliche Beschreibung der Wirtschaft zusam-
mengefasst werden müssen. In den Industriestaaten werden SAM normalerweise von
Wissenschaftlern ad hoc erstellt. Im Mai 1999 beschloss der Ausschuss für das statisti-
sche Programm (ASP) die Einsetzung einer Leadership-Gruppe (LEG), die die Machbar-
keit und den Nutzen von SAM in der EU untersuchen sollte. Inzwischen hat die LEG ihre
Arbeit fast abgeschlossen. Sie hat eine Pilot-Matrix entwickelt und ein Handbuch für die
standardisierte Zusammenstellung von SAM erarbeitet. Im Mittelpunkt stehen die Wert-
schöpfungskategorien, aus denen Arbeit vergütet wird. Das hat dazu beigetragen, die
„Blackbox" der Beschäftigungsschätzungen in den VGR zu klären (Transparenz). Die
Frage ist, ob andere Konten wie das Einkommensverwendungskonto aus politischen
Gründen in Verbindung mit Wohlfahrtsaspekten und aus technischen Gründen für die
Analyse relevanter wären.

Die Zusammenführung von Daten zu Arbeitskräften aus Primärquellen, Haushalts- und
Unternehmenserhebungen erfordert erhebliche Investitionen, die durch den Nutzen ge-
rechtfertigt sein müssen. Der Nutzen besteht darin, dass nach sozialen Merkmalen auf-
geschlüsselte Wirtschaftsdaten verfügbar gemacht werden. Diese liegen allerdings erst
mit einer gewissen Verzögerung vor, da zur Sicherung der Konsistenz endgültige Daten
notwendig sind. Vor allem aber beschreiben die verfügbar gemachten Daten eine Aus-
wahl von Beziehungen gegenüber den komplexen, detaillierten und bereichsspezifi-
schen Nutzeranforderungen. Da vor allem die Variablen und Klassifikationen nur allge-
meiner Art sein können, dürften die SAM lediglich einen ersten Überblick über die Wirt-
schaftsströme geben. Hinzu kommt, dass Standardklassifikationen für das Bildungs-
niveau zur Verfügung stehen, während es beispielsweise für die Einkommensquelle
keine internationalen Klassifikationen gibt.

In der Sozialrechnungsmatrix sind Daten zu Arbeitsvolumen und Verdiensten auf einer
aggregierten Ebene verknüpft. Außer den wirtschaftlichen nachfrageseitigen Variablen
stehen nur wenige Verteilungsvariablen zur Verfügung. Ungeachtet dessen besteht eine
starke Nachfrage nach Daten zu Lohnunterschieden beispielsweise durch Stellung im
Beruf und Alter über die Aufschlüsselung nach Geschlecht und Bildungsniveau hinaus.
Da diese Daten aus der Lohnstrukturerhebung nur alle vier Jahre zur Verfügung stehen,
müssen die Datenquellen effektiver genutzt werden, um die Datenlücke zu schließen.
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